
MATERIALIEN

Bernd Hüttner/Axel Weipert (Hrsg.)

EMANZIPATION UND 
ENTTÄUSCHUNG
PERSPEKTIVEN AUF DIE NOVEMBER-
REVOLUTION 1918/19



INHALT

Vorwort� 2

Gisela Notz
Geächtet, verfolgt und inhaftiert� 5
Der Kampf der Sozialistinnen um das Frauenwahlrecht

Axel Weipert
«Russische Zustände» an der Spree?� 12
Die Revolution 1918/19, ihre Räte und die Rolle Russlands

Stefan Bollinger
Schwierigkeiten einer staatstragenden Partei mit der Revolution� 20
Die Mehrheitssozialdemokratische Partei (MSPD) in den Jahren 1918/19

Mario Hesselbarth
Repräsentant der revolutionären sozialistischen Arbeiterschaft� 29
Die Politik der USPD während der Novemberrevolution 1918/19

Karsten Krampitz
«Ecclesiam habemus!»� 37
Vom Ende der Staatskirche: 100 Jahre Evangelische Kirche in Deutschland

Julia Killet/Riccardo Altieri
Kontrahent_innen und Gleichgesinnte� 43
Die Rollen von Rosa Luxemburg und Kurt Eisner während 
der Novemberrevolution 1918/19

Christian Dietrich
«Kein innerer Frieden»� 50
Eugen Levinés Rede vor dem bayerischen Standgericht im Juni 1919

Anja Thuns
«Cläre, mach’ Du’s!»� 55
Erinnerungen von Frauen an die Revolutionsereignisse 1918/19

Die Autor_innen� 62
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VORWORT

Das Land in der Mitte Europas tut sich schwer 
mit seinen revolutionären Traditionen. Zweifel-
los gehören sie nicht unbedingt zum Kern des-
sen, was bisweilen als «nationale Identität» 
bezeichnet wird. Und mehr noch: Vielfach gibt 
es nicht einmal ein breit verankertes Wissen 
über die revolutionäre Geschichte. Deshalb 
konnte vor einigen Jahren ein Sammelband 
zu den Ereignissen im November 1918 durch-
aus treffend mit «Die vergessene Revolution» 
übertitelt werden.1 Sind die Deutschen also 
kein Volk von Revolutionär_innen? Oder zu-
mindest keines, das sich stolz auf seine eman-
zipatorischen Traditionen besinnt? Stimmt am 
Ende vielleicht sogar, was Lenin angeblich 
über die Deutschen zu sagen wusste – dass 
sie sich, bevor sie einen Bahnhof stürmen, erst 
eine Bahnsteigkarte kaufen?
Begibt man sich auf Spurensuche in der 
deutschen Geschichte, wird dagegen klar: 
Deutschland ist reich an rebellischen Traditio-
nen, an Kämpfen um Gleichberechtigung, um 
Anerkennung, um demokratischen und sozia-
len Fortschritt. Dazu zählen die Aufstände der 
Bauern im 16. Jahrhundert, deren wichtigste 
Programmschrift, die Zwölf Artikel, neben de-
mokratischen auch wirtschaftliche und sozi-
ale Elemente enthielt. Außerdem ist hier die 
Revolution von 1848 zu nennen, in der es um 
konstitutionelle Reformen ging, aber ebenso 
um soziale Forderungen. Ein Höhepunkt die-
ser langen Reihe von Auseinandersetzungen 
war die Revolution nach dem Ersten Welt-
krieg. Millionen Menschen engagierten sich 
für ihre Ziele und waren bereit, ein altes, mor-
sches System durch ein neues zu ersetzen.
Zwar traten die alten Herrscher mit dem Kaiser 
an der Spitze unter dem Druck von unten er-
staunlich geräuschlos ab. Bald wurde jedoch 
klar, dass die Revolution nicht nur Befürwor-
ter_innen hatte. Auch die Gegner_innen mo-
bilisierten ihre Kräfte, um von ihren Privilegien 

zu retten, was zu retten war. Es lohnt sich da-
her, die Revolution nicht nur aus der Perspek-
tive ihrer Anhänger_innen, sondern auch der 
ihrer Widersacher_innen zu betrachten – erst 
diese Gesamtschau gibt ein stimmiges Bild, 
und nur so werden auch ihre Unzulänglichkei-
ten verständlich. Die Frage nach Erfolg oder 
Scheitern der Revolution bedarf also einer dif-
ferenzierten Betrachtung.
Vieles von dem, was ab November 1918 ge-
fordert und zum Teil durchgesetzt wurde, war 
bereits seit Langem artikuliert worden. Dazu 
zählt das allgemeine Wahlrecht für Frauen. 
Gisela Notz schildert in ihrem Beitrag diesen 
zähen Kampf. Zugleich macht sie darauf auf-
merksam, dass sich die Befürworter_innen 
dieses Wahlrechts in vielen anderen Punkten 
keineswegs einig waren, was die Durchset-
zung zusätzlich erschwerte. Dennoch gehört 
das Frauenwahlrecht zu den großen, bleiben-
den Erfolgen dieser Revolution.
Andere Anliegen konnten nur in Ansätzen 
umgesetzt werden. Ein umfassendes Rä-
tesystem wurde nicht geschaffen, lediglich 
Betriebsräte mit beschränkten Kompetenzen 
konnten etabliert werden. In den Kämpfen um 
die Räte finden sich allerdings sehr viel weiter 
reichende Forderungen – noch 1919 konnten 
dafür Hunderttausende mobilisiert werden, 
wie Axel Weipert zeigt. In ihrer Funktion als 
begrenzte Betriebsräte existiert diese neue In-
stitution bis heute – auch hier zeigt sich, wie 
langfristig die Wirkungen der Revolution wa-
ren. Zugleich weist Axel Weipert auf einen 
wichtigen Faktor hin, der die Revolution von 
außen beeinflusste: die Ereignisse im revolu-
tionären Russland.
Politischer Kampf erfordert Organisation. Eine 
der zentralen Organisationen der Revolution 
war die Unabhängige Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands (USPD). Mario Hessel-
barth zeichnet ihre Geschichte nach und kon-
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statiert, dass sie der «politische Repräsentant 
der revolutionären sozialistischen Arbeiter-
schaft» gewesen ist. Ihre Erfolge waren in der 
Tat beeindruckend, binnen weniger Mona-
te mobilisierte sie fast eine Million Mitglieder 
und trat zeitweise in die Regierung ein. Den-
noch vermochte sie es letztlich nicht, die po-
litische Entwicklung in ihrem Sinn nachhaltig 
zu beeinflussen.
Über die gesamte Dauer der Revolution, von 
November 1918 bis Juni 1920, stellte die 
SPD allein oder in Koalitionen die Regierung 
Deutschlands. In Stefan Bollingers Untersu-
chung fällt die Bilanz jedoch zwiespältig aus: 
Einerseits stehen auf der Habenseite viele Er-
rungenschaften, andererseits setzte die SPD 
rasch und konsequent auf ein Bündnis mit den 
alten Eliten und damit auf die falschen Partner. 
Das konnte nicht ohne Folgen bleiben. Bollin-
ger hält kritisch fest: «Der Klassenkompromiss 
der MSPD [Mehrheitssozialdemokratische 
Partei Deutschlands] war auf den ersten Blick 
erfolgreich, auf den zweiten ein Verhängnis.»
Revolutionen geschehen nicht einfach, sie 
werden von Menschen gemacht. Gerade die 
Revolution von 1918 wurde von einer breiten 
Massenbewegung getragen. Dennoch verbin-
den wir dieses Ereignis nicht zu Unrecht auch 
mit einzelnen Persönlichkeiten. Dazu zählen 
Rosa Luxemburg und Kurt Eisner, deren Le-
benswege und Aktivitäten in der Revolution 
Julia Killet und Riccardo Altieri nachzeichnen. 
Deutlich wird dabei: So einig sich die beiden 
in ihren langfristigen Zielen waren, so unter-
schiedlich waren doch ihre Vorstellungen vom 
richtigen Weg zum Sozialismus.
Wie Eisner war auch Eugen Leviné in Mün-
chen aktiv und gilt als einer der führenden 
Köpfe der Bayerischen Räterepublik. Seine 
Verteidigungsrede zählt zu den großen Ge-
richtsreden revolutionärer Politik. Christian 
Dietrich beschreibt in seinem Beitrag die 
Umstände der Rede und die Haltung dieser 
bemerkenswerten Persönlichkeit. Levinés 
Engagement war demnach getragen von hu-

manistischen Idealen, aber auch von einer 
basisdemokratischen Vorstellung von den 
Aufgaben der Räte. Gerade das Justizsystem 
gehörte zu den Bollwerken der alten Ordnung 
und bekämpfte die Revolution und ihre Prota-
gonist_innen scharf – was sich nicht zuletzt im 
Todesurteil gegen Leviné niederschlug.
Zu den Kritiker_innen von Revolution und Re-
publik zählten auch große Teile der protestan-
tischen Kirchen. Karsten Krampitz zeigt auf, 
dass die Revolution zwar die protestantischen 
Landeskirchen bis heute neu ordnete, dafür 
aber in der Weimarer Zeit nur wenig Dank ern-
tete. Die Loyalität zur untergegangenen Mo-
narchie und zum Obrigkeitsstaat blieb stark 
und bildete die Voraussetzung dafür, dass das 
«protestantische Milieu zum Rekrutierungs-
gebiet demokratiefeindlicher Kräfte» wurde. 
Schließlich führte diese Haltung auch zu einer 
Offenheit gegenüber dem erstarkenden Nati-
onalsozialismus, die im Katholizismus so nicht 
zu finden war.
Mit Widerständen ganz anderer Art hatten die 
Revolutionärinnen zu kämpfen – innerhalb 
wie außerhalb der revolutionären Bewegung, 
denn Skepsis schlug ihnen oft auch vonseiten 
ihrer männlichen Mitstreiter entgegen. Anja 
Thuns kritisiert zudem, dass die vielfältige Be-
teiligung von Frauen an der Umwälzung noch 
immer viel zu wenig gewürdigt wird. Frauen 
demonstrierten, organsierten Aktionen und 
artikulierten selbstbewusst ihre Anliegen, wie 
die von Thuns ausgewerteten Dokumente zei-
gen. Damit eröffnet sich zugleich eine wich-
tige Ebene der Revolutionsgeschichte: die 
Frage nach den Motiven und Erfahrungen der 
einzelnen Beteiligten.
Gerade mit Blick auf die Ereignisse vor 
100 Jahren zeigt sich deutlich: Deutschland 
verfügt über eine beeindruckende revolutio-
näre Geschichte. Das wird auch keineswegs 
durch die Tatsache geschmälert, dass in den 
Jahren 1918 bis 1920 nicht alle Deutschen An-
hänger_innen der Revolution waren oder alle 
Anhänger_innen die gleichen Ziele verfolg-



ten. Gerade in Zeiten, in denen politische, wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Verhältnisse 
grundlegend infrage gestellt werden, sind Dis-
kussionen ebenso notwendig wie kontrovers. 
Wir sind gut beraten, uns unserer emanzipa-
torischen Wurzeln zu erinnern und um deren 
Deutung zu streiten. Die Revolution von 1918 
bis 1920 kann dabei den Blick besonders für 
zwei Aspekte schärfen. Einerseits zeigt sie uns, 
dass gesellschaftlicher Fortschritt erkämpft 
werden muss, dass viele unserer Freiheiten 
heute auf das Engagement der damaligen Re-
volutionär_innen zurückgehen. Zum anderen 

erinnert sie uns daran, dass viele der mit ihr 
verbundenen Ziele und Hoffnungen noch im-
mer auf ihre Verwirklichung warten. Wenn die 
vorliegende Broschüre dazu einen Beitrag leis-
ten kann, hat sie ihren Zweck erfüllt.
In diesem Sinne wünschen wir eine anregen-
de Lektüre.

Bernd Hüttner und Axel Weipert
Bremen/Berlin, Juni 2018

1  Gallus, Alexander (Hrsg.): Die vergessene Revolution von 1918/19, 
Göttingen 2010.
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Gisela Notz

GEÄCHTET, VERFOLGT UND INHAFTIERT
DER KAMPF DER SOZIALISTINNEN UM DAS FRAUENWAHLRECHT

In der Erklärung des Rates der Volksbeauftrag-
ten, der im Zuge der revolutionären Ereignis-
se nach dem Ersten Weltkrieg ab dem 10. No-
vember 1918 die höchste Regierungsgewalt 
innehatte, an das deutsche Volk vom 12. No-
vember 1918 heißt es eindeutig: «Alle Wah-
len zu öffentlichen Körperschaften sind fortan 
nach dem gleichen, geheimen, direkten, all-
gemeinen Wahlrecht […] für alle mindestens 
20 Jahre alten männlichen und weiblichen Per-
sonen zu vollziehen.»1 Mit der Formulierung 
«alle männlichen und weiblichen Personen» 
war eine Forderung der Frauenbewegungen 
erfüllt, für die sie – wenn auch von unter-
schiedlichen Standpunkten aus und mit unter-
schiedlichen Zielsetzungen – jahrelang mit viel 
Ausdauer, Mut und Fantasie gekämpft hatten.
Die Frauen in Deutschland haben das Wahl-
recht nicht geschenkt bekommen, seine Ein-
führung war vielmehr das Ergebnis eines 
langen Frauenrechts- und Klassenkampfes. 
Denn gerade in dieser Frage bestand «ein 
enormer Unterschied zwischen arbeitenden 
Frauen und den besitzenden Ladies, zwischen 
einer Dienerin und ihrer Herrin».2 Ohne den 
Kampf der Sozialistinnen, die hartnäckig an 
drei «Fronten» kämpfen mussten – gegen die 
Repressionen durch die Behörden, gegen die 
Frauenfeindlichkeit mancher Genossen und 
gegen viele bürgerliche Frauen – wäre das 
Frauenwahlrecht nicht durchgesetzt worden.

Ein langer, schwieriger Kampf
In vielen Veröffentlichungen zum 100. Jah-
restag der Einführung des Frauenwahlrechts 
werden heute vor allem Frauen aus der bür-
gerlichen Frauenbewegung, die für das 
Stimmrecht gekämpft haben, hervorgeho-
ben.3 Vergessen wird der Kampf der sozialisti-
schen Arbeiterinnenbewegung, ohne den das 

allgemeine und gleiche Wahlrecht für Frauen 
nicht durchgesetzt worden wäre.
Zwar forderte Louise Otto (1819–1895), die 
Begründerin der bürgerlichen Frauenbewe-
gung, bereits 1843 «die Theilnahme der weib-
lichen Welt am Staatsleben».4 Für sie und ih-
re Mitstreiterinnen war das Frauenwahlrecht 
also durchaus zentral, doch sie sahen in ihm 
ein Fernziel: Sie fürchteten, dass die meis-
ten Frauen noch nicht in der Lage seien, das 
Recht selbstständig zu nutzen, und dass In-
teressenverbände und Parteien die Frauen 
für ihre Zwecke instrumentalisieren könn-
ten. Anders die Frauenrechtlerin Hedwig 
Dohm (1831–1919): Sie rief 1873 den Frauen 
zu: «Fordert das Stimmrecht, denn über das 
Stimmrecht geht der Weg zur Selbständig-
keit und Ebenbürtigkeit, zur Freiheit und zum 
Glück der Frau.»5 Damit war sie ihrer Zeit weit 
voraus. Politisches Engagement vertrug sich 
nicht mit dem bürgerlichen Frauenideal.
Der Kampf um das Frauenwahlrecht war nicht 
zuletzt deshalb schwierig, weil Frauen – be-
dingt sowohl durch ihre unterschiedliche so-
ziale Herkunft als auch ihre unterschiedlichen 
politischen Vorstellungen – nicht die gleichen 
Interessen einbrachten. In Deutschland trat 
der «radikale Flügel» der bürgerlichen Frauen 
für gleiche politische Rechte als Vorausset-
zung für die Gleichstellung der Frauen in al-
len Bereichen von Staat und Gesellschaft ein.6 
Die «gemäßigten Bürgerlichen», seit 1894 im 
Bund Deutscher Frauenvereine (BDF) organi-
siert, stritten darum, ob Frauen ein allgemei-
nes und demokratisches Wahlrecht einfor-
dern sollten, das in Preußen bis 1918 nicht 
einmal für die Männer der unteren Schichten 
galt, oder ob sie die Anpassung an die Rechte 
«ihrer» Männer fordern sollten, das heißt ein 
Wahlrecht, gestaffelt in drei oder vier Klassen 
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je nach Höhe der gezahlten Steuern, und da-
mit ein beschränktes «Damenwahlrecht».7

Die völlig rechtlose Situation der Arbeiterin-
nen und Dienstmädchen nahmen sie nicht in 
den Blick. So kam es kaum zu gemeinsamen 
Aktionen, eher zu Behinderungen. Ohnehin 
war es für die bürgerlichen Frauen schwierig, 
weil keine der bürgerlichen Parteien die Forde-
rung der Frauen nach dem Frauenwahlrecht 
unterstützte.8 Bis zu seiner Durchsetzung wa-
ren es lediglich die beiden sozialdemokrati-
schen Parteien MSPD und USPD, die sich für 
ein allgemeines und demokratisches Wahl-
recht für alle Staatsbürger_innen ohne Unter-
schied des Geschlechts einsetzten.
Auf der Frauenstimmrechtskonferenz der 
«Bürgerlichen» 1899 in London schlossen sich 
sowohl Anhängerinnen eines eingeschränk-
ten als auch eines allgemeinen Wahlrechts 
zusammen. Erst 1902 gründeten Anita Augs-
purg (1857–1943) und Lida Gustava Heymann 
(1868–1963) in Hamburg den Verein für Frau-
enstimmrecht. 1904 nahm der Verband unter 
Ausschluss der Sozialistinnen am Internatio-
nalen Frauenstimmrechtskongress in Berlin 
teil. Auf dem Kongress wurde der Weltbund 
für das Frauenstimmrecht unter dem Vorsitz 
von Marie Stritt (1855–1928) gegründet.9 Der 
Weltbund verfolgte strikte Neutralität in der 
Frage, welche Frauen von den Wahlrechtser-
weiterungen profitieren würden. Das förderte 
Marie Stritts Popularität, verhinderte aber eine 
einheitliche «Marschrichtung» der «Bürgerli-
chen».
Der Interessengegensatz zwischen Proleta-
rierinnen und «Bourgeoisdamen»10 schien 
unüberwindlich. Viele konservative Frauen 
hielten die Forderung bis in die Zeit des Ers-
ten Weltkriegs hinein für verfrüht, weil der öf-
fentliche Widerstand gegenüber Frauen in der 
Politik zu groß erschien oder weil sie ohnehin 
an der propagierten «natürlichen» Bestim-
mung der Frau, die ihren Platz in der Familie 
finden sollte, festhielten. Zu ihnen zählte der 
Deutsch-Evangelische Frauenbund, der noch 

1917 aus dem Bund Deutscher Frauenvereine 
austrat, weil Ersterer die Forderung nach dem 
allgemeinen Frauenstimmrechts nicht mittra-
gen wollte.11

Frauenwahlrecht und prole­
tarische Frauenbewegung
Im Unterschied zu anderen Parteien kämpf-
te die SPD seit ihrer Gründung 1863 für die 
Einführung eines allgemeinen Wahlrechts 
und hielt daran – später gemeinsam mit der 
USPD – bis zu seiner Einführung 1918 fest.12 
Für die proletarische Frauenbewegung stand 
das Frauenwahlrecht, in Verbindung mit der 
Forderung nach einer allgemeinen Wahl-
rechtsreform, von Anbeginn auf dem Pro-
gramm. Nach dem Motto «Können wir nicht 
wählen, so können wir doch wühlen!» betei-
ligten sich viele Frauen an den Wahlkämpfen 
sozialdemokratischer Landtags- und Reichs-
tagsabgeordneter.13 Sie wollten damit der Par-
tei zum Sieg verhelfen, die ihre Anliegen un-
terstützte. Darüber berichteten Ottilie Baader 
(1847–1925), die Zentralvertrauensperson der 
SPD-Frauen, und Pauline Staegemann (1883–
1909), die Begründerin des Berliner Arbeiter- 
und Mädchenvereins von 1873.14

Bereits auf dem Internationalen Arbeiterkon-
gress, der vom 14. bis 20. Juli 1889 in Paris 
tagte, hatte Gertrud Guillaume-Schack (1845–
1903) – unterstützt durch Clara Zetkin (1857–
1933) und Emma Ihrer (1857–1911) – das un-
eingeschränkte Frauenstimm- und Wahlrecht 
gefordert.15 Die Proletarierinnen wussten, 
dass sie von den bürgerlichen Frauen keine 
Unterstützung zu erwarten hatten: «Die Arbei-
terfrauen», so Clara Zetkin auf dem Kongress, 
«welche nach sozialer Gleichheit streben, er-
warten für ihre Emanzipation nichts von der 
Frauenbewegung der Bourgeoisie, welche 
angeblich für Frauenrechte kämpft.»16 Zetkin 
unterstrich, dass sich die Interessen wider-
sprechen: Während die bürgerliche Frauen-
bewegung für eine Stärkung der Position der 
Frauen im herrschenden System eintrat, ging 
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es Zetkin und ihren Mitstreiterinnen um das 
Frauenwahlrecht als Mittel im Kampf gegen 
den Kapitalismus. Die Dynamik dieses Wider-
spruchs machte Zetkin auch 20 Jahre später 
auf der Konferenz sozialistischer Frauen in 
Mannheim 1906 deutlich: «Die Forderung der 
Frau, als Persönlichkeit mittels des aktiven und 
des passiven Wahlrechts den ihr gebühren-
den Platz in Staat und Gemeinde auszuüben, 
hat ihre wichtigste treibende Kraft durch die 
wirtschaftliche Entwicklung und durch die ka-
pitalistische Produktion erhalten.»17 Aber den 
Sozialistinnen ging es nicht um den «Kampf 
gegen die Männerwelt ihrer Klasse», sondern 
um den «Kampfe gegen die Kapitalistenklas-
se und gegen die kapitalistische Ordnung».18 
Daran hatten die Bürgerlichen kein Interes-
se. Auch Luise Zietz (1865–1922), damals im 
Parteivorstand der SPD, ging mit den bürger-
lichen «Schwestern» ins Gericht. Der größte 
Teil würde sich mit einem «beschränkten Frau-
enwahlrecht» zufriedengeben und sich nicht 
darum kümmern, wenn die große Masse der 
Proletarierinnen weiter in politischer Rechtlo-
sigkeit gehalten würde.19

Viele Sozialistinnen, die in Deutschland für ih-
re Anliegen kämpften, wurden gesellschaft-
lich geächtet, diskriminiert und verfolgt und 
nicht selten ins Gefängnis geworfen. Schließ-
lich war von 1878 bis 1890 Bismarcks «Gesetz 
gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen 
der Social-Demokratie» in Kraft, das sämtli-
che Basisaktivitäten von Parteien, Gewerk-
schaften und anderen sozialistischen Zusam-
menschlüssen betraf und auch nach 1890 das 
gesellschaftliche Klima weiter mitprägte. So-
zialistische Frauen waren einer doppelten Un-

terdrückung und Verfolgung durch die Staats-
gewalt ausgesetzt, weil Frauen erst seit 1908 
mit Inkrafttreten des Reichsvereinsgesetzes 
einer politischen Partei oder Organisation bei-
treten konnten. Keine der führenden Frauen 
der proletarischen Frauenbewegung blieb von 
Verfolgung verschont, während viele «Bürger-
liche» ungehindert konservative Politik betrei-
ben konnten.
Erst nach 1908 durfte der Wahlrechtskampf 
offen und offensiv geführt werden. August 
Bebel (1840–1913), Parteivorsitzender der 
SPD, beantragte 1875 auf dem Gothaer Par-
teitag, der Forderung nach dem allgemeinen, 
gleichen, geheimen Wahlrecht für alle Staats-
bürger die Forderung nach dem Wahlrecht für 
Frauen hinzuzufügen. Durchsetzen konnte er 
sich damit jedoch (noch) nicht. Ausdrücklich 
betonten die sozialdemokratischen Männer, 
dass die Ablehnung des Frauenwahlrechts 
nicht aus prinzipiellen Gründen erfolge, son-
dern aus «taktischen» Erwägungen, weil man 
sich von den Frauen keinen Stimmen- oder 
Mitgliederzuwachs für die SPD erhoffte.20 Im 
Gothaer Programm hieß es: «Allgemeines, 

gleiches, direktes Wahl- 
und Stimmrecht mit ge-
heimer und obligatorischer 
Stimmabgabe aller Staats-
angehörigen vom 20. Le-
bensjahre an.» Alle Staats-
angehörigen waren eben 
alle Männer. Erst auf dem 

Parteitag 1891 in Erfurt konnte Clara Zetkin die 
(meisten) Genossen davon überzeugen, dass 
«allgemein und gleich» auch die Frauen ein-
schließen müsse. Im Parteiprogramm hieß es 
jetzt: «ohne Unterschied des Geschlechts».
Diese Formulierung im Reichstag durchzu-
setzen war nicht zuletzt deshalb schwierig, 
weil ihm bis zum Ende des Kaiserreichs keine 
Frauen angehörten. Als August Bebel 1895 
gemeinsam mit Ignaz Auer (1846–1907) den 
Gesetzentwurf einbrachte, der die Einfüh-
rung des Frauenstimmrechts zum Inhalt hatte, 

Keine der führenden Frauen der 
proletarischen Frauenbewegung blieb 
von Verfolgung verschont, während 
viele «Bürgerliche» ungehindert 
konservative Politik betreiben konnten.
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musste er es ertragen, dass er von den Män-
nern aller übrigen Parteien deswegen belä-
chelt wurde. 1906 wurde derselbe Antrag als 
«Gesetzentwurf Albrecht und Genossen» wie-
derholt, durch Eduard Bernstein (1850–1932) 
begründet und erneut abgelehnt.
1903 beschloss der SPD-Parteitag, in allen 
Wahlrechtskämpfen auch das Frauenstimm-
recht zu betonen.21 Die durch die Frauen or-
ganisierten Veranstaltungen erfreuten sich 
regen Zulaufs. Ottilie Baader bezeichnete die 
Wahlrechtsbewegung von 1905/06 als die 
«umfassendste und kräftigste Aktion für das 
Frauenstimmrecht […], die wir in Deutsch-
land bis jetzt gehabt haben», obwohl die For-
derung «mehrfach von den Genossen verges-
sen» worden sei.22 Schließlich wurde auf der 
SPD-Frauenkonferenz 1906 in Mannheim der 
Beschluss gefasst, die Forderung nach dem 
Frauenstimmrecht in den Mittelpunkt der 
SPD-Politik zu stellen – diesmal ohne Rück-
sicht auf taktische Überlegungen.23

Die SPD-Frauen hatten erkannt, dass das Pro-
blem auf nationaler Ebene nicht zu lösen war. 
Auf der ersten Internationalen Sozialistischen 

Frauenkonferenz 1907 in Stuttgart legten die 
Sozialistinnen eine einheitliche Marschrou-
te für den Frauenwahlrechtskampf fest. Die 
Parteien aller Länder verpflichteten sich, ener-
gisch für die Einführung des uneingeschränk-
ten allgemeinen Frauenwahlrechts einzutre-
ten. Auf Vorschlag von Luise Zietz wurde ein 
Internationales Frauensekretariat gegründet. 
Zur Sekretärin wurde Clara Zetkin gewählt. 
Die Zeitschrift Die Gleichheit wurde zum inter-
nationalen Organ bestimmt. Rosa Luxemburg 
(1871–1919) hielt eine flammende Rede und 

überzeugte die internationalen Gäste von der 
Notwendigkeit der Einrichtung eines interna-
tionalen Frauensekretariats, um die interna-
tionale Zusammenarbeit der sozialistischen 
Frauen zu intensivieren.24

Bei der zweiten Internationalen Sozialisti-
schen Frauenkonferenz am 26. und 27. Au-
gust 1910 in Kopenhagen brachte Clara Zetkin 
gemeinsam mit Käthe Duncker (1871–1853) 
und Gertrud Hanna (1876–1944), damals Lei-
terin des Frauensekretariats bei der General-
kommission der Gewerkschaften Deutsch-
lands, die Durchführung eines Frauentags zur 
Abstimmung, «der in erster Linie der Agitation 
für das Frauenwahlrecht» dienen sollte.25 Der 
Antrag wurde einstimmig angenommen.
Die sozialistische Frauenbewegung richte-
te sich nicht allein auf die Einführung des 
Frauenwahlrechts. Vielmehr verstand sie 
es im Kampf um Gleichberechtigung als Teil 
der «ganzen Frauenfrage», zu der eine gan-
ze Reihe von Forderungen gehörte wie etwa 
die nach Schutz der Arbeiterinnen am Ar-
beitsplatz, sozialer Fürsorge für Mutter und 
Kind, Gleichbehandlung von verheirateten 

und ledigen Müttern, 
Bereitstel lung von 
Kinderkrippen und Kin-
dergärten, freie Schul-
mahlzeiten und Lehr-
mittelfreiheit. Auch 
das unterschied sie 
von der radikalen bür-

gerlichen Frauenbewegung, deren Forderun-
gen sich in der Einführung des Frauenwahl-
rechts erschöpften, weil sie der Meinung 
waren, damit wäre die Emanzipation der Frau-
en durchgesetzt.26

Der Frauentag am 19. März 1911 wurde ein 
voller Erfolg. «Eine wuchtige, sozialdemokra-
tische Kundgebung für das Frauenwahlrecht», 
so geht es aus einem Bericht des SPD-Partei-
vorstands hervor.27 Etliche Frauen der radika-
len bürgerlichen Frauenbewegung nahmen 
an den Veranstaltungen teil oder überbrach-

Der Beginn des Ersten Weltkriegs vertiefte 
den Riss zwischen den Frauenbewegun­
gen. Internationale Zusammenschlüsse 
waren kaum mehr möglich. Frauentage 
wurden von den Behörden verboten.
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ten Grußadressen. Da die bürgerlichen Frau-
en sich in diesem Fall hinter die Forderungen 
der proletarischen Bewegung stellten, war ein 
vereintes Demonstrieren möglich. Die Gleich-
heit berichtete anschließend: «Zahlreiche Po-
lizeimannschaften in der Nachbarschaft der 
Versammlungslokale bewahrten revolverge-
rüstet die Stadt vor dem Umsturz der Frau-
en.»28 In vielen Orten des Reichs fanden Ver-
sammlungen statt, auf denen Resolutionen 
zum Frauenstimmrecht beschlossen wur-
den. Bürgerliche Depeschenbüros schätzten 
die Zahl der Teilnehmer_innen auf 30.000 – 
«höchstwahrscheinlich gut über die Hälfte zu 
niedrig», vermutete Die Gleichheit.
Auch im Jahr 1912 fanden Hunderte von Frau-
enversammlungen statt, die das Interesse der 
Frauen an den Reichstagswahlen unterstri-
chen. In Stuttgart hielt Rosa Luxemburg am 
12. Mai 1912 eine Rede zu «Frauenwahlrecht 
und Klassenkampf», in der sie unter dem Mot-
to «Her mit dem Frauenwahlrecht!» die poli-
tische Rechtlosigkeit der Frauen scharf verur-
teilte. Die kraftvolle Bewegung von Millionen 
Proletarierinnen, die ihre politische Rechtlo-
sigkeit als Unrecht empfänden, wertete sie 
als ein «untrügliches Zeichen» dafür, «dass die 
gesellschaftlichen Grundlagen der bestehen-
den Staatsordnung morsch und ihre Tage ge-
zählt sind».29

Der Beginn des Ersten Weltkriegs vertief-
te den Riss zwischen den Frauenbewegun-
gen. Internationale Zusammenschlüsse wa-
ren kaum mehr möglich. Frauentage wurden 
von den Behörden verboten. Sozialistinnen 
kämpften – wenn auch überschattet von den 
Kriegsereignissen und teilweise beschäftigt 
mit kommunaler Fürsorge – weiter für das 
Frauenwahlrecht. Gertrud Bäumer (1873–
1954) schuf aus patriotischer Motivation mit 
dem Ziel der «Aufrechterhaltung der Hei-
matfront» den Nationalen Frauendienst. Etli-
che sozialdemokratische Frauen, unter ihnen 
auch Marie Juchacz (1879–1956), folgten der 
Aufforderung. Viele Frauen schlossen sich 

der 1917 gegründeten USPD an, weil sie die 
Kriegspolitik der SPD-Führung nicht weiter 
mittragen konnten.

Gemeinsames Vorgehen 
von bürgerlichen und 
proletarischen Frauen­
bewegungen
Das nahende Kriegsende, die politischen 
Unruhen und die revolutionäre Stimmung 
gaben der Frauenstimmrechtsbewegung 
neuen Aufschwung. Das bürgerliche Frau-
enstimmrechtslager schloss sich zusammen 
und begann, mit der sozialdemokratischen 
Frauenbewegung zusammenzuarbeiten. Ge-
meinsam wurden nun Frauenversammlungen 
in vielen größeren Städten veranstaltet. Der 
«gemäßigte» Flügel der bürgerlichen Frauen-
bewegung hielt sich allerdings bis zuletzt ganz 
fern. Die im Reichstag vertretenen Parteien 
verhielten sich weiterhin ablehnend. Am 22. 
März 1917 legten Eduard Bernstein (SPD) und 
Genossen den Gesetzentwurf für das allge-
meine Wahlrecht «ohne Unterschied des Ge-
schlechts» erneut vor – er wurde auch dieses 
Mal abgelehnt.
Im Dezember 1917 wurde dem Preußischen 
Landtag eine «Erklärung zur Wahlrechtsfra-
ge» überbracht. Die Erklärung war von Marie 
Juchacz für die Frauen in der MSPD, Marie 
Stritt für den Deutschen Reichsbund für Frau-
enstimmrecht und Minna Cauer (1841–1922) 
für den Deutschen Bund für Frauenstimm-
recht unterschrieben. Die USPD hatte die Un-
terstützung der Erklärung abgelehnt, weil sie 
eine eindeutig sozialistisch ausgerichtete Re-
publik anstrebte. Clara Zetkin sah in der ge-
meinsamen Erklärung den Beweis, dass «die 
sozialdemokratische Frauenbewegung zu 
einer Nichts-als-Reformbewegung entartet 
[war], die die bürgerliche Ordnung nicht stür-
zen, sondern stützen will».30 Entsprechende 
Gesetzentwürfe der SPD zur Durchsetzung 
des Frauenwahlrechts wurden noch bis Juli 
1918 vom Reichstag abgelehnt.31
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Endlich das Frauen­
wahlrecht
Deutschland war mitten im politischen Um-
sturz, als die Frauenrechtlerinnen endlich ihr 
Ziel erreichten. Ausgehend vom Matrosenauf-
stand Anfang November 1918 in Kiel, bildeten 
sich zu Beginn der Revolution von 1918/19 
in nahezu allen größeren deutschen Städ-
ten revolutionäre Arbeiter- und Soldatenrä-
te, die die politische Macht übernahmen. Sie 
forderten Frieden, Demokratie und die Ab-
dankung des Kaisers sowie der übrigen Herr-
scher in Deutschland. Nach der Erklärung des 
Thronverzichts durch den Reichskanzler am 
9. November und der Flucht des Kaisers am 
11. November 1918 brach der Obrigkeitsstaat 
zusammen. Obwohl viele Frauen an den re-
volutionären Aktionen beteiligt waren, waren 
nur wenige in der revolutionären Rätebewe-
gung aktiv; unter ihnen Toni Sender (1888–
1964) in Frankfurt am Main, Anita Augspurg 
und Lida Gustava Heymann in München so-
wie Anna Nemitz (1873–1962) in Groß-Berlin. 
Auf dem Allgemeinen Kongress der Arbeiter- 
und Soldatenräte vom 16. bis 21. Dezember 
1918 in Berlin waren unter den 496 Delegier-
ten zwei Frauen: Käthe Leu aus Danzig und 
Klara Noack aus Dresden.32

Frauen in den Parlamenten
Am 19. Januar 1919 zur Wahl der verfas-
sungsgebenden Nationalversammlung durf-
ten Frauen erstmals bei einer landeswei-
ten Wahl in Deutschland an die Wahlurnen 
treten und sich selbst zur Wahl stellen. Die 
KPD, die am 1. Januar 1919 gegründet wor-
den war, nahm nicht an dem Urnengang teil, 
weil sie die Räterepublik durchsetzen wollte. 
Für die Linken stand die Wahl im Schatten der 
Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl 
Liebknecht (1871–1919) – vier Tage vor dem 
Wahltermin. Die Wahlbeteiligung war mit 
82,4 Prozent der wahlberechtigten Männer 
und 82,3 Prozent der Frauen hoch. Insgesamt 
zogen mit vier Nachrückerinnen 41 Frauen in 

die Nationalversammlung ein.33 Das war ein 
Anteil von fast zehn Prozent der Abgeordne-
ten. Ein Frauenanteil in dieser Höhe wurde auf 
nationaler Ebene erst bei der Bundestagswahl 
im Jahr 1983 wieder erreicht. Am 14. August 
1919 wurde die Weimarer Verfassung verkün-
det. Keine Partei versuchte mehr, das Frauen-
stimmrecht anzutasten.
Obwohl für die Wahl nur wenige geschlechts-
differenzierte Daten vorliegen, lassen Wahl
analysen vermuten, wenn auch nicht be-
weisen, dass die absolute Mehrheit der 
Sozialdemokratie durch die Einführung des 
Frauenwahlrechts verhindert wurde. Frauen 
wählten offenbar mehrheitlich konservative 
Parteien,34 von denen keine einzige sie in ihren 
Kämpfen unterstützt hatte. Einigkeit herrscht 
in der Interpretation der Wahlanalysen der 
Weimarer Zeit darin, dass das die konserva-
tiven Parteien begünstigende Wahlverhalten 
der Frauen in erster Linie Ausdruck ihrer stär-
keren kirchlichen Bindungen war.35

Von den 467 Parlamentsmitgliedern, die 
im Juni 1920 in den Deutschen Reichstag 
der Weimarer Republik einzogen, waren 37 
(8,7 Prozent) Frauen, vier Nachrückerinnen 
kamen später hinzu. 22 Parlamentarierinnen 
gehörten SPD und USPD an, die restlichen 15 
verteilten sich auf die konservativen, liberalen 
und katholischen Parteien.36

Am 19. und 20. Februar 1919 sprachen Marie 
Juchacz für die MSPD und Luise Zietz für die 
USPD als erste Frauen vor einem deutschen 
Parlament.37 Mit der Anrede «Meine Herren 
und Damen» lösten sie Heiterkeit aus. «Es ist 
das erste Mal, dass in Deutschland die Frau 
als Freie und Gleiche im Parlament zum Volke 
sprechen darf», stellte Marie Juchacz fest. Sie 
war sich sicher, dass die Frauen der Regierung 
nicht zu Dank verpflichtet waren: «Was die-
se Regierung getan hat, das war eine Selbst-
verständlichkeit; sie hat den Frauen gegeben, 
was ihnen bis dahin zu Unrecht vorenthalten 
worden ist.» Luise Zeitz kommentierte die ers-
ten Vorlagen der Regierung und wurde immer 
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wieder durch Zwischenrufe unterbrochen, 
während sie die Gemeinsamkeiten zwischen 
SPD- und USPD-Frauen hervorhob.38

Die Sozialistinnen brachten frischen Wind und 
neue Themen in das Parlament, denn sie sorg-
ten dafür, dass soziale Probleme, die die unte-
ren Schichten betrafen, zu denen die meisten 
als Dienstmädchen, Weberinnen oder Heim-
arbeiterinnen einmal selbst gehört hatten, 
öffentlich diskutiert wurden und dass die So-
zialgesetzgebung nach deren Interessen wei-
terentwickelt wurde. Die liberalen und konser-
vativen Volksvertreterinnen sahen sich und 
agierten eher als Repräsentantinnen ihres 
Standes.
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Axel Weipert

«RUSSISCHE ZUSTÄNDE» AN DER SPREE?
DIE REVOLUTION 1918/19, IHRE RÄTE UND DIE ROLLE RUSSLANDS

Oft wird den Deutschen nachgesagt, sie sei-
en kein Volk von Revolutionär_innen. Vor 
100 Jahren aber war das Gegenteil richtig, 
auch wenn diese revolutionäre Tradition im öf-
fentlichen Bewusstsein weitgehend verschüt-
tet ist. Um diesem Vergessen entgegenzu-
wirken, sollen im Folgenden drei Aspekte, die 
besondere Aufmerksamkeit verdienen, einge-
hender betrachtet werden: erstens die basis-
demokratisch-sozialistische Rätebewegung 
als zentraler Akteur dieser Revolution, zwei-
tens die zweite Phase der Revolution ab dem 
Frühjahr 1919, in der das parlamentarische 
System endgültig gegenüber dem Rätesys-
tem durchgesetzt wurde, und drittens die Ver-
bindungslinien zwischen der deutschen und 
der russischen Revolution, denn Letztere war 
Vor- und Schreckbild der deutschen Revoluti-
on, zugleich aber nicht nur räumlich weit von 
ihr entfernt.

Revolution und Räte­
bewegung
Die deutsche wie die russische Revoluti-
on sind nur vor dem Hintergrund des Ersten 
Weltkriegs zu verstehen.1 Nach den blutigen 
Kriegsjahren war die Friedenssehnsucht brei-
ter Bevölkerungskreise in beiden Ländern 
groß. Hinzu kamen die dramatisch zugespitz-
te Versorgungslage und damit verbunden ein 
enormer Autoritätsverlust des Staates. Be-
reits während des Krieges war es in Deutsch-
land mehrfach zu umfangreichen politischen 
Streiks gekommen, erstmals 1916 und dann 
vor allem im April 1917 und Januar 1918. An-
fangs handelte es sich bei der Revolution fol-
gerichtig um eine Bewegung gegen den Krieg 
und das alte politische System. Klare Ziele gab 
es zunächst noch nicht und folglich auch kei-
ne fertigen Konzepte in den Schubladen der 

Revolutionär_innen, die nur noch hätten um-
gesetzt werden müssen.
Die kaiserliche Reichsleitung fand nach der 
erzwungenen Abdankung des Monarchen ei-
nen Nachfolger im Rat der Volksbeauftragten, 
einer Koalition aus den beiden sozialdemokra-
tischen Parteien SPD und USPD. Nach dem 
9. November 1918 leiteten zunächst die bei-
den Vorsitzenden, Friedrich Ebert und Hugo 
Haase, gemeinsam die Regierung. Gestützt 
auf die alten Beamten gelang es Ebert jedoch 
binnen kurzer Zeit, zur bestimmenden Kraft im 
Rat der Volksbeauftragten zu werden.
Ein wichtiges Ereignis war der Abschluss des 
Waffenstillstands an der Westfront am 11. No-
vember 1918. Er markiert bereits einen ganz 
entscheidenden Unterschied zwischen der 
deutschen Revolution und ihrem russischen 
Pendant im Februar 1917: denn in Russland 
wurde auch nach dem Sturz der Monarchie 
weitergekämpft. Das kostete die dortige pro-
visorische Regierung einen großen Teil ihrer 
Unterstützer_innen und machte die Oktober-
revolution überhaupt erst möglich.
Die Revolution in Deutschland ist untrennbar 
mit der Gründung von Räten verbunden. In den 
ersten Tagen waren sie die zentralen Akteure 
der Umwälzung, Anhänger_innen und Geg-
ner_innen identifizierten sie geradezu mit der 
Revolution selbst. Sie waren prädestiniert als 
Instrument der Massen, da sie lokal und relativ 
unkompliziert entstanden. Und sie ermöglich-
ten eine direkte Einflussnahme der Wähler_in
nen auf politische Fragen. Es war überhaupt 
ein wesentliches Merkmal dieser Revolution, 
dass sie nicht zentral geplant war oder durch 
eine einzelne Gruppe gelenkt wurde.
Auch in den Revolutionen in Russland von 
1905 und 1917 hatten sich Räte gebildet. Den-
noch kann man nicht einfach von der Kopie 
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eines «russischen Musters» in der deutschen 
Revolution sprechen. Denn die sozialen und 
politischen Rahmenbedingungen in beiden 
Ländern waren sehr unterschiedlich. Das lässt 
sich an vielen Punkten festmachen. Deutsch-
land war ein hoch entwickeltes Industrieland 
mit einer starken und zumindest teilweise in 
das politische System integrierten Arbeiter-
bewegung. Im Gegensatz dazu war Russland 
noch ganz überwiegend agrarisch geprägt. 
Die zaristische Autokratie hatte außerdem ei-
ne Einbindung der Arbeiterbewegung immer 
abgelehnt und sie so zu einem unversöhnli-
chen Gegner der alten Ordnung gemacht.
Kerngedanke des Rätesystems war die Vor-
stellung einer umfassenden Demokratisie-
rung von unten.2 Gewählte Vertreter_innen 
sollten stets mit ihren Wähler_innen in en-
gem Austausch stehen, diesen gegenüber 
verantwortlich sein und auch jederzeit abge-
wählt werden können. Eine Reihe von Merk-
malen des Rätesystems sollte das sicherstel-
len – wenn auch kaum ein realer Rat alle diese 
Punkte erfüllte: Demnach bilden gewählte Rä-
te Gremien, die gesetzgebende und verwal-
tende Funktionen vereinen. Jeder Rat wird 
von seinen Wähler_innen mit einem imperati-
ven Mandat ausgestattet und kann also jeder-
zeit von diesen abberufen werden. Ein wich-
tiger Unterschied zwischen Räten und einem 
parlamentarischen Repräsentativsystem be-
steht darin, dass die Räte nicht nur als Organi-
sationsstruktur zu denken sind. Vielmehr sind 
sie ganz bewusst auch als das entscheidende 
Instrument zum Aufbau eines Rätesystems 
konzipiert. Ziel und Mittel fallen also zusam-
men. Das bedeutet konkret, dass den Räten 
eine Doppelrolle zukommt: als Forum der 
Willensbildung und als Organisator der politi-
schen Aktivitäten. Die Basis kann dabei ganz 
entscheidenden Einfluss ausüben und bei-
spielsweise Aktionen auch gegen den Willen 
der Führer_innen der Räte beschließen.
Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass 
sich die Aktivität der Wähler_innen auch in 

der Praxis nicht auf den Wahlakt beschränk-
te: Streiks oder Demonstrationen wurden im-
mer von der Basis selbst durchgeführt. Damit 
verfügten die Räte über eine starke demo-
kratische Legitimation – vor allem, nachdem 
die ersten, oft per Akklamation entstandenen 
Strukturen durch solche ersetzt wurden, die 
nach einem ausgearbeiteten Wahlsystem be-
stimmt worden waren.
Dass die Räte als revolutionäre Organisations-
formen bekannt und geläufig waren, zeigt sich 
anhand der Tatsache, wie schnell und flächen-
deckend sie sich in weiten Teilen Deutsch-
lands entfalteten. Es gab im Winter 1918/19 
kaum eine Stadt, einen Betrieb oder einen 
Garnisonsstandort in Deutschland, an dem 
sie nicht entstanden. Praktisch alle Zeitungen 
berichteten ab Anfang November ausführlich 
über die Bewegung und sorgten so, gewollt 
oder nicht, zusätzlich für die rasche Verbrei-
tung der Räteidee.
In kleineren Städten erfolgten die Einsetzung 
von Räten und die erste Wahl in der Regel 
nach einer größeren Demonstration auf einem 
zentralen Platz.3 In den Großstädten bildeten 
sie sich meist nach vorgeschalteten Delegier-
tenwahlen in den Betrieben oder Verhand-
lungen zwischen den linken Parteien und Ge-
werkschaften. In den ersten Revolutionstagen 
war vieles improvisiert, klare Strukturen und 
Regeln traten erst später in Kraft – Revolutio-
nen laufen nicht nach einem festen Drehbuch 
ab. Vieles war von den lokalen Verhältnissen 
abhängig. Radikale Räte – etwa in Bremen, 
Braunschweig, Halle oder in Teilen des Ruhr-
gebiets – standen gemäßigteren Räten ge-
genüber, die in den meisten Kleinstädten und 
im Südwesten Deutschlands dominierten. Zu 
Beginn spielten zudem Soldaten, vor allem 
Matrosen der Kaiserlichen Marine, oft eine 
ganz entscheidende Rolle.
In Berlin bildete sich neben der neuen Regie-
rung auch ein zentrales Organ der Räte, der 
Vollzugsrat. Er stützte sich auf rund 800 De-
legierte aus den Betrieben der Hauptstadt 
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und konnte in den ersten Wochen zudem als 
höchstes Gremium der Räte ganz Deutsch-
lands agieren. Damit geriet er in die Rolle ei-
nes ernsthaften Konkurrenten der Regierung 
um die höchste Staatsgewalt.
Eine Klärung dieses Konflikts ergab sich erst 
auf dem ersten Reichsrätekongress, der im 
Dezember 1918 in Berlin zusammentrat. Ei-
nerseits beschloss der Kongress eine durch-
greifende Demokratisierung des Militärs: Of-
fiziere sollten von den Mannschaften gewählt 

und einige Symbole der strengen Hierarchie 
wie die Grußpflicht abgeschafft werden. Au-
ßerdem wurde eine umfangreiche Sozialisie-
rung von Unternehmen gefordert. Vor allem 
aber entschieden sich die Räte für ihre Selbst
entmachtung zugunsten eines parlamentari-
schen Systems. Möglichst bald sollte nun die 
verfassunggebende Nationalversammlung 
gewählt werden. Mit dieser Entscheidung 
setzten sich die gemäßigten Räte gegenüber 
den radikalen durch. Denn die Radikalen hat-
ten sich nicht die parlamentarische, sondern 
die Räterepublik zum Ziel gesetzt. Manche 
plädierten auch für ein Mischsystem aus Par-
lament und Räten.
Die Aktivitäten der Räte auf lokaler Ebene wa-
ren sehr vielfältig. Neben der Militärreform 
durch die Soldatenräte, die schon bald auf 
Drängen der Offiziere von der Regierung wie-
der zurückgenommen wurde, war das vor al-
lem die Demokratisierung der Verwaltung. 
Denn die Revolution hatte zwar die Staatsspit-
ze ausgetauscht, die kaiserlichen Beamten 
arbeiteten aber weiter. Hier eröffnete sich ein 
weites Feld der Kontrolle für die Räte. Es ge-

hört aber zu den großen und für die junge Re-
publik fatalen Versäumnissen, dass eine wirk-
liche Verwaltungsreform nicht angegangen 
wurde.
In den Unternehmen waren die Räte ebenfalls 
sehr aktiv, und dabei waren sie erfolgreicher 
als in der Verwaltung. Verbesserungen im 
Arbeitsalltag konnten ebenso durchgesetzt 
werden wie höhere Löhne und die Mitbe-
stimmung der Belegschaften. Noch ambitio-
niertere Vorhaben scheiterten aber.

Bemerkenswert ist die enorme Bandbreite 
der Rätebewegung, die über den Kernbereich 
der Arbeiter- und Soldatenräte weit hinaus-
ging.4 Auch Lehrlinge, Erwerbslose, Frauen, 
Intellektuelle oder Künstler_innen bildeten 
eigene Rätestrukturen. Mit Blick auf die Rol-
le der Frauen in der Rätebewegung ist festzu-
halten: Einerseits wurden viele Vorschläge für 
eine Einbindung von Frauen in die bestehen-
den Räte sowie die Bildung eigener Frauenrä-
te formuliert. Dabei kamen auch heute noch 
aktuelle Fragen zur Sprache, etwa die Verein-
barkeit von Familie und Beruf. Andererseits 
waren Frauen in der Rätepraxis stark unterre-
präsentiert.
Nach der spontanen Bildung der Räte entwi-
ckelte sich bald eine breite Debatte über ihr 
weiteres Schicksal. Ließ sich die Rätebewe-
gung in die bestehende Ordnung integrieren 
oder strebte sie aktiv eine zweite revolutionä-
re Welle an? Zu den Vordenkern der radikalen 
Räte gehörten unter anderem Richard Müller 
und Ernst Däumig vom Groß-Berliner Voll-
zugsrat. Sie entwickelten das sogenannte 
«reine Rätesystem».

Denn die Revolution hatte zwar die Staatsspitze 
ausgetauscht, die kaiserlichen Beamten arbeiteten aber 
weiter. Hier eröffnete sich ein weites Feld der Kontrolle für 
die Räte. Es gehört aber zu den großen und für die junge 
Republik fatalen Versäumnissen, dass eine wirkliche 
Verwaltungsreform nicht angegangen wurde.
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Faktisch stabilisierte sich jedoch die Weima-
rer Republik mit ihrer rein parlamentarischen 
Staatsstruktur und einer weiter auf Privatei-
gentum basierenden Wirtschaftsordnung. 
Auch die Offiziere setzten sich gegen die Sol-
datenräte durch und bauten eine Reichswehr 
nach ihren eigenen konservativen Vorstellun-
gen auf. Dennoch hatte die Rätebewegung 
entscheidenden Anteil daran, dass in der 
Weimarer Reichsverfassung den Räten eini-
ge Kompetenzen zugesprochen wurden. Auf 
diese Verfassungsbestimmung baute dann 
das Betriebsrätegesetz vom Februar 1920 auf. 
Es kann als Vorläufer der heutigen Mitbestim-
mung und der Betriebsräte gesehen werden. 
Das Gesetz ist damit das einzige Erbe der Rä-
tebewegung, das noch heute zumindest indi-
rekt von praktischer Bedeutung ist.

Die zweite Phase 
der Revolution
Wie bereits angedeutet, hatte sich trotz der 
Revolution unter der neuen republikanischen 
Oberfläche in vielen Bereichen erstaunlich 
wenig geändert. Das führte unter den Revo-
lutionär_innen bald zu wachsendem Unmut. 
Der USPD-Politiker und Räteaktivist Wilhelm 
Koenen brachte das im Rückblick auf die griffi-
ge Formel: «Es war unser entschlossener Wil-
le, aus der halben Revolution eine ganze wer-
den zu lassen.»5

Den radikaleren zweiten Abschnitt der deut-
schen Revolution kann man auf den Zeitraum 
von Anfang 1919 bis zum Kapp-Lüttwitz-
Putsch ein Jahr später datieren. Lange galt 
diese Periode unter Historiker_innen nur als 
ein Nachspiel der Umwälzung vom Novem-
ber 1918. Für diese Sichtweise spricht auch 
einiges: So wurde im Januar die National-
versammlung gewählt, die dann eine repu
blikanische Verfassung beschloss. Vieles von 
dem, was in den ersten Monaten des Jahres 
1919 entschieden wurde, erwies sich an-
schließend als nicht mehr umkehrbar. Für die 
Zeitgenoss_innen war allerdings noch nicht 

klar, wohin die Reise gehen würde. Die Men-
schen sahen sich selbst auch nach der Wahl 
zur Nationalversammlung noch mitten in ei-
ner revolutionären Umbruchsituation. Aus 
der Sicht der neuen Regierung erschienen 
die Radikalen und mit ihnen die Räte als lästi-
ger Störfaktor, die der eingeleiteten Entwick-
lung hin zur parlamentarischen Demokratie 
im Weg standen. Das wiederum rechtfertigte 
in den Augen von Regierungsmitgliedern wie 
Friedrich Ebert und Gustav Noske den Einsatz 
massiver Repression bis hin zu militärischer 
Gewalt gegen jene Kräfte, die auf weiter ge-
hende Maßnahmen drängten.
Die Generalstreikwelle im Frühjahr 1919 war 
gewissermaßen Höhe- und Wendepunkt der 
zweiten Phase der Revolution. Organisiert von 
den Räten, hatten im Ruhrgebiet, in Mittel-
deutschland und an anderen Orten die Strei-
kenden das Wirtschaftsleben zum Stillstand 
gebracht. Das spektakulärste Beispiel für die-
se Welle war der Generalstreik in Berlin im 
März.6 Rund eine Million Beschäftigte aus den 
Berliner Betrieben beteiligten sich. Interessant 
dabei ist, dass diese machtvolle Bewegung 
von den Berliner Räten getragen war. Und 
mehr noch: Es war gerade deren Basis direkt 
in den Betrieben, die sich damit gegen die ei-
genen Führungspersonen durchsetzte.
Als Ziele formulierte man eine dauerhafte An-
erkennung der Räte, die Sozialisierung der 
Wirtschaft und eine durchgreifende Militär-
reform. Die einzelnen Streikaktionen liefen 
aber nicht koordiniert ab, sondern blieben im-
mer auf eine Region oder gar nur eine Stadt 
begrenzt. Als in Berlin der Streik begann, war 
er im Ruhrgebiet und Halle-Leipzig bereits be-
endet.
Vielfach wurden die Aktionen mit Gewalt nie-
dergeschlagen. Besonders heftig waren die 
Kämpfe im Berliner Osten vom Alexanderplatz 
bis Lichtenberg.7 Die Regierung setzte ihr gan-
zes militärisches Arsenal ein. Der Reichswehr-
minister Noske erließ außerdem einen wider-
rechtlichen Befehl, dem zufolge jeder Mensch 
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sofort erschossen werden konnte, der mit ei-
ner Waffe aufgegriffen wurde. Mindestens 
2.000 Tote waren das traurige Ergebnis des 
Streiks – die meisten von ihnen waren Opfer 
der brutalen Racheaktionen der Regierungs
truppen. Parallel hatte die Regierung hastig 
versprochen, einige Forderungen aufzugrei-
fen. Als die Bewegung zu Ende war, wurde 
davon aber kaum etwas umgesetzt – abgese-
hen von dem bereits erwähnten Betriebsräte-
gesetz.
Es ist kein Zufall, dass die Räte zwar viele Ak-
tionen anstoßen konnten, aber häufig dann 
versagten, wenn es um eine überregionale Ko-
ordination ging. Das ist sicher ein erhebliches 
Defizit des Rätesystems mit seiner basisde-
mokratischen Struktur. Daran änderten auch 
die großen Rätekongresse und andere Initia-
tiven wenig, die eine solche Zusammenarbeit 
herbeiführen sollten. Teils ähnliche Erfahrun-
gen lassen sich auch in anderen Versuchen 
der Etablierung von Rätestrukturen erkennen, 
die es bis heute immer wieder, auch global, 
gegeben hat.8

Es bleibt aber festzuhalten: Die Revolution 
war nicht schon mit der Wahl zur Nationalver-
sammlung im Januar 1919 zu Ende. Während 
die Revolution also stark sozialistisch und ba-
sisdemokratisch geprägt war, war es ihr Er-
gebnis nicht. Dieser scheinbare Widerspruch 
lässt sich dadurch auflösen, dass Berlin und 
einige weitere revolutionäre Zentren eben 
nicht repräsentativ für Deutschland in seiner 
Gesamtheit waren. Hinzu kommt, dass pa-
rallel zu den revolutionären Aktivitäten eine 
massive Gegenbewegung einsetzte, der vie-
le Errungenschaften der Revolution – in nicht 
wenigen Fällen auch die Revolutionär_innen 
selbst – zum Opfer fielen.

Der Blick nach Russland
Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass 
die Räte als entscheidender Träger der Revo-
lution kein rein deutsches Phänomen waren. 
Räte finden wir in dieser Zeit in vielen europä-

ischen Ländern, zum Beispiel in Italien, Un-
garn, Österreich oder auch in Großbritannien. 
Das bekannteste Beispiel sind aber die russi-
schen Sowjets.9 1917 bildeten sie mit der pro-
visorischen Regierung eine Doppelherrschaft. 
Nach der Oktoberrevolution, die sich stark auf 
die bolschewistisch beeinflussten Sowjets in 
Petrograd und Moskau stützte, übernahmen 
die Bolschewiki unter Lenin die Herrschaft, 
sodass die Macht nun in den Händen der 
Kommunistischen Partei – oder genauer: bei 
ihren Führungsgremien lag. Die Räte waren 
bald kaum mehr als eine Fassade, gewisser-
maßen das demokratische Feigenblatt einer 
ganz undemokratischen Parteidiktatur. Daran 
änderten auch Versuche eines Kurswechsels 
wie beispielsweise der Kronstädter Aufstand 
von 1921 nichts.10

All das wissen wir heute – aber was man nicht 
vergessen darf: Die Zeitgenoss_innen kannten 
den Ausgang der Geschichte nicht. Man muss 
sich klarmachen, wie schwierig die Situation 
in Russland für Beobachter_innen im Ausland 
einzuschätzen war. Es gab in Deutschland 
kaum zuverlässige Informationen über das, 
was im Osten vor sich ging. So folgten die ei-
nen zum Teil sehr unkritisch der Version, die 
die Bolschewiki verbreiteten. Und die anderen 
meinten, ebenso unreflektiert, dass die russi-
sche Revolution nichts anderes bringen wür-
de als Gewalt und Unterdrückung. Das heißt 
nicht, dass es nicht auch kluge und weitsich-
tige Kommentare gab. Manches wurde später 
publiziert, etwa Rosa Luxemburgs berühmte 
Schrift, die erst nach ihrem Tod veröffentlicht 
wurde.11

Eine bolschewistische Machtübernahme 
nach russischem Muster stand in Deutsch-
land nie bevor, auch wenn das manche kon-
servativen Historiker_innen so dargestellt ha-
ben. Denn die Revolution radikalisierte sich 
zweifellos, bolschewistisch war sie deshalb 
aber nicht. Der Gedanke einer Demokratisie-
rung von unten im Sinn eines Rätesystems 
widersprach vielmehr der Vorstellung diame-
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tral, die Revolution könne nur von einer straff 
hierarchisch aufgebauten kommunistischen 
Kaderpartei «gemacht» werden. Zwar lassen 
sich ideelle Bezugnahmen auf die russischen 
Sowjets nachweisen. Auch in der außenpoli-
tischen Orientierung der deutschen Rätebe-
wegung spielte das Land im Osten eine pro-
minente Rolle. Das zeigte sich zum Beispiel 
während des Berliner Generalstreiks: Zu den 
Forderungen zählte die Aufnahme diplomati-
scher Beziehungen mit Russland. Allerdings 
waren die realen Kontakte marginal.
Natürlich blickten nicht nur deutsche Revolu-
tionär_innen nach Russland, auch umgekehrt 
waren die Bolschewiki sehr an den Entwick-
lungen in Deutschland interessiert. Es war 
zunächst ein Allgemeinplatz, dass eine iso-
lierte Revolution in dem unterentwickelten 
Russland auf Dauer scheitern musste. Gerade 
Deutschland weckte mit seiner starken Arbei-
terbewegung große Hoffnungen. Es kam je-
denfalls nicht von ungefähr, dass Lenin den 
Sitz der Kommunistischen Internationale von 
Moskau nach Berlin verlegen wollte, sobald 
dort die kommunistische Bewegung sieg-
reich wäre. Dazu ist es bekanntlich nicht ge-
kommen. Nicht nur die berühmten Anführer 
der Bolschewiki wie Lenin oder Trotzki, auch 
die Funktionär_innen aus der zweiten Rei-
he glaubten, dass eine radikale Revolution in 
Deutschland ihre eigene Bewegung massiv 
stärken würde.12 Das war in ihren Augen der 
entscheidende Schritt hin zur Weltrevolution.
Erst Stalin machte aus der Not der ausbleiben-
den kommunistischen Machtübernahme im 
Westen eine Tugend und sprach nun vom Auf-
bau des «Sozialismus in einem Land». Seine 

innerparteilichen Kritiker_innen, darunter vor 
allem Trotzki, hielten dagegen an der Ansicht 
fest, eine solche isolierte Revolution könne 
nicht gelingen. Es ist sicher interessant, dar-
über nachzudenken, wer von den beiden am 
Ende recht behalten hat.
In Deutschland verlor das Rätesystem im Zu-
ge der Misserfolge der Rätebewegung ab 
1919 zunehmend an Attraktivität. Damit eng 
verbunden avancierte in Anlehnung an die 
vermeintlich erfolgreichere Revolution der 
Bolschewiki die hierarchische Avantgardepar-
tei zum neuen Hoffnungsträger der Radikalen. 
Wenn also Russland, die Sowjets und die Bol-
schewiki Einfluss auf Deutschland ausübten, 
dann mehr als Projektionsfläche für Revolu-
tionshoffnungen. Die Räte sah man später in 
der KPD bestenfalls noch als nützliches Hilfs-
instrument. Die Stalinisierung der KPD in den 
1920er Jahren kann also auch als eine Folge 
des Scheiterns der basisdemokratischen Rä-
tebewegung verstanden werden.
Dagegen betonten viele Räteanhänger_innen 
in der Revolutionszeit, einen eigenen Weg ge-
hen zu wollen, und grenzten sich von den Bol-
schewiki entschieden ab. Ernst Däumig bei-
spielsweise sagte dazu: «Und gerade weil wir 
von Rußland ungeheuer lernen können, wie 
wir es nicht machen sollen, bauen wir unser 
Rätesystem nicht sklavisch nach russischem 
Muster aus.»13

Die Sozialdemokrat_innen waren in ihrer Kri-
tik an Russland noch vehementer. Gelegent-
lich dämonisierten sie die russische Entwick-
lung und ihre vermeintlichen Anhänger_innen 
in Deutschland regelrecht. Besonders die Rä-
te gerieten dabei rasch ins Fadenkreuz. So 
mokierte sich der spätere preußische Minis-
terpräsident Otto Braun über «planlose Will-
kürakte einzelner Arbeiter- und Soldatenräte»; 
mit ihnen drohe der «Absturz in das bolsche-
wistische Chaos».14 In dieser Einschätzung 
waren sich die Sozialdemokrat_innen mit dem 
Bürgertum einig. Dort sah man nicht weniger 
ängstlich nach Osten und war bereit, das harte 

Die Stalinisierung der KPD in 
den 1920er Jahren kann also 
auch als eine Folge des 
Scheiterns der basisdemo­
kratischen Rätebewegung 
verstanden werden.
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Vorgehen der Regierung gegen die linke Op-
position im eigenen Land zu decken.
Schaut man in die deutsche Provinz, wird 
noch etwas deutlich: Dort identifizierte man 
nicht nur Russland mit solchen Bestrebungen, 
sondern auch die Reichshauptstadt, aus der 
das «Berliner Bolschewistentum» drohe, wie 
sich die liberale Rostocker Zeitung ausdrück-
te.15 Verbunden wurden diese Berichte mit 
Aufforderungen an die Reichsregierung, die 
Radikalen einzusperren und, wenn nötig, mit 
«scharf zupackender Faust» gegen sie vorzu-
gehen.16 Es wäre also ganz falsch, die Gewalt 
nur dem selbsternannten «Bluthund» Noske 
oder den rechtsradikalen Freikorpstruppen 
anzulasten.17

Woher kamen diese Ängste und was mach-
te sie so wirkmächtig? Das bedarf einer Er-
klärung. Denn noch im November 1918 hatte 
sich die deutsche Revolution dadurch ausge-
zeichnet, dass sie nahezu ohne Gewalt ablief. 
Viele Deutsche konnten sich eine Revolution 
aber nur als einen gewaltsamen Umsturz vor-
stellen; etwa so, wie man die Französische Re-
volution von 1789 oder die europäischen Er-
hebungen 1848 in Erinnerung hatte. Daneben 
nahm man auch zur Kenntnis, wie blutig es 
seit 1917 in Russland zuging.
Eine Revolution ohne Gewalt war also etwas 
Neues und Ungewohntes – und schon allein 
deshalb verdächtig. So waren weite Teile der 
Bevölkerung empfänglich für alle Arten von 
Gerüchten und Verschwörungstheorien. Die 
Dolchstoßlegende ist nur ein sehr bekann-
tes Beispiel dafür – es lassen sich aber noch 

viele andere falsche Behauptungen nachwei-
sen. Um nur einige Fälle herauszugreifen: Im 
Ruhrgebiet gab es beispielsweise Zeitungs-
berichte darüber, dass Lenin in Dortmund ei-
ne Rede gehalten habe und russische Mari-
neinfanteristen in Duisburg gelandet seien.18 
Im März 1919 wurden tagelang Falschmel-
dungen über einen Massenmord an Lichten-
berger Polizisten verbreitet, die den Linken 
zum Opfer gefallen sein sollten.19 Das liefer-
te dann die unmittelbare Begründung für den 
erwähnten Schießbefehl von Reichswehrmi-
nister Noske. So unzutreffend das alles war, 
hatte es doch ganz reale Konsequenzen – bis 
hin zu der Gewalteskalation, wie sie im Früh-
jahr 1919 zu beobachten war.

Der deutschen Revolution 
hat die Oktoberrevolution 
also paradoxerweise eher 
geschadet als genutzt: Die 
Gemäßigten und das Bür-
gertum schreckte sie ab 
und trieb sie in die Arme der 
Gegenrevolution, die ihre 
Repressionen mit drohen-

den «russischen Zuständen» rechtfertigte. Die 
Radikaleren wiederum konnten kaum auf kon-
krete Unterstützung hoffen. Und wenn doch, 
dann nur um den Preis einer weitreichenden 
Unterordnung unter die sowjetrussische Füh-
rung. In einem kaum näher bestimmbaren 
Umfang halfen die Ereignisse in Sowjetruss-
land den deutschen Radikalen eher als vages 
Vorbild. In jedem Fall spielten jene Kräfte, die 
auf eine Revolution nach russischem Muster 
setzten, im Deutschland der Jahre 1918 bis 
1920 eine sehr geringe Rolle.
Diese Feststellung steht nur scheinbar im Wi-
derspruch zu der großen indirekten Bedeu-
tung der russischen Revolution für den Ver-
lauf der Entwicklungen in Deutschland: denn 
Symbole und Ängste, so falsch sie auch sein 
mögen, können große Wirkungen entfalten. 
Dass die SPD sich lieber mit den konservati-

Dass die SPD sich lieber mit den 
konservativen Kräften einließ, als 
strukturelle Reformen anzugehen, ist 
nicht zuletzt auf die Sorge und bisweilen 
sogar Hysterie zurückzuführen, die der 
russische Oktober auslöste.
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ven Kräften einließ, als strukturelle Reformen 
anzugehen, ist nicht zuletzt auf die Sorge und 
bisweilen sogar Hysterie zurückzuführen, die 
der russische Oktober auslöste.

Ausblick
Es wäre zu wünschen, dass der anstehende 
Jahrestag der deutschen Revolution nicht nur 
dazu genutzt wird, die großen Verdienste der 
Parlamentarisierung und die erste deutsche 
Demokratie – die Weimarer Republik – zu wür-
digen. Das Jubiläum könnte auch Anlass sein, 
an die zahlreichen Akteur_innen zu erinnern, 
die für andere Formen der Demokratisierung 
eingetreten sind und dafür bereit waren, gro-
ße Opfer zu bringen. Denn die Rätebewegung 
gehört nicht nur zum Kern der deutschen Re-
volution, sie ist auch ein wichtiger – und doch 
oft vergessener  – Teil der Demokratiege-
schichte Deutschlands.
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SCHWIERIGKEITEN EINER STAATSTRA­
GENDEN PARTEI MIT DER REVOLUTION
DIE MEHRHEITSSOZIALDEMOKRATISCHE PARTEI (MSPD) 
IN DEN JAHREN 1918/19

Das Urteil Rosa Luxemburgs war vernichtend. 
Ihre alte politische Heimat, die SPD, hatte 
nicht nur den imperialistischen Krieg mitge-
tragen, Luxemburg sah in ihr auch den To-
tengräber der gerade einmal sechs Wochen 
alten Revolution. Denn in dieser «treten die 
Schutztruppen der alten Ordnung nicht un-
ter eigenen Schildern und Wappen der herr-
schenden Klassen, sondern unter der Fah-
ne einer ‹sozialdemokratischen Partei› in die 
Schranken […]. Würde die Kardinalfrage der 
Revolution offen und ehrlich Kapitalismus oder 
Sozialismus lauten, ein Zweifeln, ein Schwan-
ken wäre in der großen Masse des Proletariats 
heute unmöglich […]. Die bürgerliche Klas-
senherrschaft kämpft heute ihren letzten welt-
geschichtlichen Kampf unter fremder Flagge, 
unter der Flagge der Revolution selbst. Es ist 
eine sozialistische Partei, es ist das ureigens-
te Geschöpf der Arbeiterbewegung und des 
Klassenkampfes, das sich in das wuchtigste 
Instrument der bürgerlichen Gegenrevolution 
verwandelt hat.»1

Angesichts des unter Federführung der Mehr-
heitssozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands (MSPD)2 erklärten Verzichts der Ar-
beiter- und Soldatenräte auf eine zentrale 
Machtposition in Deutschland zugunsten ei-
ner Nationalversammlung sowie der ersten 
durch die Regierung gedeckten, letztlich an-
geordneten Angriffe auf linke Arbeiter und 
Soldaten sah Luxemburg die Hoffnungen 
schwinden. Für sie drohte mit dieser Sozialde-
mokratie die Revolution zu scheitern und die 
Verwirklichung des Sozialismus in weite Ferne 
zu rücken.

Die Sorgen der Macht
Dabei sah es am 4. Oktober 1918 zunächst so 
aus, als stünde die MSPD kurz vor der Erfül-
lung aller ihrer sozialistischen Ziele. Nachdem 
die Oberste Heeresleitung (OHL) intern die 
Niederlage eingestanden hatte und Reichs-
kanzler Georg von Hertling zurückgetreten 
war, suchte sein Nachfolger Max von Baden 
nun nach einer neuen Regierung, an der al-
le im Reichstag vertretenen Parteien beteiligt 
werden sollten und die die Verantwortung für 
einen Waffenstillstand übernehmen sollte. 
Militärs, die Politiker der bürgerlichen Partei-
en und selbst der Kaiser waren mit einer Re-
gierung einverstanden, die diesen Weg des 
Friedens beschreiten sollte. Notgedrungen 
mussten deshalb die seit 1914 gegenüber den 
Sozialdemokraten und den Mehrheitspartei-
en im Reichstag durch die Reichsleitung ge-
machten Versprechungen eingelöst werden: 
die Parlamentarisierung (das heißt das Recht 
des Reichstags, über Regierung und Krieg zu 
entscheiden), die Aufhebung des undemokra-
tischen Drei-Klassen-Wahlrechts in Preußen, 
die Beendigung des Belagerungszustands 
und eventuell soziale Verbesserungen auf 
den Weg zu bringen. Philipp Scheidemann als 
Staatssekretär (d. h. Minister) ohne Geschäfts-
bereich und Gustav Bauer als Staatssekretär 
für Arbeit zeigten, wie staatstragend die Sozi-
aldemokraten nicht nur bei Kriegsbeginn, son-
dern nun auch am Vorabend des Friedens, der 
Demobilisierung und des Wiederaufbaus sein 
wollten. Endlich konnten Sozialdemokraten 
beweisen, dass und wie sie die Chancen für 
gesellschaftliche Veränderungen nutzten.
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Wie schon im Januar 1918, als in Deutschland 
eine Million Arbeiterinnen (die mittlerweile die 
Männer in der Wirtschaft ersetzen mussten) 
und Arbeiter gegen den Krieg streikten, stör-
ten dies allerdings die unzufriedenen Massen, 
die USPD, der Spartakusbund und die Revolu-
tionären Obleute. Sie wussten wenig von den 
geheimen Absprachen der Führer der MSPD 
mit dem neuen Reichskanzler Max von Ba-
den und den Politikern vom Zentrum und von 
der linksliberalen Fortschrittlichen Volkspartei 
(FVP).
Und weil sich die Matrosen nicht in einer sinn-
losen Feindfahrt, die die Friedensbestrebun-
gen gefährden mussten, verheizen lassen 
wollten, standen sie mit den Beschäftigten an 
der Waterkant auf. Über den Kriegsschiffen 
in Kiel wehten am 4. November rote Fahnen. 
Von Norden her drangen Aufrufe gegen den 
Krieg, gegen den Kaiser, für Arbeiter- und Sol-
datenräte, für Sozialisierung und Sozialismus 
durchs ganze Land. Sie machten Revolution!
Was tun? Die Erwartungen an die MSPD wa-
ren groß – von den Aufständischen, den Par-
teimitgliedern und Sympathisanten, aber auch 
von jenen Politikern, die seit 1917 angesichts 
der immer aussichtsloseren Kriegslage einen 
Politikwechsel anstrebten. Und in diese Rich-
tung hatte sich in der Tat einiges bewegt. Der 
Bruch innerhalb der SPD mit dem Entstehen 
der USPD im April 1917 und die im Juli 1917 
im Reichstag mit den Stimmen der Mehrheits
parteien (Zentrum, FVP und MSPD) verab-
schiedete Friedensresolution für einen Ver-
ständigungsfrieden hatten etwas bewirkt. Der 
Regierungsantritt der MSPD Anfang Oktober 
1917 war unmittelbare Folge des Eingeständ-
nisses der OHL, dass der Krieg verloren war, 
und des verzweifelten Versuchs, mittels Ver-
fassungsreform das Parlament in die politische 
Verantwortung zu bringen und der Monarchie 
einen konstitutionellen Rahmen zu geben.
Nun machten aber die revolutionären Arbei-
ter und Arbeiterinnen, die Soldaten und Mat-
rosen deutlich, dass sie den Frieden jetzt ver-

langten, dass sie den preußisch-deutschen 
Militarismus mit seinem Kadavergehorsam 
und seinen schikanösen Ritualen beseitigt 
und dass sie den Kaiser und die politischen Eli-
ten als die Verantwortlichen für die Niederlage 
von der Macht entfernt sehen wollten. Zumin-
dest die von USPD, Spartakus, Revolutionä-
ren Obleuten und anderen Linken geführten 
neuen Arbeiter- und Soldatenräten traten für 
die demokratische Republik plus Rätemacht 
und Sozialisierung ein. Schon hier zeigten sich 
aber Konflikte, denn die Mehrzahl der Räte, 
die die MSPD dominierte, wollte nicht so weit 
gehen.
Der Versuch, den Aufstand in Kiel einzudäm-
men, scheiterte. Wie schon in den Januar-
streiks suchte die MSPD, durch Eintritt in die 
neuen Machtorgane das Schlimmste zu ver-
hindern. Gustav Noske, Heeres- und Koloni-
alexperte der MSPD, gelang es zwar, sich an 
die Spitze des Kieler Arbeiter- und Soldatenra-
tes zu stellen und mäßigend auf Matrosen und 
Arbeiter einzuwirken. Aber der revolutionäre 
Funke war längst übergesprungen.
Das war für die MSPD und ihre Führer ein 
Horrorszenarium, das sie wie auch die politi-
schen, militärischen und wirtschaftlichen Eli-
ten an «russische Verhältnisse» mahnte. Die 
MSPD forderte Anfang November angesichts 
der Aufstandsbewegung im Land und des 
Taktierens von Militär, Regierung und Kaiser 
ultimativ radikalere Veränderungen: faktische 
Aufhebung des Belagerungszustands mit Ver-
sammlungsrecht und Zurückhaltung der Si-
cherheitskräfte, Rücktritt von Kaiser und Kron-
prinz, stärkeren Einfluss in der Regierung und 
auch in Preußen eine Regierung aus den Kräf-
ten der Mehrheitsfraktionen des Reichstags.3 
Nur so konnte der große Albtraum vermieden 
werden, den Friedrich Ebert, der Parteivor-
sitzende, beschwor: Denn «wenn der Kaiser 
nicht abdankt, dann ist die soziale Revolution 
unvermeidlich. Ich aber will sie nicht, ja, ich 
hasse sie wie die Sünde».4 Die MSPD hatte Er-
folg. Der bisherige Reichskanzler von Baden 
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übertrug Ebert am 9. November 1918 die Ver-
antwortung als Kanzler und sorgte dafür, dass 
der Kaiser abdanken musste. Ebert und seine 
Partei organisierten einen Rat der Volksbeauf-
tragten, zu dem sie die USPD (und über diese 
auch die Revolutionären Obleute) zur Mitar-
beit drängten.5 Der radikalere Karl Liebknecht 
(und damit der Spartakusbund) blieb mit sei-
nen Forderungen nach einer sozialistischen 
Revolution außen vor.
Einer der ersten Schritte der neuen Macht-
haber war, sich der alten Funktionsträger zu 
versichern: Die bisherigen führenden Politi-
ker und Beamte, aber auch die Militärs wur-
den aufgefordert, weiter ihre Pflicht zu erfül-
len und vertrauensvoll der neuen Regierung 
zu dienen. Insofern war die neue Regierung 
zwar eine Koalitionsregierung der Mehrheits-
parteien des bisherigen Reichstags, also von 
MSPD und gemäßigten bürgerlichen Parteien, 
gleichzeitig gab es aber ein faktisches Bünd-
nis mit der alten Macht, während sich die mo-
narchistischen und konservativen bürgerli-
chen Kräfte parteipolitisch neu aufstellten. 
Eine Woche später, am 15. November, soll-
ten Unternehmer und Gewerkschaften einen 
Stillhaltepakt unterzeichnen, das Stinnes-Le-
gien-Abkommen.6 Es enthielt soziale Zuge-
ständnisse, machte die Gewerkschaften zu 
anerkannten Tarifpartnern, versprach für die 
Kriegsheimkehrer die alte Arbeit und stellte 
die Weichen für die Einrichtung von Betriebs-
räten. Zugleich bedeutete es aber einen Ver-
zicht auf umfangreiche Sozialisierungen.
Ausschlaggebender war jedoch die Kontakt-
aufnahme zwischen Ebert und der Obersten 
Heeresleitung noch am Abend des 9. No-
vember. Ebert und der Erste Generalquartier-

meister, Generalleutnant Wilhelm Groener, 
brauchten nur Minuten, um sich zu einigen. 
Die Sicherung von Ruhe und Ordnung war 
die wichtigste Aufgabe. Die heimkehrenden 
Fronttruppen sollten das durchsetzen. Bei-
de sorgten sich um den Einfluss der radikalen 
Linken, die durch ihre sozialistischen Losun-
gen, ihr Ablehnen militaristischer Strukturen 
und den Aufbau einer Rätemacht in Deutsch-
land «russische Verhältnisse» heraufbeschwo-
ren.
Die MSPD sah sich wie schon im August 1914 
in staatstragender Verantwortung. Sie war mit 
den bürgerlich-demokratischen Veränderun-
gen zufrieden und sah die Revolution besten-
falls als Bestätigung des bereits unter Max von 
Baden eingeleiteten Prozesses der Oktoberre-
formen. Ihr Regierungsprogramm beendete 
den Belagerungszustand, bekräftigte das Ver-
eins- und Versammlungsrecht, hob die Zensur 
auf, sicherte Religionsfreiheit, verkündete ei-
ne politische Amnestie, beseitigte das Gesetz 
über den Vaterländischen Hilfsdienst7 ebenso 
wie die Gesindeordnung8 und reaktivierte die 
kriegsbedingt aufgehobenen Arbeitsschutz-
bestimmungen. Gleichzeitig wurde der Acht-
stundentag angekündigt, Arbeitsbeschaffung 
versprochen, ebenso Erwerbslosenunterstüt-
zung, der Ausbau der Krankversicherung und 
Schritte gegen die Wohnungsnot.9

Die MSPD hatte sich festgelegt. Sie wollte mit 
den Räten zusammenarbeiten, wenn es sein 
musste, sah sie aber nur als zeitweiliges Un-
terstützungsorgan. Dank ihrer Organisations-
stärke und ihrer Autorität konnte die MSPD 
diese Linie auch durchsetzen. Sie verstand 
sich als Träger einer sozialistischen Regierung, 
aber nach Sozialismus stand ihr nicht der Sinn.

Die MSPD hatte sich festgelegt. Sie wollte mit den Räten 
zusammenarbeiten, wenn es sein musste, sah sie aber nur 
als zeitweiliges Unterstützungsorgan. Dank ihrer 
Organisationsstärke und ihrer Autorität konnte die MSPD 
diese Linie auch durchsetzen.
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Schon beim Regierungseintritt im Oktober 
1918 hatte der Chefredakteur der Parteizei-
tung Vorwärts, Friedrich Stampfer, die für die 
Partei verbindliche Lesart ausgegeben: «Die 
deutsche Sozialdemokratie hat stets auf dem 
Standpunkt gestanden, dass es auf die Ziele 
ankommt und nicht auf die Mittel. Das Ziel ei-
ner deutschen Demokratie wird in kurzer Zeit 
auf dem Wege der friedlichen Umwälzung 
erreicht sein. Dann tritt die gewaltige Frage 
der weltwirtschaftlichen Neuordnung an uns 
heran; und der Sozialismus wird seinen Vor-
marsch antreten […]. Wir dürfen uns nicht 
von Gefühlen leiten lassen, sondern nur von 
der klaren Erkenntnis dessen, was unserem 
schwergeprüften Volk not tut […]. Not tut ihm 
die Vermeidung alles dessen, was nur zu altem 
Unglück neues Unglück fügt.»10

Die sozialdemokratischen Führer hatten nicht 
aus Böswilligkeit, sondern aus der Sorge und 
der fragwürdigen Einschätzung heraus, dass 
Partei, Arbeiterklasse und das gesamte Land 
von einer sozialistischen Revolution überfor-
dert wären, die Revolution von oben beendet. 
Die «sozialistische Regierung» hatte dafür ge-
sorgt, dass unter ihrem Befehl stehende Re-
gierungstruppen all jene mit Gewalt, mit Mord 
und Massakern bekämpften, die mehr woll-
ten – nämlich das sozialdemokratische Pro-
gramm erfüllen.

Wann verlor die SPD ihren 
revolutionären Anspruch?
Ein Zeitgenosse hat ein Jahrzehnt nach den 
Ereignissen aus linker Perspektive daran erin-
nert, dass «die Regierung des 10. November 
zwar scheinbar eine rein sozialistische [war], 
gemäß dem äußerlichen Verlauf der Novem-
berrevolution, die im Zeichen der roten Fahne 
als Werk der Sozialisten auftrat. In Wirklichkeit 
regierte die alte Koalition der bürgerlichen De-
mokratie und der alten Mächte im Militär- und 
Staatsapparat, wie sie sich schon im Jahre 
1917 aus den drei Parteien, den Mehrheitsso-
zialisten, dem Zentrum und den Fortschritt-

lern, gebildet hatte.»11 Das erscheint im Rück-
blick verwunderlich.
Die deutsche Sozialdemokratie war weltweit 
die stärkste, reifste, theoretisch aktivste lin-
ke Partei, Herz der Zweiten Internationale, 
sah sich in der Nachfolge von Marx und En-
gels, hatte mit August Bebel und Wilhelm 
Liebknecht beliebte Parteiführer gehabt, be-
saß mit Karl Kautsky, Eduard Bernstein, Karl 
Liebknecht und Rosa Luxemburg anerkann-
te Theoretiker und Theoretikerinnen. Ihr 1891 
in Erfurt beschlossenes Parteiprogramm war 
revolutionär. Es verband das Ziel des Sturzes 
des Kapitalismus mit detaillierten, demokra-
tischen Übergangsforderungen. Die SPD be-
kannte sich zum politischen Klassenkampf 
gegen die Kapitalisten und hatte sich «die 
Verwandlung des kapitalistischen Privatei-
gentums an Produktionsmitteln – Grund und 
Boden, Gruben und Bergwerke, Rohstoffe, 
Werkzeuge, Maschinen, Verkehrsmittel – in 
gesellschaftliches Eigentum und die Um-
wandlung der Warenproduktion in sozialisti-
sche» auf ihre Fahnen geschrieben. Und sie 
wusste, dass dies, «ohne in den Besitz der po-
litischen Macht gekommen zu sein», unmög-
lich war.12

Mit den sozialistischen Zielen gingen Forde-
rungen nach notwendigen ersten Schritten 
zur demokratischen Umgestaltung Deutsch-
lands einher, die sich in der Betonung bür-
gerlich-demokratischer Freiheitsrechte im 
Regierungsprogramm vom November 1918 
niederschlugen. Das Programm offenbarte 
aber auch bezeichnende Fehlstellen im Ver-
gleich mit dem Parteiprogramm. Dort hatte es 
explizit Forderungen nach der Gleichstellung 
der Frau, der Abschaffung der Todesstrafe, 
nach einer unentgeltlichen Gesundheitsfür-
sorge, nach höheren Einkommens- und Ver-
mögenssteuern sowie Erbschaftsteuern und 
weiteren «wirtschaftspolitischen Maßnah-
men, welche die Interessen der Allgemeinheit 
den Interessen einer bevorzugten Minderheit 
opfern», gegeben. Angesichts des politischen 
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Umbruchs erinnerte sich die MSPD aber auch 
nicht der geforderten «direkten Gesetzgebung 
durch das Volk […], Selbstbestimmung und 
Selbstverwaltung […] in Reich, Staat, Provinz 
und Gemeinde. Wahl der Behörden durch das 
Volk», «Rechtsprechung durch vom Volk ge-
wählte Richter».13

Die Situation 1918 war also geprägt von Wi-
dersprüchen: Die Partei hatte ihre revolutionä-
re Programmatik vergessen, aber die Mitglie-
der, Sympathisanten und Sympathisantinnen 
vertrauten ihr trotzdem. All dies ist nicht allein 
aus den Konflikten seit Beginn des Krieges 
zu erklären. Bereits in der Vorkriegszeit hatte 
sich die damalige SPD von diesen revolutio-
nären Zielen verabschiedet. Arthur Rosenberg 
analysierte: «Der offizielle Radikalismus be-
herrschte in der deutschen Sozialdemokratie 
bis 1914 den Parteivorstand, die große Mehr-
heit der Funktionäre und der einfachen Mit-
glieder. Daneben gab es freilich zwei Opposi-
tionsgruppen, die voneinander aufs Schärfste 
abwichen, aber doch in dem einen Punkt sich 
trafen, dass sie, im Gegensatz zu dem herr-
schenden formalen Radikalismus, eine rea-
listische, aktive Politik forderten. Die kleine 
Gruppe der äußersten Linken verwarf die Auf-
fassung, dass man noch für eine längere Peri-
ode mit stabilen staatlichen und wirtschaftli-
chen Zuständen rechnen müsse.»14

In der Tat gab es all die Jahre harte theoreti-
sche und politische Auseinandersetzungen, 
es gab den Revisionismusstreit und die Mas-
senstreikdebatte.15 Die Parteiführung um Be-
bel verstand es immer wieder, die Risse zu 
kitten. Ihre zentristische Politik hatte Vorteile, 
aber sie verhinderte eine theoretische Klärung 
und in der Regel eine organisatorische Tren-
nung. Durchsetzen konnte sich der realisti-
sche, reformorientierte Flügel. Er baute auf die 
Wahlerfolge der SPD, die verbesserte soziale 
Lage der Arbeiterschaft, die sozialpolitischen 
Anstrengungen des Staates und die Zuge-
ständnisse der Unternehmer. Das konnten die 
Arbeiter und Arbeiterinnen tatsächlich erleben 

und sie wussten, dass sie dies in hohem Maße 
ihrer Partei und ihren der SPD nahestehenden 
Gewerkschaften zu verdanken hatten. Selbst 
unter den Bedingungen des Krieges mit sei-
nen Entbehrungen funktionierte dieses Vorge-
hen durchaus.
Die dominierenden Kräfte in Partei und Frak
tion konnten sich 1918 zugleich auf eine ihnen 
verpflichtete starke Gruppe von Partei- und 
Gewerkschaftsfunktionären stützen, die Orga-
nisations- und Überzeugungsarbeit leisteten 
und die um den Vorteil ihrer Pöstchen wuss-
ten. So konnten sie etwa einer Einberufung 
aufgrund ihrer kriegswichtigen Aufgaben ent-
gehen. Die große Disziplin innerhalb dieser 
Partei- und Apparatstruktur war Garant der 
politischen Stärke der SPD – selbst in widriger 
Zeit und auch angesichts der kriegsbedingten 
Spaltung. Sie machte die Partei schlagkräftig 
und berechenbar. Sie war, wie kritische Beob-
achter bereits lange vor dem Wissen um leni-
nistische Parteikonzepte erkannten, aber auch 
die Grundlage für die Lenkbarkeit der Partei 
durch die jeweilige Führung.16

Bekanntlich benannte Lenin in seiner Kri-
tik an der Zweiten Internationale genau die-
se Schwachpunkte. Er machte deutlich, dass 
sich eine «Arbeiteraristokratie» der besser ge-
stellten Arbeiter herausgebildet habe, die, kor-
rumpiert durch die imperialistischen Macht- 
und Wirtschaftsstrukturen, weniger offen für 
klassenkämpferische Parolen sei. Er erkannte 
in den Partei- und Gewerkschaftsapparaten 
sowie den Parlamentsfraktionen Horte solch 
antirevolutionärer Anpassung.
Interessant ist, dass Karl Liebknecht 1916 zu 
ähnlichen Einsichten gelangte, mit denen er 
sich das SPD-Versagen 1914 erklärte. Auch 
wenn er letztlich nur ein (unerfülltes) «For-
schungsprogramm»17 entwickelte und vor al-
lem über die Zweckmäßigkeit des Verbleibs 
der radikalen Linken in einer zur «Scheinfir-
ma» sich wandelnden Mutterpartei nachdach-
te, hatte er doch sehr klare Vorstellungen da-
von, wie dieser Missstand zu beheben wäre. 
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Gegen diese Partei- und Gewerkschaftsbüro-
kratie sei «organisatorisch nur ein Kraut ge-
wachsen […]: Beseitigung der besoldeten 
Bürokratie oder ihre Ausschaltung von allen 
Beschlüssen, ihre Beschränkung auf techni-
sche Hilfsarbeit. Verbot der Wiederwahl aller 
Funktionäre nach bestimmter Dauer, wodurch 
zugleich die Zahl der organisationstechnisch 
bewanderten Proletarier vermehrt wird; jeder-
zeitige initiative Absetzungsmöglichkeit wäh-

rend der Amtsdauer; Beschränkung der Zu-
ständigkeit der Instanzen; Dezentralisation; 
Urabstimmung für wichtige Fragen (Veto und 
Initiative). Bei der Wahl der Funktionäre muss 
das entscheidende Gewicht auf ihre Erpro-
bung im entschlossenen, schlagfertigen revo-
lutionären Handeln, im revolutionären Kampf-
geist, in rücksichtsloser Opferwilligkeit unter 
bereitwilliger Einsetzung der ganzen Existenz 
gelegt werden. Die Erziehung der Massen und 
jedes Einzelnen zur geistigen und moralischen 
Selbständigkeit, zur Autoritätsungläubigkeit, 
zur entschlossenen Eigeninitiative, zur freien 
Aktionsbereitschaft und -fähigkeit bildet, wie 
die einzige sichernde Grundlage für die Ent-
wicklung einer ihrer historischen Aufgaben 
gewachsenen Arbeiterbewegung überhaupt, 
so die wesentliche Voraussetzung für die Aus-
tilgung der bürokratischen Gefahren.»18

Tatsächlich gab es eine große Enttäuschung 
unter den Arbeitern und Arbeiterinnen, Par-
teimitgliedern und Sympathisanten über die 
Burgfriedenspolitik der Parteiführung, insbe-
sondere als sich der Krieg in die Länge zog 
und die Folgen spürbar wurden. Dennoch ist 
daran zu erinnern, dass sich die Partei zwar an-
hand der Kriegsfrage gespalten hatte, der grö-
ßere Teil der Mitglieder samt Parteiinfrastruk-

tur aber bei der MSPD blieb. Zudem bedeutete 
die Spaltung nicht, dass die innere Zerrissen-
heit der Linken ob eines Reform- oder Revolu-
tionsweges erledigt war. Dieser Konflikt blieb 
auch in der neuen Partei gegenwärtig.19

Von ihrem theoretischen Anspruch her wollte 
die Sozialdemokratie immer eine Partei sein, 
die auf putschistisches Vorgehen verzichtet. 
Sie vertraute, wie dies bereits früh der lang-
jährige Cheftheoretiker Karl Kautsky formuliert 

hatte, auf einen naturgesetz-
mäßigen Prozess. Denn: «Die 
Sozialdemokratie ist eine revo-
lutionäre, nicht aber eine Revo-
lutionen machende Partei. Wir 
wissen, dass unsere Ziele nur 
durch eine Revolution erreicht 

werden können, wir wissen aber auch, dass 
es ebenso wenig in unserer Macht steht, diese 
Revolution zu machen, als in der unserer Geg-
ner, sie zu verhindern. Es fällt uns daher auch 
gar nicht ein, eine Revolution anstiften oder 
vorbereiten zu wollen.»20

Wer von einem solchen Hineinwachsen aus-
geht, braucht natürlich nicht unbedingt ein 
Konzept dafür, wie der Weg dorthin zu gestal-
ten ist. Was Marx und Engels dazu ausführ-
ten, war schmal, Kautsky hatte in den Kom-
mentaren zum «Erfurter Programm» einige 
Ansätze angeboten, August Bebel in sei-
ner Schrift «Die Frau und der Sozialismus» 
Eckpunkte der neuen Gesellschaft skizziert, 
manche Arbeiten von Kautsky – wie die hier 
zitierte – ließen erahnen, worauf sich ein sieg-
reiches Proletariat würde einlassen müssen. 
Niemand in der deutschen und internatio-
nalen Sozialdemokratie verfügte über einen 
vorbereiteten Masterplan für eine siegrei-
che Umgestaltung von Macht- und Eigen-
tumsverhältnissen zu einem sozialistischen 
System. Die Sozialdemokraten waren si-
cher, dass der Staat eine zentrale Rolle spie-
len müsste, und wenn sie ihn auf demokra-
tischem Wege übernehmen könnten, würde 
sich das Weitere von selbst ergeben.21

Von ihrem theoretischen Anspruch 
her wollte die Sozialdemokratie 
immer eine Partei sein, die auf 
putschistisches Vorgehen verzichtet.
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Die Zwangslage
Für viele Arbeiter, Arbeiterinnen und Soldaten 
waren die neue Regierung und die demokrati-
schen wie sozialen Veränderungen, nicht zu-
letzt der endlich erfolgte Waffenstillstand am 
11. November 1918, ein Erfolg. Das war die 
Grundlage für das Vertrauen in die Männer um 
Ebert.
Für Letztere war es schwieriger: Wer einmal 
Ja sagt zur Regierungsverantwortung unter 
Beibehaltung der alten Eliten und im Bündnis 
mit ihnen, muss die Folgen tragen. Zunächst 
gelang es der MSPD, die USPD einzubinden. 
Allerdings zerbrach dieses Bündnis noch im 
Dezember 1918, als die neue Regierung zu 
Weihnachten gegen revolutionäre Matro-
sen in Berlin gewaltsam vorging. Der Spar-
takusbund, aus dem später die neu gegrün-
dete KPD hervorging, stellte aus Sicht der 
Regierung die größte Bedrohung dar. Denn 
der Spartakusbund verkörperte, unabhän-
gig von seinem tatsächlichen und zu diesem 
Zeitpunkt vergleichsweise geringen Einfluss, 
die sozialistischen Ideen der Revolution. Er 
wollte «russische Verhältnisse» in Deutsch-
land. Davon träumten nach der Februarrevo-
lution, aber auch in den ersten Wochen nach 
der Oktoberrevolution nicht nur Linke der ver-
schiedensten Richtungen.22 Inzwischen war 
aber nicht nur für die alten Eliten aus dem rus-
sischen Beispiel ein in erster Linie abschre-
ckendes Menetekel geworden. Es dominierte 
die Einschätzung, dass dort ein Bürgerkrieg 
durchgefochten wurde (von den Interventi-
onsmächten wurde weniger geredet), dass 
der Klassenkampf durch die Bolschewiki kon-
sequent – auch blutig – geführt wurde und 
dass sich die ursprünglich großen Erwartun-
gen an die basisdemokratischen Sowjets an-
gesichts ihrer kriegsbedingten Unterordnung 
unter die Bolschewiki zerschlagen hatten.
Seit dem Abend des 9. November 1918 ver-
stand sich die neue MSPD-geführte Regie-
rung als Garant für Ruhe und Ordnung. Ins-
besondere der Volksbeauftragte und spätere 

Reichswehrminister Noske, der nach dem 
Motto, einer müsse der «Bluthund» sein, 
handelte, hinterließ eine Blutspur. Der Het-
ze der Konterrevolution, die schon plakatier-
te «Schlagt ihre Führer tot. Tötet Liebknecht» 
und Kopfgelder ausgesetzt hatte, stand die 
MSPD nicht nach: In einem regierungsamt-
lichen Anschlag an Berlins Litfaßsäulen ver-
sprachen am 9. Januar 1919 Ebert und sei-
ne Kollegen: «Die Stunde der Abrechnung 
naht!»23 Auch das sozialdemokratische Zen-
tralorgan Vorwärts veröffentlichte kaum ver-
klausulierte Mordaufrufe gegen Liebknecht 
und Luxemburg. Und es fanden sich die Täter. 
Die radikale Linke versuchte seit Januar 1919 
immer wieder, das Blatt zu wenden, die Revo-
lution voranzutreiben. Sie ließ sich aus einer 
Defensivposition angesichts des Abwürgens 
der Räte und der offenen Repression, erlebt 
am 6. Dezember und bei der «Blutweihnacht» 
in Berlin, auch zu Aufstandsversuchen hin
reißen.
Bis heute glauben auch der SPD naheste-
hende Historiker, dass das Vorgehen der Re-
gierung – bei allem Bedauern über zu viele 
Opfer und die Ungesetzlichkeiten – eine be-
rechtigte Verteidigung gewesen sei. So beur-
teilt etwa auch Heinrich August Winkler das 
Regierungshandeln vor dem Hintergrund der 
historischen Parallele zu den russischen Revo-
lutionen 1917 als gerechtfertigt: «Hatten die 
Bolschewiki ein Jahr zuvor die gewählte Kons-
tituante auseinandergejagt, so schickten sich 
ihre deutschen Gefolgsleute nun an, die Kons-
tituante im Voraus unmöglich zu machen. Ein 
solcher Anschlag auf die Demokratie muss-
te abgewehrt, Gewalt notfalls mit Gewalt be-
antwortet werden.»24 Auch der Historiker 
Hans-Ulrich Wehler bekräftigte diese Haltung 
anlässlich des Jahrestags der Ermordung Lux-
emburgs und Liebknechts 2009: «Wer den 
Bürgerkrieg entfesselt, lebt immer im Ange-
sicht des Todes, wenn er von der Gegenseite 
erwischt wird, wird er an die Wand gestellt. 
Wenn Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht 
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korrekt überstellt worden wären, wären sie 
abends vor ein Standgericht gekommen und 
erschossen worden. So sind sie gräulich er-
schlagen worden, aber wer sozusagen den 
Bürgerkrieg provoziert, muss mit dem Tod 
rechnen.»25

So sprechen «wahre Demokraten», so wurde 
seit Dezember 1918 in Deutschland gehandelt 
und so wird dieses Handeln seither gerecht-
fertigt – ungeachtet dessen, dass die Opfer-
zahlen belegen, dass nicht die Linksradikalen, 
die die Revolution verteidigten, die treibende 
Kraft hinter den Gewaltexzessen waren, son-
dern die Regierungstruppen.26 Nicht nur Radi-
kale wie die beiden führenden Köpfe der KPD 
oder Eugen Leviné und Leo Jogiches, auch 
gemäßigtere Verteidiger der Republik wurden 
Opfer dieses rechten Mobs: Kurt Eisner, Phi
lipp Scheidemann (der überlebte), Hugo Haa-
se, Matthias Erzberger und Walther Rathenau. 
Nicht nur Kommunisten waren «Tote auf Ur-
laub», auch Republikaner, Pazifisten und De-
mokraten, egal, ob Männer oder Frauen.

Was bleibt
Die Bilanz für die MSPD fällt zwiespältig aus. 
Ihre Führer standen für eine bürgerlich-demo-
kratische Revolution und sie konnten keinen 
Sozialismus verraten, den sie nicht auf ihrer 
politischen Agenda hatte. Ihre Mitglieder wa-
ren gegen den Krieg und hatten lange an ei-
ne sozialistische Zukunft geglaubt, auch wenn 
in der Partei kaum geklärt war, was Sozialis-
mus bedeuten könnte. Die Parteispitze wollte 
mehrheitlich Probleme im Hier und Jetzt lösen 
und freute sich über jeden kleinen Schritt der 
Akzeptanz für die Partei und über demokrati-
sche und vor allem soziale Verbesserungen. 
Auf diese Weise hatte sich der Begriff «Sozi-
alismus» mehr und mehr entleert. Dort, wo er 
konkret ausgefüllt werden sollte – mit basisde-
mokratischer Rätemacht und Sozialisierung –, 
gelang es der Parteiführung, ihre Mitglieder zu 
überzeugen: Jetzt geht das noch nicht, sonst 
haben wir «russische Verhältnisse», die doch 

niemand wolle. Die MSPD wollte den Staat 
tragen und verband sich mit Kräften, die ei-
gentlich die Linke, die Republik, die Demo-
kratie und den Frieden wie die Pest hassten. 
Hierin lag von Anfang an der Geburtsfehler der 
Weimarer Demokratie. Hier wurden die Fa-
schisten groß, die 15 Jahre später die Demo-
kratie zerstörten, die nach Revanche – innen-
politisch gegen den demokratischen Wandel 
und nach außen hin gegen den Versailler Frie-
den – lechzten. Auch viele Mitglieder der Sozi-
aldemokratie fanden sich mit ihren einstigen 
politischen Gegnern in Hitlers Konzentrations-
lagern wieder.
Die deutschen Arbeiter und Arbeiterinnen hat-
ten in der Revolution mit ihrer Revolutions-
regierung aus MSPD und USPD auf die Wie-
derherstellung der Einheit der Partei gehofft. 
Stattdessen vertiefte sich die durch die Kriegs-
frage herbeigeführte Spaltung vom 4. August 
1914 aber nach 1918 mit Blut und Hass und 
führte zur Handlungsunfähigkeit der deut-
schen Arbeiterbewegung 1933.
Trotzdem: Die Novemberrevolution, der Rat 
der Volksbeauftragten, selbst die National-
versammlung haben erstmals in Deutschland 
dauerhaft und umfassend demokratische Ver-
hältnisse ermöglicht. Die Sozialismuserwar-
tungen wurden enttäuscht, die MSPD – wie 
die USPD – gewannen die Wahlen zur Nati-
onalversammlung zwar als starke Parteien, 
aber die MSPD konnte nur mit ihren bürgerli-
chen Bündnispartnern aus dem Reichstag ei-
ne Koalitionsregierung bilden. Von den Räten 
blieben die relativ einflusslosen Betriebsräte, 
von dem Versprechen, «Die Sozialisierung 
marschiert!», blieb kaum etwas. Für 15 Jahre 
konnte in Deutschland gewählt werden, gab 
es demokratische Freiheiten und soziale Ver-
besserungen, ein kulturell freies Klima. Es gab 
aber eben auch den Weg der Notverordnun-
gen gemäß Verfassung, die auf dem rechten 
Auge blinde Justiz, das Militär als Staat im 
Staate und das schnelle Erstarken des deut-
schen Faschismus. Der Klassenkompromiss 
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der MSPD war auf den ersten Blick erfolg-
reich, auf den zweiten ein Verhängnis. Heute 
wird die Geburtsstunde der deutschen Demo-
kratie gefeiert, ihre Begleitumstände und ihr 
Ende 1933 müssen dabei aber unbedingt mit-
gedacht werden.
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Mario Hesselbarth

REPRÄSENTANT DER REVOLUTIONÄREN 
SOZIALISTISCHEN ARBEITERSCHAFT
DIE POLITIK DER USPD WÄHREND DER NOVEMBERREVOLUTION 
1918/19

Die Unabhängige Sozialdemokratische Par-
tei Deutschlands (USPD) war im April 1917 
als Zusammenschluss der innerparteilichen 
Opposition gegen die Burgfriedenspolitik 
der mehrheitssozialdemokratischen Partei-
führung während des Ersten Weltkriegs ge-
gründet worden. Indem die SPD-Reichstags-
fraktion am 4. August 1914 die Kriegskredite 
bewilligte, vollzog sie zugleich einen grund-
legenden Bruch mit dem bisherigen Selbst-
verständnis der deutschen Sozialdemokratie. 
Obwohl ihre politische Praxis der einer parla-
mentarisch-demokratischen Oppositionspar-
tei, hauptsächlich des Industrieproletariats, 
entsprach, verstand sie sich bis zu diesem 
fundamentalen Wendepunkt in ihrer Entwick-
lung als eine revolutionäre Partei. Den damit 
verbundenen grundsätzlichen Oppositions-
anspruch gegenüber der Monarchie, der Re-
gierung und der bürgerlich-kapitalistischen 
Gesellschaft gab die Führung der deutschen 
Sozialdemokratie am 4. August 1914 nicht nur 
auf, vielmehr verzichtete sie für die Zeit des 
Krieges auf jegliche Opposition, weil sie dar-
auf hoffte, dass sie dafür nach Kriegsende mit 
Reformen von oben belohnt werden würde. 
Durch ihre Einreihung in die nationale Kriegs-
front des deutschen Kaiserreichs sollte die In-
tegration der bis dahin als «Reichsfeinde» und 
«vaterlandslose Gesellen» vom Staat und der 
bürgerlichen Gesellschaft ausgegrenzten so-
zialdemokratischen Arbeiterschaft erfolgen.1

Die sich gegen diesen Kurs wendende Min-
derheit innerhalb der SPD war von der Mehr-
heit im Parteivorstand und der Reichstags-
fraktion systematisch ausgegrenzt worden. 
Die hieraus resultierenden innerparteilichen 

Spannungen und Konflikte führten in der Kon-
sequenz zur Spaltung der deutschen Arbeiter-
bewegung im Ersten Weltkrieg.
Vor diesem Hintergrund umfasste die USPD 
das gesamte politisch-inhaltliche Spektrum 
der Vorkriegssozialdemokratie. Ihr gehörten 
sowohl Revisionisten wie Eduard Bernstein 
an, die über den Weg demokratischer und so-
zialer Reformen einen allmählichen friedlichen 
Übergang zur sozialistischen Gesellschaft er-
reichen wollten. Die große Mehrheit der zur 
USPD übergetretenen Mitglieder sah sich 
weiterhin in der revolutionären Tradition der 
Vorkriegs-SPD. Ihr Selbstverständnis hatte 
der führende theoretische Kopf der als marxis-
tisches Zentrum bezeichneten Richtung, Karl 
Kautsky, prägnant formuliert: Die Sozialdemo-
kratie sei eine revolutionäre, aber keine Revo-
lutionen machende Partei. Unter einer Revo-
lution verstand das marxistische Zentrum den 
historisch gesetzmäßigen Zusammenbruch 
der kapitalistischen Gesellschaft, auf den sich 
die Arbeiterbewegung politisch und organisa-
torisch vorbereiten sollte. Ein bewusstes Hin-
arbeiten auf einen revolutionären Umsturz lag 
für das Zentrum außerhalb des Vorstellbaren. 
Hierauf zielte indes nach Beginn des Welt-
kriegs die radikale Linke um Rosa Luxemburg 
und Karl Liebknecht. Letzterer hatte am 2. De-
zember 1914 als erster und zu diesem Zeit-
punkt einziger sozialdemokratischer Reichs-
tagsabgeordneter gegen die Kriegskredite 
gestimmt. Im Januar 1916 konstituierte sich 
die radikale Linke als Spartakusgruppe, die im 
April 1917 unter Aufrechterhaltung ihrer politi-
schen und publizistischen Unabhängigkeit der 
USPD beitrat. Der pazifistische Positionen ver-
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tretende Hugo Haase war bis zu seinem Tod 
im Herbst 1919 der weitgehend anerkannte 
Vorsitzende der USPD.
Diese politisch-ideologische Vielfalt wird oft 
als Heterogenität und Ursache der «schwan-
kenden» Politik der USPD während der No-
vemberrevolution 1918/19 und letztlich auch 
ihrer Spaltung im Oktober 1920 interpretiert. 
Die Existenz eines sozialdemokratischen und 
eines kommunistischen Flügels in einer Orga-
nisation sei auf Dauer nicht tragbar gewesen.2

Es ist jedoch kein Zufall, dass die «Rätefor-
schung» der 1960er Jahre in der Bundesre-
publik die USPD als «politischen Ausdruck 
der Massenbewegungen der revolutionären 
deutschen Arbeiterschaft der Jahre 1916 bis 
1920»3 verstand. Im Unterschied zur bis dahin 
dominierenden konservativen Revolutions-
deutung sah diese neuere Forschung nicht 
im «Bolschewismus», das heißt der Diktatur 
einer kommunistischen Partei nach dem Vor-
bild Sowjetrusslands, sondern in einer sozia-
len Demokratie, die sich auf die zu Beginn der 
Novemberrevolution gebildeten Arbeiter- und 
Soldaten gestützt hätte,4 die wirkliche Alterna-
tive zur bürgerlichen Demokratie der Weima-
rer Republik.
Dass die USPD diese Alternative politisch re-
präsentierte, resultierte aus ihrem eigenen 
Wandel, in dessen Folge sie sich aus einer 
von der Regierungspolitik des kaiserlichen 
Deutschlands unabhängig agierenden sozi-
aldemokratischen Partei hin zu einer revolu-
tionär-sozialistischen Partei entwickelt hatte. 
Vor, während und nach der Novemberrevoluti-
on 1918/19 war ihre Politik nicht nur von ihren 

führenden Mitgliedern in den Parteileitungen 
bestimmt worden. Maßgebenden Einfluss 
hatten vor allem auch die Akteure der Räte-
bewegung, insbesondere die Revolutionären 
Obleute. Entscheidend prägten vor allem auch 
die bis 1918 politisch nicht organisierten Ar-
beiter_innen, die im Zeitraum 1919/20 mas-
senhaft in die USPD eintraten, deren Politik 
mit. Möglich war diese Einflussnahme auf-
grund der basisdemokratischen Strukturen 
dieser Partei, die den lokalen und regionalen 

Organisationen gegenüber der 
Zentralleitung eine große Selbst-
ständigkeit im politischen Agie-
ren verschafften. Dadurch ergab 
sich die Politik der USPD immer 
auch aus den konkreten Handlun-
gen vor Ort.
Die USPD verstand sich seit ihrer 
Gründung vor allem als eine Frie-

denspartei, wenngleich der Weg zur Beendi-
gung des Krieges in ihren Reihen umstritten 
war. Vor dem Hintergrund der zwischen dem 
Deutschen Kaiserreich und dem revolutio-
nären Sowjetrussland seit dem 22. Dezem-
ber 1917 geführten Friedensverhandlungen 
in Brest-Litowsk standen sich in der Partei 
zwei unterschiedliche Positionen gegenüber: 
Die Revolutionären Obleute und die Sparta-
kusgruppe drängten auf eine Initiative der 
USPD-Führung, um die aus ihrer Sicht zur Ak-
tion bereiten arbeitenden Massen zum aktiven 
Kampf für den Frieden aufzurufen. Teile der 
Parteiführung standen hingegen Anfang 1918 
einem Massenstreik sowohl hinsichtlich der 
Streikbereitschaft als auch der konkreten Er-
fahrungen mit staatlichen Repressionen skep-
tisch gegenüber.
Tatsächlich erzielte der indirekte Streikaufruf 
der USPD-Reichstagsabgeordneten an die 
«Männer und Frauen des werktätigen Vol-
kes» vom 10. Januar 1918 eine beachtliche 
Wirkung bei der Auslösung des Januarstreiks 
1918, der bis dahin größten Massenaktion der 
deutschen Arbeiterbewegung gegen den Ers-

Die Revolutionären Obleute und die 
Spartakusgruppe drängten auf eine 
Initiative der USPD-Führung, um die 
aus ihrer Sicht zur Aktion bereiten 
arbeitenden Massen zum aktiven 
Kampf für den Frieden aufzurufen. 
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ten Weltkrieg. Im Ergebnis dieses letztlich ge-
scheiterten Massenstreiks nahm das Ansehen 
der USPD insbesondere unter der Industrie-
arbeiterschaft jedoch zu. Führende Parteimit-
glieder wie der Reichstagsabgeordnete Wil-
helm Dittmann oder Kurt Eisner, der spätere 
Initiator und Inspirator der Revolution in Mün-
chen am 7. November 1918, teilten infolge ih-
rer Haftstrafen das Schicksal Tausender, von 
massivsten staatlichen Repressionen betrof-
fener Arbeiter_innen.
Während aufgrund der Erfahrung des Januar-
streiks die zur Aktion drängenden Revolutio-
nären Obleute nun begannen, die Revolution 
unmittelbar vorzubereiten, hielten die Par-
teileitung und große Teile der Parteibasis bis 
zum Beginn der Novemberrevolution 1918/19 
einen vollständigen Zusammenbruch des 
preußisch-deutschen Obrigkeitsstaats infol-
ge der sich abzeichnenden militärischen Nie-
derlage nicht für möglich. Allerdings gab die 
USPD der Friedensbewegung, die nach dem 
Waffenstillstandsgesuch der deutschen Re-
gierung an den US-amerikanischen Präsiden-
ten Wilson am 3. Oktober 1918 entstand, zu-
nächst politischen Ausdruck. Auf den von ihr 
im Oktober/Anfang November 1918 organi-
sierten Massenversammlungen und Kundge-
bungen zeigte sich der Wille großer Teile der 
Bevölkerung nach Frieden und Demokratie. 
Der Aufruf der USPD-Führung «An das werk-
tätige Volk Deutschlands»5 vom 5. Oktober 
1918 enthielt deshalb neben einer Kritik am 
Eintritt der Mehrheitssozialdemokratie in die 
Regierung Max von Badens ein Mindestpro-
gramm zur unmittelbaren Herbeiführung des 
Friedens «nach den Grundsätzen der Demo-
kratie». Ausgehend vom Manifest der USPD 
für die letztlich nicht zustande gekommene 
Stockholmer Friedenskonferenz 1917, ziel-
te diese Forderung auf einen Frieden im In-
teresse der arbeitenden Bevölkerung in allen 
Staaten. Dabei ging es gleichermaßen um 
Abrüstung, Beseitigung des Militarismus und 
der Geheimdiplomatie sowie eine Demokrati-

sierung der Außenpolitik durch die Kontrolle 
wirklicher Volksvertretungen sowie Arbeiter-
schutz, Gleichberechtigung der Frauen, die 
Herstellung völliger politischer Gleichheit al-
ler Einwohner_innen eines Staates sowie den 
Schutz nationaler Minderheiten. Darüber hin-
aus verlangte die USPD in ihrem Aufruf vom 
5. Oktober 1918 unter anderem die Einfüh-
rung des Achtstundentags sowie des allge-
meinen, gleichen und direkten Wahlrechts 
auf allen politischen Ebenen und für beide Ge-
schlechter. Ihr Plädoyer für eine sozialistische 
Republik blieb demgegenüber zwar ohne pro-
grammatische Untersetzung, verband aber 
das grundsätzlich revolutionäre Ziel der USPD 
mit der Friedensfrage.
Weder die USPD-Führung noch die Revolutio-
nären Obleute oder die Spartakusgruppe hat-
ten sich im Voraus auf die konkrete Situation 
des 9. November 1918 vorbereiten und de-
taillierte Vorstellungen für die Überleitung der 
spontanen Massendemonstrationen der Ber-
liner Arbeiterschaft und den zu ihr übergegan-
genen Soldaten in einen Staatsumsturz entwi-
ckeln können. Im Unterschied dazu hatte die 
radikale Linke mit den konkreten Planungen 
eines Aufstands für die nahe Zukunft begon-
nen, auf die sie im entscheidenden Moment 
zwar zurückgreifen, aber die faktische Über-
nahme der Revolution durch die MSPD nicht 
verhindern konnte. Während die Revolutionä-
ren Obleute mit ihren ersten diesbezüglichen 
improvisierten Aktivitäten – wie dem Versuch 
der Bildung eines Vollzugsausschusses ohne 
MSPD-Mitglieder während der Delegierten-
versammlung der Arbeiter- und Soldatenrä-
te Groß-Berlins am Abend des 10. November 
oder der Aufstellung einer «Roten Garde» – 
an den tatsächlichen Mehrheits- und Macht-
verhältnissen innerhalb der Berliner Rätebe-
wegung scheiterten, trat die USPD-Führung 
nahezu ohne Konzept und Zielrichtung in 
die gemeinsame Revolutionsregierung mit 
der Mehrheitssozialdemokratie, den Rat der 
Volksbeauftragten, ein.
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Zu diesem Zeitpunkt repräsentierten die Revo-
lutionären Obleute die radikale, auf eine Aus-
weitung der politischen zur sozialen Revolu-
tion setzende Minderheit der Arbeiterschaft. 
Mit dem Eintritt in die Regierung entsprach 
hingegen die USPD-Führung den Forderun-
gen der großen Mehrheit der Mitglieder in 
beiden sozialdemokratischen Arbeiterpartei-
en, die den Wunsch nach einer Überwindung 
der Spaltung artikulierten. Indem die USPD 
gegenüber der MSPD-Führung, die dies le-
diglich aus taktischen 
Gründen akzeptierte, die 
Anerkennung der Arbei-
ter- und Soldatenräte als 
alleinige Inhaber der politi-
schen Macht zunächst for-
mal durchsetzte, gab sie 
der Rätebewegung über-
haupt einen politischen 
Ausdruck. Die von den 
Mehrheitssozialdemokraten geforderte Ein-
berufung einer konstituierenden Nationalver-
sammlung sollte nach Auffassung der USPD 
erst nach der Konsolidierung der Revolution 
erfolgen.
In den beiden Wochen unmittelbar nach dem 
9. November 1918 entwickelten Rudolf Hilfer-
ding und Rudolf Breitscheid die Umrisse eines 
Konzepts zur sozialen und demokratischen Si-
cherung der Revolution, das Programm der 
«rechten USPD».6 Sein Ziel war die feste Ver-
ankerung der Demokratie, um der Reaktion je-
de Möglichkeit zu nehmen, sie wieder zu be-
seitigen. Hierzu sollten die Verwaltung und 
das Militär demokratisiert und insbesondere 
die großen Unternehmen der Schwerindus-
trie und des Kohlebergbaus sozialisiert bzw. 
vergesellschaftet werden. Diesbezüglich for-
derten Hilferding und Breitscheid von der Re-
volutionsregierung ein demokratisches und 
sozialistisches Aktionsprogramm. Dessen 
Kern müsse die Beseitigung des Widerspruchs 
zwischen formaler staatsbürgerlicher Gleich-
heit und ökonomischer Ungleichheit bilden. 

«Solange die infamen Abhängigkeitsverhält-
nisse bestehen, die die kapitalistische Produk-
tion schafft, solange hilft die formale papierne 
Demokratie dem Proletariat einen Pappenstiel. 
Die Grundlagen dieser Abhängigkeit müssen 
mit Hilfe der uns durch die Revolution in die 
Hand gegebenen Mittel beseitigt werden.» 
Erst dann könne damit begonnen werden, die 
Demokratie nach ihrer formalen Seite auszu-
bilden und eine aus wirklichen, freien Volks-
wahlen hervorgegangene Nationalversamm-

lung gewählt werden, 
«um auf diesem Boden, 
den zu verändern ihr 
schwer sein dürfte, wei-
ter zu bauen», schrieb 
Rudolf Breitscheid am 
16. November 1918.7

Die Herrschaft der Arbei-
ter- und Soldatenräte – 
in den Tagen nach dem 

9. November 1918 als «Diktatur des Proleta-
riats» verstanden – sollte nach den Vorstellun-
gen der «rechten USPD» die Grundlagen für 
eine sozialistische Republik schaffen, über 
die letztlich jedoch in einer allgemeinen, frei-
en und geheimen Wahl entschieden werden 
müsse. Daran ließ Rudolf Hilferding keinen 
Zweifel, denn «eine unbeschränkte Fortdau-
er der Diktatur der Räte würde die Auflehnung 
der Unterdrückten herausfordern», der dann 
nur mit Terror und Bürgerkrieg zu begegnen 
sei. Die demokratische Entscheidung könne 
hingegen die sozialistischen Maßnahmen um-
so stärker sichern, je energischer während der 
«Diktatur des Proletariats» als Übergangssta-
dium die erforderlichen Veränderungen einge-
leitet würden. Hilferding betrachtete die von 
ihm und seinen Mitstreiter_innen geforderten 
proletarisch-sozialistischen Maßnahmen als 
entscheidende Voraussetzung für die Errin-
gung der Mehrheit der Arbeiterparteien in der 
konstituierenden Versammlung.8

Dass das Programm der «rechten USPD» im 
November/Dezember 1918 den Willen der 

Diesbezüglich forder­
ten Hilferding und 
Breitscheid von der 
Revolutionsregierung 
ein demokratisches 
und sozialistisches 
Aktionsprogramm.
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großen Mehrheit der Revolutionsbewegung 
und damit der beiden Arbeiterparteien reprä-
sentierte, zeigen die Beschlüsse des Reichs-
rätekongresses, der vom 16. bis 21. Dezember 
1918 im preußischen Abgeordnetenhaus in 
Berlin stattfand. Die von ihm auf den 19. Ja-
nuar 1919 festgesetzte Wahl der Nationalver-
sammlung wird zutreffend als Votum für die 
parlamentarische Demokratie entsprechend 
der demokratischen Tradition der Sozialde-
mokratie interpretiert.9 Gleichzeitig votierte 
der Reichsrätekongress für die Sozialisierung 
der hierfür reifen Betriebe und die sogenann-
ten Hamburger Punkte, die das Militär unter 
die Kontrolle der zivilen Regierung stellten und 
gleichermaßen den Bruch mit dem preußi-
schen Militarismus bedeuteten. Damit unter-
strichen die mehrheitlich zur MSPD gehören-
den Delegierten des Kongresses, dass sie die 
zukünftige Republik auch entsprechend ihrer 
sozialistischen und antimilitaristischen Traditi-
on ausgestaltet sehen wollten.
Indem die Führung der Mehrheitssozialdemo-
kratie nach dem 9. November innerhalb we-
niger Wochen ihre Position für eine sofortige 
Wahl der Nationalversammlung in der brei-
ten Masse der sozialistischen Arbeiterschaft 
durchsetzen konnte, war dem Programm der 
«rechten» USPD letztlich der Boden entzogen. 
Die USPD-Führung besaß jedoch keine Alter-
nativstrategie zu dessen Umsetzung. Bis En-
de November 1918 hielt sie an einem späteren 
Termin für die Wahl zur Nationalversamm-
lung fest. In der die Wahlfrage entscheiden-
den Sitzung im Rat der Volksbeauftragen am 
29. November beugten sich die USPD-Vertre-
ter dann jedoch dem Druck ihrer MSPD-Kol-
legen, die ultimativ die Nationalversammlung 
forderten. Beide Parteien einigten sich vorbe-
haltlich der Zustimmung des Reichsrätekon-
gresses auf einen Wahltermin. Damit geriet 
die USPD-Führung jedoch innerparteilich in 
eine schwierige Situation, weil sie trotz Regie-
rungsbeteiligung die eigenen Ziele nicht hatte 
realisieren können.

Seit dem 9. November 1918 waren der linke 
USPD-Flügel, insbesondere die Berliner Re-
volutionären Obleute und die Spartakusgrup-
pe, für den Fortbestand und den Ausbau des 
Rätesystems eingetreten. Sie sahen sich in ih-
ren Vorbehalten gegenüber der MSPD durch 
die Ereignisse am 6. Dezember 1918 bestä-
tigt. Einzelne Truppenteile putschten faktisch 
gegen die Revolutionsregierung und wollten 
Ebert sofort zum Reichspräsidenten ausru-
fen. Eine Demonstration von Anhänger_innen 
der Spartakusgruppe wurde in der Chaussee-
straße beschossen, ein furchtbares Ergebnis 
dieses Angriffs waren vierzehn Tote. Infolge-
dessen forderten Rosa Luxemburg und die 
Revolutionären Obleute den Austritt der USPD 
aus der Regierung.10

Die USPD-Führung reagierte auf den sich zu-
spitzenden innerparteilichen Konflikt mit einer 
scharfen Wendung gegen links, insbesonde-
re gegen die Spartakusgruppe. Sie bezeich-
nete deren Taktik als bolschewistisch und 
unvereinbar mit der Mitgliedschaft in der Par-
tei. Rudolf Breitscheid spitzte die Auseinan-
dersetzung zu, indem er den Austritt aus der 
Regierung als Bekenntnis zu Spartakus oder 
aber den Verbleib im Rat der Volksbeauftrag-
ten und eine scharfe Abgrenzung gegenüber 
der Parteilinken als alternative Handlungsop-
tionen einander gegenüberstellte.11 In dieser 
Logik gefangen, rückte die «rechte USPD» 
anstelle ihres Programms zur festen Veranke-
rung der Demokratie die Frage «Rätediktatur 
oder Nationalversammlung» zunehmend in 
den Mittelpunkt der Auseinandersetzung. Wie 
die MSPD plädierte nun auch sie für einen frü-
hen Wahltermin.
Eine erste innerparteiliche Kraftprobe zwi-
schen dem radikal-linken Parteiflügel und der 
Parteiführung fand am 15. Dezember 1918 auf 
der Generalversammlung der Berliner USPD 
statt. Die große Mehrheit der anwesenden 
Parteimitglieder unterstützte Hugo Haases 
Plädoyer für die Wahl der Nationalversamm-
lung, während Rosa Luxemburgs Gegenposi-
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tion nur von einer Minderheit geteilt wurde. 
Auf dem Reichsrätekongress desavouierte 
dann der linke USPD-Flügel die eigene Par-
teiführung, indem die von ihm dominier-
te unabhängige Fraktion die Teilnahme an 
der Wahl zum Zentralrat boykottierte. Durch 
diesen Schritt besaßen die USPD-Volksbe-
auftragten keinen Rückhalt in dem als Kon
trollorgan gegenüber der Regierung gedach-
ten Gremium. Während die Parteilinke damit 
ihrem Ziel nähergekommen war, wurde zu-
gleich die Selbstblockade der USPD auf dem 
Reichsrätekongress offenkundig. Die hieraus 
resultierende Parteikrise erreichte ihren Hö-
hepunkt, als die Revolutionären Obleute und 
die Spartakusgruppe am 21./22. Dezember 
ultimativ den Austritt aus der Regierung und 
die Einberufung eines Parteitags forderten.12 
Tatsächlich traten die USPD-Volksbeauftrag-
ten von ihren Ämtern zurück, nachdem in-
folge der Berliner Weihnachtskämpfe der 
Konflikt zwischen der Volksmarinedivision, 
einer Einheit revolutionärer Matrosen, und 
der MSPD-Führung eskaliert war.13 Dennoch 
drohte die USPD infolge der weiteren Ent-
wicklung bis zum Jahreswechsel 1918/19 zu 
zerfallen. Mit der Gründung der KPD Ende De-
zember 1918 im Ergebnis einer Reichskonfe-
renz des Spartakusbundes löste sich ein Teil 
der radikalen Linken von ihr ab. Die Revoluti-
onären Obleute wägten ab, ob sie der neuen 
Partei beitreten oder sich selbstständig orga-
nisieren sollten. Zudem gab es an der Partei-
basis zahlreiche Aktivitäten zur Wiederver-
einigung der beiden sozialdemokratischen 
Parteien. Diese Situation war jedoch auch ein 
Ausdruck dafür, dass die Rätebewegung des 
November 1918 mit der Entscheidung für die 
Wahl der Nationalversammlung zunächst an 
ein vorläufiges Ende gekommen war, wäh-
rend die Sozialisierungsbewegung beispiels-
weise im Ruhrgebiet erst ab diesem Zeitpunkt 
aktiv wurde.
Erst infolge der politischen Ausbootung und 
militärischen Niederschlagung der Rätebe-

wegung durch die Regierung Ebert/Scheide-
mann im Frühjahr 1919 wurde die USPD zur 
Sachwalterin des Rätegedankens. Indem die 
nach dem Tagungsort der Nationalversamm-
lung bezeichnete Weimarer Koalition aus 
MSPD, katholischer Zentrumspartei und der 
liberalen Deutschen Demokratischen Partei 
die Beschlüsse des Reichsrätekongresses hin-
tertrieb, fand die Forderung nach einem Rä-
tesystem als Form der «Diktatur des Proleta-
riats» bei großen Teilen der Arbeiterschaft nun 
zunehmend Unterstützung.
Der «Revolutionsparteitag» vom 2. bis 6. März 
1919 in Berlin war entscheidend für die poli-
tische Konsolidierung der USPD im Frühjahr 
1919. Einerseits bewegte sich dieser Parteitag 
aufgrund der weiterwirkenden Konflikte zwi-
schen den Vertreter_innen des sozialdemo-
kratischen Erbes, die an den Grundsätzen des 
Erfurter Programms von 1891 festhalten woll-
ten, und den Protagonist_innen des «reinen 
Rätesystems» und der «Diktatur des Proletari-
ats» am Rande der Spaltung. Andererseits en-
dete der Parteitag mit einem Kompromiss, in 
dem die Vorstellungen der USPD-Linken vor 
allem in der Rätefrage maßgeblich berück-
sichtigt wurden.14

Haases Entwurf für ein Aktionsprogramm der 
USPD zielte auf den Ausbau des Systems der 
Arbeiterräte und seiner Verankerung in der 
Verfassung. Die politische Funktion der Rä-
te sollte in der Mitwirkung an der Staats- und 
Selbstverwaltung sowie der Kontrolle der Be-
hörden bestehen. Zudem sprach er ihnen das 
Recht zu, Gesetze vorzuschlagen und vom 
Parlament beschlossene Gesetze abzulehnen. 
Endgültig sollte über solche von den Räten ab-
gelehnte Gesetze durch Volksabstimmungen 
entschieden werden. Haases Konzept war kei-
ne Alternative zur parlamentarischen, wohl 
aber eine Kombination aus parlamentarischer, 
Räte- und direkter Demokratie.
Die vom Parteitag beschlossene «Program-
matische Kundgebung» legte als Kompro-
misslinie zwischen dem Konzept Haases und 
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dem der Vertreter_innen des reinen Rätesys-
tems fest, dass die USPD unter Aufrechter-
haltung des grundsätzlichen Teils des Erfurter 
Programms sowohl die «Diktatur des Prole-
tariats» als auch das in die Verfassung einge-
ordnete Rätesystem anerkenne. Wenngleich 
einige Delegierte des linken Flügels diesem 
Kompromiss nicht zustimmten, bedeutete er 
auf der programmatischen Ebene eine Ver-
schiebung nach links, wodurch die Spaltung 
der Partei vermieden werden konnte.
Mit der Niederschlagung der Münch-
ner Räterepublik Anfang Mai 1919 fand 
die zweite Phase der Revolution ihren blu-
tigen Abschluss. Die große Mehrheit der 
USPD-Mitglieder ging jedoch weiterhin da-
von aus, die Revolution zu einem erfolg-
reichen Ende führen und anstelle der bür-
gerlich-kapitalistischen eine sozialistische 
Gesellschaft errichten zu können.15 Auch 
deshalb lehnte die USPD-Fraktion in der Na-
tionalversammlung die im August 1919 
verabschiedete Weimarer Verfassung als 
gegenrevolutionär ab. Anstelle einer demo-
kratischen Republik sei ein neuer Obrigkeits-
staat geschaffen worden, «in dem der Reichs
präsident im Verein mit der alten Bürokratie 
und der alten Klassenjustiz eine so beträchtli-
che Macht darstellt, dass von einer reinen Par-
lamentsherrschaft nicht gesprochen werden 
kann», kritisierte etwa das unabhängige Zen
tralorgan Freiheit am 5. August 1919.16

Mit dieser Einschätzung reflektierte die USPD 
zugleich die Massenstimmung unter der Ar-
beiterschaft, die bis tief in die Reihen der 
Mehrheitssozialdemokratie von den bisheri-
gen Ergebnissen der Revolution enttäuscht 
war. Vor allem jüngere Arbeiter_innen ver-

stärkten nun ihre Reihen, allein von März bis 
November 1919 stieg die Mitgliedschaft in 
der USPD von 300.000 auf 750.000. «Wo die 
Hinzugekommenen sich vornehmlich aus 
früher Unorganisierten rekrutierten, ist das 
Verlangen nach Aktionen vielfach am stärks-
ten.»17

Die Entstehung und Gründung der USPD im 
Zeitraum 1916/17 sowie ihr Agieren während 
der Novemberrevolution 1918/19 waren po-
litische und organisatorische Reaktionen auf 
tatsächliche Massenstimmungen. Deshalb 
konnte die USPD zu den unterschiedlichen 
Zeitpunkten weit über ihre Anhängerschaft hi-
naus den jeweiligen Massenbewegungen po-
litischen Ausdruck geben. Dementsprechend 
spiegelte sich auch das widersprüchliche 
Meinungsspektrum insbesondere der Revo-
lutionsbewegung des November 1918 in der 
USPD wider. Ihre innerparteilichen Kontrover-
sen waren deshalb nicht nur eine Folge ihrer 
politisch-ideologischen Heterogenität, son-
dern auch ein Spiegelbild der Auseinanderset-
zungen innerhalb der Rätebewegung selbst. 
Die zeitweiligen Erfolge der USPD brachten 
wie ihr jeweiliges Schwanken und Versagen 
während der Novemberrevolution 1918/19 zu-
gleich auch die Stärken und Schwächen der 
revolutionären deutschen Arbeiterschaft zum 
Ausdruck.
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Karsten Krampitz

«ECCLESIAM HABEMUS!»
VOM ENDE DER STAATSKIRCHE: 100 JAHRE EVANGELISCHE 
KIRCHE IN DEUTSCHLAND

Die Evangelische Kirche in Deutschland 
(EKD), wie wir sie heute kennen – als eine vom 
Staat subventionierte, sich von diesem aber 
unabhängig organisierende Institution –, ist ei-
ne Folge der Novemberrevolution 1918/19. In 
der EKD wird man das nicht gern hören; dies-
bezügliche Feierstunden werden dieser Tage 
wohl ausbleiben.
Gerade an der Geschichte des deutschen Pro-
testantismus wird aber deutlich, wie tief grei-
fend die Zäsur war, die das Jahr 1918 mit sich 
brachte. Über all die Jahrhunderte hatte sich 
zuvor am Grundprinzip deutsch-protestanti-
scher Kirchenverfassungen nichts geändert: 
Seit der Reformation war der jeweilige Lan-
desfürst – selbst wenn er, wie in Bayern, Ka-
tholik war – immer auch Summus Episcopus, 
also Oberhaupt seiner evangelischen Lan-
deskirche. Die Ehe von Thron und Altar ist 
wesentlich älter, sie geht auf den römischen 
Kaiser Konstantin im 4. Jahrhundert zurück. 
Dennoch war es Martin Luther, der das Bünd-
nis zwischen geistiger und weltlicher Macht 
neu ordnete, indem er die Trennung beider 
Ämter aufhob und die Fürsten zu Bischöfen 
machte.
In der Obhut irdischer Obrigkeit führten die 
Kirchen ein relativ sorgenfreies Leben. Die 
Gehälter wurden immer pünktlich bezahlt. 
Im Gegenzug kümmerten sich die Pfarrer da-
rum, dass die Landeskinder ordentlich ge-
tauft, verheiratet und bestattet wurden. Vor 
allem aber lieferten die Geistlichen die Legi-
timation für die Herrschaft der Monarchen: 
Ein König von Gottes Gnaden bedurfte kei-
ner demokratischen Wahlen. Autokratische 
Herrschaft galt ebenso als Teil der Schöp-
fungsordnung, gegen die der Mensch sich 
nicht aufzulehnen hatte, wie später Staat 

und Nation. Arbeiterbewegung und Sozial
demokratie wurden von der Kanzel herab 
verteufelt, und wenn der König zu den Waf-
fen rief, stimmten allerorten evangelische 
Pfarrer in den Kriegsgesang mit ein, erklär-
ten die Schlacht zum Gottesdienst. Seit der 
Reformation gibt es keinen deutschen Waf-
fengang ohne Segen der evangelischen Kir-
che. Vor allem im Ersten Weltkrieg predigten 
Militärpfarrer Kampf- und Opferbereitschaft 
und versprachen Erlösung. Wer bereit war, 
sein Leben für Nation und Vaterland zu ge-
ben, dem sollte das ewige Leben winken – 
evangelische (aber auch katholische) Militär-
seelsorge als Appendix der imperialistischen 
Durchhaltepropaganda.1

Ende und Anfang
Im November 1918 hatten deutsche Pastoren 
nicht nur den Ersten Weltkrieg verloren, son-
dern auch ihr Oberhaupt, den Kaiser. In der 
neuen Republik standen die evangelischen 
Landeskirchen plötzlich ohne Führung da. 
Pfarrer und Superintendenten fürchteten um 
ihre Einkünfte, ihre Stellung. Was sollte jetzt 
werden? Aus den Institutionen? Aus dem Reli-
gionsunterricht an den Schulen? Welche Rol-
le sollte die Kirche in dieser neuen Republik 
einnehmen? Und wer sollte sie bezahlen? Das 
gemeine Volk war nun der Souverän und be-
stimmte die Regierung; ebendiese brauchte 
die Kirche nicht mehr, jedenfalls nicht für ihre 
Legitimation. Mehr noch: Die neue Regierung 
strebte sogar eine Trennung von Staat und Kir-
che an.
Die Leitung der preußischen Kirche, der Evan-
gelische Oberkirchenrat in Berlin, hatte also 
guten Grund zur Klage. Am Buß- und Bettag 
desselben Jahres hieß es in einer Erklärung: 
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«Wir haben den Weltkrieg verloren. Uner-
hörte grausamste Waffenstillstandsbedin-
gungen der übermütigen Feinde haben wir 
annehmen müssen. Kaiser und Reich, wie es 
in einer Geschichte ohnegleichen uns teu-
er und wert geworden war, ist dahin. Es ist 
uns nichts von Bitterkeit und Demütigung 
erspart worden. Unsere Herzen sind wie er-
starrt und zerrissen in namenloser Trauer, in 
bängsten Sorgen. Armut, Elend, Hunger und 
Verachtung droht unser und unser Kinder 
Los in der Welt.»2 Die evangelische Kirche 
sah das Kriegsende als eine «erniedrigende 
Schmach» an. Der Deutsche Evangelische 
Kirchenausschuss erklärte im Februar 1919: 
«Tiefer Schmerz durchzuckt unser deut-
sches Volk …»3

Dass die neue Demokratie die Abhängigkeit 
der Kirchen vom Staat beseitigt hatte, wurde 
im protestantischen Milieu keinesfalls als et-
was Befreiendes angesehen. Fortan hatten die 
evangelischen Landeskirchen ihre Oberhäup-
ter selbst einzusetzen. «Ecclesiam habemus! 
Wir haben eine Kirche!», schrieb der spätere 
EKD-Ratsvorsitzende Otto Dibelius in seinem 
im Dezember 1926 erschienenen Buch «Das 
Jahrhundert der Kirche». Als Programmschrift 
sollte es kirchenweit für größte Aufmerksam-
keit sorgen. Das Jahrhundert der Kirche, so 
der Kurmärkische Generalsuperintendent, 
hatte mit dem Jahr 1918 begonnen. «Das Ziel 
ist erreicht. Gott wollte eine evangelische Kir-
che. Seinem Willen mussten beide dienen, die 
aufbauen und die da zerstören wollten.»4

Doch anders als der Katholizismus, der als 
Weltkirche organisiert war und seine Ange-
legenheiten schon immer unabhängig vom 
Staat zu regeln pflegte, war man in der evan-
gelischen Kirche nicht wirklich vorbereitet auf 
ein sich selbst organisierendes Gemeinwe-
sen. Die seit dem Augsburger Religionsfrie-
den von 1555 existierende grundsätzliche Or-
ganisationsstruktur der evangelischen Kirche 
in Landeskirchen blieb erhalten. Jedoch wur-
de 1922 der Deutsche Evangelische Kirchen-

bund (DEKB) zur «Wahrung und Vertretung 
der gemeinsamen Interessen der deutschen 
evangelischen Landeskirchen» gegründet. 
Allerdings: Ähnlich wie die nach dem Zwei-
ten Weltkrieg gegründete EKD war der DEKB 
selbst noch keine Kirche, nur ein Bund von Kir-
chen, der die Landeskirchen gegenüber dem 
Weimarer Staat zu vertreten hatte und die 
deutschen Gemeinden im Ausland betreuen 
sollte.5

Treue zum Kaiser
Über mehr als 400 Jahre haben sich die evan-
gelischen Kirchen der weltlichen Obrigkeit 
untergeordnet und die starke Bindung an 
den Bibelvers Römer 13 («Jedermann sei un-
tertan der Obrigkeit …») zu einem zentralen 
Bestandteil ihrer Identität gemacht – ausge-
rechnet dem ersten demokratisch verfass-
ten Staatswesen in Deutschland, der Wei-
marer Republik, versagten sie ihre Loyalität. 
Aus protestantischer Sicht war mit den Wah-
len zur verfassungsgebenden Nationalver-
sammlung am 19. Januar 1919 die Katastro-
phe eingetreten: eine Koalition aus SPD und 
Zentrum, aus Sozialisten und Katholiken.6 Als 
die Träger des «organisierten Vaterlandsver-
rats» am 28. Juni 1919 dann auch noch den 
«Schandvertrag von Versailles» unterschrie-
ben, wandten sich die Generalsuperintenden-
ten aller preußischen Kirchenprovinzen an ih-
re Gemeinden: 
«Das Verlangen, uns als einzig Schuldigen 
am Kriege zu bekennen, legt uns eine Lüge 
in den Mund, die schamlos unser Gewissen 
verletzt. Als evangelische Christen erheben 
wir vor Gott und Menschen feierlich heiligen 
Protest gegen den Versuch, unserer Nation 
dieses Brandmal aufzudrücken. Wie man 
auch urteilen mag über einzelne Handlungen 
der Regierung unseres Kaisers: fest steht die 
Reinheit seines Wollens, die Makellosigkeit 
seines Wandels, der Ernst seines persönli-
chen Christentums und seines darin tief be-
gründeten Verantwortlichkeitsgefühls. Mit 
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äußeren Mitteln vermögen wir ihn nicht zu 
schützen, aber hier unsere Bitte: im Einklang 
mit Millionen deutscher Männer und Frauen 
rufen wir unsere Gemeinden auf, in dieser 
Not den Kaiser und seine schwerkranke, in 
den Werken christlicher Barmherzigkeit vor-
bildlich bewährte Gemahlin nebst unseren 
deutschen Führern und Helden mit dem Wall 
unserer Fürbitten zu umgeben.»7

Bei den angekündigten Fürbitten sollte es 
nicht bleiben. In den folgenden Jahren orga-
nisierte die Kirche der Altpreußischen Union 
regelrechte Pilgerreisen ins niederländische 
Doorn, zu «Feldgottesdiensten» beim immer 
noch als rechtmäßig empfundenen Summus 
Episcopus (höchster Bischof) Wilhelm II.
Die evangelische Treue zum einstigen Kaiser 
und preußischen König fand ihre Fortsetzung 
im Kampf gegen den von SPD und KPD 1926 
initiierten Volksentscheid zur Enteignung der 
Fürstenhäuser.8 Der Deutsche Evangelische 
Kirchenausschuss erklärte dazu: 
«Die geplante entschädigungslose Enteig-
nung bedeutet die Entrechtung deutscher 
Volksgenossen und widerspricht klaren und 
unzweideutigen Grundsätzen des Evangeli-
ums.»9 
Von unzähligen Kanzeln wurde gegen den 
Volksentscheid gepredigt. Auch deshalb ka-
men am Ende nur 14.441.590 Ja-Stimmen 
statt der erforderlichen 20 Millionen für die 
Enteignung zusammen. Unterdessen hatte 
sich der 28. Juni 1919 als «Tag der Schande» 
tief ins nationalprotestantische Bewusstsein 
eingebrannt. Zehn Jahre nach der Unter-
zeichnung des Versailler Vertrags rief die 
Deutsche Evangelische Kirche diesen Tag 
zum «Trauertag» aus. Zur historischen Stun-
de, zwischen 15 und 16 Uhr, als damals die 
«Novemberverbrecher» mit ihrer Unterschrift 
den «Schandvertrag» besiegelt hatten, läute-
ten reichsweit in den evangelischen Kirchen 
die Glocken.10

So blieb denn auch die Niederlage im Ersten 
Weltkrieg und mit ihr die Novemberrevoluti-

on das große Trauma der evangelischen Kir-
chen – wenn man so will: bis zur Niederlage 
im Zweiten Weltkrieg, aber das sei nur am 
Rande bemerkt.

Evangelischer 
Antisemitismus
Die NSDAP war noch nicht gegründet, als das 
Kirchliche Jahrbuch 1919 neue Legenden kol-
portierte: 
«So hat sich doch, gestützt auf unzählige 
Einzelerfahrungen, im deutschen Volke die 
Überzeugung festgesetzt, dass mehr als an-
dere Kreise der Bevölkerung Deutschlands 
die Juden es verstanden haben, sich auf 
‹Druckposten› in Sicherheit zu bringen. – 
Weiter macht man ihnen zum Vorwurf, dass 
sie in Ausnutzung ihrer größeren Geldmittel 
sich im Wege des Schleichhandels alle mög-
lichen Lebensmittel zu verschaffen wussten 
und dadurch wiederum in einem viel höhe-
ren Maße als die übrige Bevölkerung – einer-
seits den Schleichhandel gefördert, ande-
rerseits die Preistreiberei begünstigt haben. 
[…] Viel ernster als diese, man könnte sagen, 
privaten Verfehlungen von Juden sind die 
Vorwürfe zu nehmen, die gegen die Juden-
heit im Großen erhoben werden und sie des 
unpatriotischen Verhaltens bezichtigen. Da 
wird ihnen vorgeworfen, dass sie im Interes-
se des international investierten Kapitals die 
Miesmacherei und Flaumacherei im Großen 
betrieben hätten. Sie werden für die eigentli-
chen Urheber der Friedensangebote angese-
hen. Sie sollen, um die Fortsetzung des Krie-
ges unmöglich zu machen, die innere Front 
zermürbt haben.»11 
Es sei daran erinnert, dass in den deutschen 
Armeen in den Jahren 1914 bis 1918 mindes-
tens 96.000 Soldaten mosaischen Glaubens 
gekämpft hatten – Männer aus allen Alters-
gruppen und sozialen Schichten, die, soweit 
sie die Front überlebten, ihre Bereitschaft, 
mit Leben und Gesundheit für ihr Vaterland 
einzustehen, noch bitter bereuen sollten.12 
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Der Reichsbund jüdischer Frontsoldaten 
sprach seinerzeit von 12.000 Gefallenen. 
Der evangelischen Kirche war das keine Sil-
be wert. So mögen sich die völkischen Hetzer 
und Propagandisten im höheren Auftrag ge-
wähnt haben, als sie nach und nach die erste 
Demokratie in Deutschland aus den Angeln 
hoben, da doch selbst die Kirchen den Ju-
den die Schuld an der Niederlage, an Not und 
Elend anlasteten.

Geschenke ohne Gegen­
leistung
Dabei hatte die evangelische Kirche der neu-
en Zeit und der verachteten «Weimarer Koali-
tion», dem Bündnis von Sozialdemokratie und 
Katholizismus, eine Freiheit zu verdanken, bei 
gleichzeitig garantierter finanzieller Sicher-
heit, wie dies bis dato in der Geschichte des 
Protestantismus in Deutschland noch nie der 
Fall gewesen war: Die «Novemberverbrecher» 
hatten den evangelischen Kirchen den Status 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
zuerkannt, sie mit dem Privileg der Steuerer-
hebung ausgestattet und ihr noch dazu die 
Möglichkeit zur Seelsorge in den Bereichen 
Militär, Krankenhäuser und Strafanstalten ein-
geräumt. Im Gegenzug hatten SPD und Zent-
rum auf jede Einflussmöglichkeit des Staates 
in kirchlichen Fragen verzichtet. Bedauerli-
cherweise gehörte dazu auch der Bereich der 
Fürsorgeerziehung. Wohl hatte die Sozialde-
mokratie das Wirken kirchlicher Zwangser-
ziehungsheime (einer Mischung aus Kaser-
ne, Gefängnis und Kloster) lange Zeit und zu 
Recht als Klassenkampf von oben empfun-
den; nur allzu oft hatte der Staat das unange-
passte Sozialverhalten jugendlicher Arbeiter 
mit einer rigiden Einweisungspraxis beant-
wortet. Dessen ungeachtet sahen sich die 
Vertreter von SPD und USPD in der National-
versammlung von 1919 außerstande, ihre In-
itiative zur «Fernhaltung religiöser Betätigung 

auf dem Gebiet der Erziehung» Gesetz wer-
den zu lassen.13 Die teils unmenschlichen Zu-
stände in kirchlichen Erziehungsheimen soll-
ten erst Mitte der 1960er Jahre Gegenstand 
einer öffentlichen Debatte werden – im Zuge 
der «Heimkampagne» der Außerparlamenta-
rischen Opposition. In der Weimarer Repub-
lik aber (bis weit in die westdeutsche Nach-
kriegszeit) blieben diese Heime zwar vom 
Staat finanziert, aber unbeaufsichtigt.
Doch ungeachtet der vielen Privilegien stieß 
die Weimarer Demokratie bei den Repräsen-
tanten der evangelischen Kirchen auf wenig 
Gegenliebe. Die neue Religionsfreiheit, Ergeb-
nis der Trennung von Staat und Kirche, wur-
de als Beliebigkeit empfunden, wenn nicht gar 
als antichristlich, als etwas Aufgezwungenes. 
Nicht einmal ein Dietrich Bonhoeffer war frei 
von solchen Ressentiments. In einer Anspra-
che vor New Yorker Studenten betonte Bon-
hoeffer 1930: 
«Lasst mich ganz offen sagen, dass kein 
Deutscher und kein Ausländer, der die his-
torischen Ursachen des Krieges kennt, da-
ran glaubt, dass Deutschland die alleinige 
Kriegsschuld trägt – ein Satz, den wir ge-
zwungen waren, im Versailler Vertrag zu un-
terzeichnen […] Jener 11. November 1918, 
der uns das Kriegsende brachte, war der Be-
ginn einer neuen Periode des Leidens und 
des Unglücks.»14 
Zwei Jahre später lesen wir bei Bonhoeffer zur 
theologischen Standortsuche der Kirche in 
der Weimarer Republik: 
«Die Kirche will überall sein und ist darum 
nirgends. Sie ist ungreifbar und darum un-
angreifbar geworden. Sie ist nie und nir-
gends ganz sie selbst. Auf der Flucht vor 
sich selbst ist die Kirche heute einer tiefen 
Verachtung verfallen. Sekten werden erns-
ter genommen als die Kirche, weil sie an ei-
nem Ort stehen. […] Was ist der eigentliche 
Ort der Kirche?»15
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Sehnsucht nach 
der Obrigkeit
Zum Antisemitismus und zur allgemeinen 
Demokratieverachtung in weiten Teilen der 
evangelischen Kirche gesellte sich die Furcht 
vieler Protestanten vor sozialer Verelendung 
infolge der Wirtschaftskrise (wenn sie davon 
nicht schon längst betroffen waren) und noch 
dazu eine obskure Katholikenfurcht. Albrecht 
Schönherr erinnerte sich später, wie zuwider 
es den Protestanten war, dass die Weimarer 
Republik lange Zeit durch eine Koalition mit der 
katholischen Zentrumspartei regiert wurde.16 
Während die Deutschnationale Volkspartei 
(DNVP), in gewisser Weise die Partei der Nati-

onalprotestanten, Jahr für Jahr an politischem 
Gewicht verlor, bekam die Republik eine gan-
ze Reihe katholischer Reichskanzler: Constan-
tin Fehrenbach, Joseph Wirth, Wilhelm Marx, 
Heinrich Brüning und, nicht zu vergessen, (der 
später parteilose) Franz von Papen.
Zur Katholikenfurcht der Protestanten kam 
die Kommunistenfurcht; das Gespenst des 
aufkommenden Bolschewismus verbreitete 
in den Kirchen Angst und Schrecken. Der da-
malige württembergische Kirchenpräsident 
Theophil Wurm, der nach dem Krieg erster 
EKD-Ratsvorsitzender werden sollte, sah sich 
noch während der Brüning-Ära gezwungen, 
braune Farbe zu bekennen. Mit Blick auf den 
Kirchenkampf unter Stalin sagte Wurm, dass 
man nur die Wahl habe zwischen einer Dik-
tatur Hitlers und einer Diktatur Moskaus und 
dass die Erstere in jedem Fall vorzuziehen sei, 
auch wenn sie nicht bequem sein werde.17

Diese Mischung aus Angst und reaktionä-
rem Denken, verbunden mit der Illusion, mit 
dem Nationalsozialismus in einer Koexistenz 
leben zu können, ließ das protestantische 
Milieu zum Rekrutierungsgebiet demokra-
tiefeindlicher Kräfte werden. Albrecht Schön-
herr schreibt: «Im Grunde war das Herz vieler 
Pfarrer und Gemeindeglieder immer noch bei 
der Monarchie. Sie war ihnen mehr als eine 
Staatsform, sie war ihnen trotz Reichs- und 
Landtag eine patriarchalische Lebensordnung 
ähnlich der Familie gewesen. […] Man wollte 
eine starke Regierung, eine echte ‹Obrigkeit›, 
die den auflösenden Tendenzen des durch die 
Weimarer Verfassung genährten Liberalis-

mus, der sich in einer bisher 
ungewohnten Freizügigkeit 
auslebte, wirksam entge-
gentreten würde.»18

Als besonders verhängnis-
voll erwies sich dabei die 
damals herrschende Theo-
logie, die «Volk» und «Ras-

se» als zentrale Bestandteile einer gewollten 
Schöpfungsordnung interpretierte.19 Woran 
sich nach dem Untergang des Dritten Reichs 
unter Pfarrern und Bischöfen niemand mehr 
erinnern wollte: Die evangelische Kirche und 
die NS-Bewegung schöpften in den Jahren 
der Weimarer Republik aus derselben Quel-
le – der Quelle eines völkisch-rassisch auf-
geladenen Nationalismus. Die Indizienlage, 
so der Historiker Manfred Gailus, ist schlicht 
erdrückend. Vieles spricht für die These, «dass 
kein anderes der großen Sozialmilieus so of-
fen und aufnahmebereit für nationalsozialisti-
sche Politik und Weltanschauung war wie ge-
rade das protestantische» – eine der sozialen 
Haupteinbruchsstellen der Nazis während der 
Zwischenkriegszeit.20 Die Weichenstellung für 
diese Entwicklung war in der evangelischen 
Kirche bereits unmittelbar nach der Novem-
berrevolution erfolgt.

Die evangelische Kirche und die 
NS-Bewegung schöpften in den Jahren 
der Weimarer Republik aus derselben 
Quelle – der Quelle eines völkisch-
rassisch aufgeladenen Nationalismus.
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satz des späteren bayerischen Bischofs Hans Meiser: «Die evan-
gelische Kirche und die Judenfrage», in: Röhm/Thierfelder: Juden, 
Christen, Deutsche, 1. Bd., Stuttgart 1990, S. 350–362.  20  Gailus, 
Manfred/Krogel, Wolfgang (Hrsg.): Von der babylonischen Gefan-
genschaft der Kirche im Nationalen. Berlin 2006, S. 18. Wohingegen 
das katholische Milieu, so man als Indikator dafür die konstanten 
Wahlergebnisse der Zentrumspartei nimmt, bis 1933 weitgehend 
unversehrt blieb. Auch hatten die katholischen Bischöfe – bis zur 
Machtübernahme Hitlers – eine eindeutig ablehnende Haltung ge-
genüber dem Nationalsozialismus eingenommen; noch im August 
1932 hatte die Fuldaer Bischofskonferenz festgelegt, dass eine Mit-
gliedschaft in der NSDAP mit dem katholischen Glauben unverein-
bar sei. Vgl. dazu: Jauch, Ernst-Alfred/Helwig, Gisela: Katholische 
Kirche, in: Helwig, Gisela/Urban, Detlef (Hrsg.): Kirchen und Gesell-
schaft in beiden deutschen Staaten, Köln 1987, S. 7 ff.
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Julia Killet/Riccardo Altieri

KONTRAHENT_INNEN UND 
GLEICHGESINNTE
DIE ROLLEN VON ROSA LUXEMBURG UND KURT EISNER 
WÄHREND DER NOVEMBERREVOLUTION 1918/19

Freunde waren Rosa Luxemburg und Kurt Eis-
ner nicht. Ihre Lebenswege unterscheiden 
sich deutlich voneinander. Eine der großen 
Gemeinsamkeit zwischen ihnen besteht wohl 
darin, dass die Novemberrevolution in Mün-
chen und Berlin bis heute mit ihren Namen 
verbunden wird.
Geboren wurde Rosa Luxemburg am 5. März 
1871 im polnischen Teil des russischen Kai-
serreichs, in Zamość. Sie war die Jüngste von 
fünf Geschwistern. Im Jahr 1873 siedelte die 
Familie nach Warschau über. Die Eltern legten 
großen Wert auf die Bildung der Kinder. Rosa 
Luxemburg war eine der besten Schüler_in-
nen auf dem Gymnasium und beteiligte sich 
schon früh an illegalen politischen Zirkeln.
1889 schrieb sie sich an der Universität Zürich 
ein, zunächst für Naturwissenschaften, später 
für Staatswissenschaften. Vielleicht riet ihr ih-
re erste große Liebe, Leo Jogiches, zu diesem 
Fachwechsel. Zusammen gehörten sie zu den 
Mitbegründer_innen der ersten sozialdemo-
kratischen Partei Polens, der SDKP1 (ab 1900 
SDKPiL2).
Im Alter von 27 Jahren schloss Rosa Luxem-
burg ihre Doktorarbeit ab. 1898 zog sie nach 
Berlin und erhielt durch eine Scheinehe die 
deutsche Staatsbürgerschaft. Gleich nach ih-
rer Ankunft trat sie der SPD bei und wurde auf 
der großen politischen Bühne aktiv. In der fol-
genden Zeit fehlte Rosa Luxemburg auf kei-
nem Parteitag und überzeugte schon als junge 
Frau innerhalb des linken Flügels der SPD als 
exzellente Rednerin. Einen Namen machte sie 
sich in einer Debatte mit dem Sozialdemokra-
ten Eduard Bernstein: Er forderte Reformen, 
sie die Revolution. Kurze Zeit später wurde sie 

als erste Frau zur Chefredakteurin der Sächsi-
schen Volkszeitung berufen.
Rosa Luxemburg beherrschte fünf Sprachen 
in Wort und Schrift und verfasste Artikel in 
französischer, polnischer3 und russischer 
Sprache. Von 1904 bis 1914 war sie Delegier-
te im Internationalen Sozialistischen Büro, 
einem Beratungsgremium mit Vertreter_in-
nen aller sozialdemokratischen Parteien, das 
sich zu nationenübergreifenden Diskussio-
nen in Brüssel einfand. Mit Beginn der revo-
lutionären Streik- und Protestbewegung im 
russischen Zarenreich 1905 zog es Rosa Lux-
emburg nach Warschau. Dort wurde sie zu-
sammen mit Leo Jogiches verhaftet und kam 
auf Kaution der SPD wieder frei. Zurück in 
Berlin setzte sie sich im Folgenden vehement 
für die Verankerung des politischen Massen-
streiks im Parteiprogramm der SPD ein. Sie 
sah darin einen Hebel im Kampf für die Be-
freiung der Gesellschaft vom Kapitalismus. 
Die Sozialdemokrat_innen lehnten das ab. Ih-
re Schrift «Massenstreik, Partei und Gewerk-
schaften» erschien 1906 in Hamburg.
Rosa Luxemburg folgte der Überzeugung, 
dass die sozialistische Gesellschaft nur durch 
eine erfahrene und geschulte Bewegung er-
reicht werden könne. Politische Bildung war 
für sie unerlässlich. 1907 trat sie ihre Stelle als 
Lehrerin an der Parteischule der SPD an, wo-
bei sie die einzige Frau im Kollegium war. Kurt 
Eisner sprach sich der Parteischule gegenüber 
übrigens kritisch aus, weil sie mit ihrem Sitz 
in Berlin seiner Meinung nach zu hauptstadt-
zentriert und inhaltlich zu einseitig aufgestellt 
war. Ihm schwebte ein allgemeinbildendes 
Konzept vor, das den Parteischüler_innen die 
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Grundkenntnisse der politischen Theorie am 
Beispiel des Alltags der arbeitenden Klasse 
vermitteln möge, anstatt der Hoffnung nach-
zuhängen, in einem halben Jahr Parteischule 
Schüler_innen zu künftigen Lehrkräften für die 
Provinz ausbilden zu können.4

Kurt Eisner wurde am 14. Mai 1867 in Berlin 
als zweites Kind von vier Geschwistern gebo-
ren. Er besuchte das humanistisch geprägte 
Askanische Gymnasium in der Friedrichvor-
stadt. Der Vater verdiente den Familienun-
terhalt als Textilfabrikant und hatte bisweilen 
Schwierigkeiten, die Ausbildung des Sohnes 
zu finanzieren. Nach dem Abitur entschied 
sich Eisner für ein Philosophie- und Germa-
nistikstudium an der Berliner Friedrich-Wil-
helms-Universität. Während Rosa Luxem-
burgs politische Ausrichtung vor allem durch 
ein ausführliches Studium der Schriften von 
Ferdinand Lassalle, Karl Marx und Friedrich 
Engels geprägt war, fokussierte sich Kurt Eis-
ner auf die erkenntnistheoretischen Schriften 
Immanuel Kants. Die Arbeit an seiner Doktor-
arbeit zu Leben und Werk Achim von Arnims 
konnte Eisner nicht beenden: Weil ihm recht 
früh das Geld ausging – ein Problem, das sich 
wie bei Rosa Luxemburg durch die gesamte 
Vita zieht –, war er gezwungen, ein Stellen-
angebot als Journalist anzunehmen und sein 
Studium damit ohne Abschluss zu beenden. 
Von der Dissertation blieben nur 242 Seiten 
Materialsammlung erhalten; mehr kam nicht 
zu Papier.
Ab 1890 schrieb Kurt Eisner unter anderem 
für die Frankfurter Zeitung und die Hessische 
Landeszeitung. Er war im Feuilleton tätig, ver-
fasste aber auch zeitkritische Gesellschafts-
analysen. Eisner zog nach Marburg, wo er den 
Religionsphilosophen Hermann Cohen ken-
nenlernte. Der Neukantianer wurde zu einem 
Vorbild für Kurt Eisner und brachte ihn zu der 
Überzeugung, dass Kants Ethik nur im Sozia-
lismus realisierbar sei.5 Seine Artikel wurden 
immer politischer und 1897 veröffentlichte er 
in der Zeitschrift Die Kritik einen satirischen 

«Provinzialbrief». Die darin enthaltenen An-
spielungen auf den Kaiser führten zu einer 
neunmonatigen Haftstrafe wegen Majestäts-
beleidigung.6 Nach seiner Entlassung bot Wil-
helm Liebknecht dem 31-Jährigen die Positi-
on als Chefredakteur beim SPD-Zentralorgan 
Vorwärts an. Offenbar verortete Liebknecht 
Kurt Eisners politische Haltung zwischen den 
Revisionist_innen auf der rechten und den 
Marxist_innen auf der linken Seite der Sozi-
aldemokratie.7 Erst nach Antritt seiner Stelle 
wurde Kurt Eisner 1898 Mitglied der SPD.

Wie Rosa Luxemburg eckte auch Kurt Eisner 
in der Sozialdemokratie an. Während er sich 
mit Franz Mehring gut verstand, zählten Vic-
tor Adler (SDAP)8 und August Bebel zu sei-
nen schärfsten Kritiker_innen: «Schöngeist», 
«Phantast», «Literat» und «Feuilletonist» wa-
ren noch die höflicheren Ausdrücke, mit de-
nen sie ihn belegten. Verstärkt geriet er mit 
Eduard Bernstein wie auch mit «orthodoxen 
Marxisten» in der SPD in politische Ausein-
andersetzungen.9 Auf dem Parteitag 1905 in 
Jena wurde Eisner aufgrund seiner zurückhal-
tenden Berichterstattung über den politischen 
Massenstreik und die revolutionären Ereignis-
se in Russland angegriffen. Daraufhin bot Au-
gust Bebel Rosa Luxemburg die Leitung des 
Vorwärts an. In der Folge kündigten sechs Re-
dakteure aus dem Eisner-Kreis.10

Auch im privaten Leben beschritten Eisner 
und Luxemburg unterschiedliche Wege. Rosa 
Luxemburg blieb kinderlos und heiratete nach 
ihrer Scheinehe nicht wieder. Stattdessen 
ging sie 1907 eine Liebesbeziehung mit dem 
14 Jahre jüngeren Sohn ihrer Freundin und 
Kampfgefährtin Clara Zetkin ein. Eisner hei-
ratete 1892 Elisabeth Hendrick und hatte fünf 

In ihren Schriften und Reden 
hatte Rosa Luxemburg stets 
gegen Aufrüstung, Militaris­
mus und Krieg gekämpft.
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Kinder mit ihr. In Nürnberg verliebte er sich in 
Else Belli. Sie gingen eine Affäre ein und lös-
ten damit innerhalb der SPD einen Eklat aus, 
der Eisner zunächst die Aussicht auf ein politi-
sches Mandat kostete und letztlich zu seinem 
Umzug nach Altbayern führte. Erst 1917 ließ 
er sich von Elisabeth Eisner scheiden, um Else 
Belli zu heiraten. Mit ihr hatte er zwei weitere 
Kinder, Freia und Ruth.11

1907 trat Eisner seinen Posten als Chefre-
dakteur der Fränkischen Tagespost in Nürn-
berg an. Drei Jahre später zog er nach Mün-
chen, arbeitete zunächst als Redakteur bei der 
Münchner Post, gründete dann jedoch unter 
dem Namen Arbeiter-Feuilleton12 eine klei-
ne Presseagentur, die sozialdemokratischen 
Zeitungen Artikel anbot. Durch diese Arbeit 
kam Kurt Eisner in Kontakt mit der Münchner 
Künstler- und Intellektuellenszene.
In ihren Schriften und Reden hatte Rosa Lux-
emburg stets gegen Aufrüstung, Militaris-
mus und Krieg gekämpft. Für ihren Ausruf 
«Wenn uns zugemutet wird, die Mordwaffen 
gegen unsere französischen oder anderen 
ausländischen Brüder zu erheben, so erklä-
ren wir: ‹Nein, das tun wir nicht!›» wurde sie 
am 20. Februar 1914 zu einem Jahr Gefäng-
nis verurteilt. Davon ließ sie sich aber nicht 
abschrecken und setzte ihren antimilitaristi-
schen Aufklärungskurs fort.13

Nachdem die SPD-Fraktion am 4. August 
1914 den Kriegskrediten für den Ersten Welt-
krieg zugestimmt hatte, versuchte Rosa Lux-
emburg, eine Opposition aufzubauen, und 
gründete am 1. Januar 1915 die «Gruppe In-
ternationale». Dieser Kreis gab Informations-
blätter mit dem Titel Politische Briefe heraus, 
die illegal in ganz Deutschland verteilt wur-
den. Die Beiträge waren mit «Spartakus» un-
terzeichnet, angelehnt an den legendären An-
führer des römischen Sklavenaufstands. Die 
Zeitung hieß jetzt Spartakus-Briefe, wodurch 
auch die Gruppe ab 1916 zu dem Namen 
«Spartakusgruppe» gelangte. 1917 schloss 
sich der Spartakusbund als eigenständige Or-

ganisation auf dem linken Flügel der neu ge-
gründeten USPD14 an.
Im Gegensatz zu Rosa Luxemburg durch-
schaute Kurt Eisner die Kriegspropaganda 
vom angeblichen russischen Angriffskrieg 
der ansonsten von ihm kritisierten deutschen 
Reichsleitung anfangs nicht. Geblendet davon 
verharrte Eisner einige Zeit in Unentschlossen-
heit. Doch Ende des Jahres 1914, als die erste 
Kritik am Krieg durch die Zensur der Behörden 
gedrungen und die deutsche und die gegne-
rischen Armeen in einen verlustreichen und 
lähmenden Stellungskampf verfallen waren, 
hatten ihn heftige Zweifel gepackt. Er begann, 
die Propaganda zu hinterfragen, und wurde 
im Folgenden zu einem überzeugten Pazifis-
ten und Gegner der Kriegstreiber in allen Län-
dern. Auf dem Gründungsparteitag der USPD 
schloss er sich der neuen Partei an. Das Ver-
hältnis zu Rosa Luxemburg verbesserte sich.15

Mitte 1916 wurde Rosa Luxemburg ohne An-
klage in sogenannte Schutzhaft genommen. 
Bis November 1918 lebte sie ununterbrochen 
in Berlin, Wronke und Breslau in einer winzi-
gen Gefängniszelle. Insgesamt verbrachte 
Rosa Luxemburg drei Jahre und vier Mona-
te in Gefangenschaft – länger als alle ande-
ren inhaftierten Sozialist_innen während des 
Krieges. Umsorgt wurde sie von ihrer Ver-
trauten und Sekretärin Mathilde Jacob, die 
ihr politische Informationen zukommen ließ, 
aber auch Artikel aus dem Gefängnis heraus-
schmuggelte und nach Publikationsmöglich-
keiten suchte. Rosa Luxemburg nutzte die Zeit 
zum Schreiben: 1916 erschien ihre Broschüre 
«Die Krise der Sozialdemokratie», die sie un-
ter dem Pseudonym «Junius» veröffentlichte. 
Außerdem schrieb sie die «Antikritik» zu ihrem 
1913 erschienen und vieldiskutierten Werk 
«Akkumulation des Kapitals», arbeitete weiter 
an ihrer «Einführung in die Nationalökonomie» 
und schrieb zahlreiche Artikel zu tagesaktuel-
len Themen.
Die russische Revolution begrüßte Rosa Lux-
emburg voller Euphorie. In Briefen an Freun-
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de bat sie aus dem Gefängnis um Informati-
onen und Berichte. In ihrer fragmentarisch 
gebliebenen Schrift «Zur russischen Revoluti-
on» wird ihre Anerkennung für die Leistungen 
der Bolschewiki deutlich. Gleichzeitig weist 
sie scharf auf Probleme und Schwierigkeiten 
hin: «Ohne allgemeine Wahlen, ungehemm-
te Presse- und Versammlungsfreiheit, freien 
Meinungskampf erstirbt das Leben in jeder öf-
fentlichen Institution, wird zum Scheinleben, 
in der die Bürokratie allein das tätige Element 
bleibt. Das öffentliche Leben schläft allmäh-
lich ein. Einige Dutzend Parteiführer von un-
erschöpflicher Energie und grenzenlosem Ide-
alismus dirigieren und regieren. Unter ihnen 
leidet die Wirklichkeit.»16

Kurt Eisners Positionen bezüglich der russi-
schen Revolution sind noch kaum erforscht. 
Wenngleich er die Erfolge der Bolschewi-
ki in Russland womöglich gutheißen moch-
te, so kritisierte er wie auch Rosa Luxemburg 
mit Nachdruck Lenins Praktiken bei den Frie-
densverhandlungen von Brest-Litowsk: «Was 
[…] Lenin und Trotzki raten, müssen die deut-
schen, oesterreichischen, italienischen, fran-
zösischen und englischen Proletarier mit 
ihrem Blut zahlen. Sonderfrieden ist die ent-
setzlichste Kriegsverschärfung.»17

Auch in Bayern wurden zahlreiche Kriegs-
gegner_innen verhaftet. Anlass für Kurt Eis-
ners Verhaftung waren die Januarstreiks von 
1918.18 Mit einem Coup gelang es der USPD, 
Kurt Eisner aus dem Gefängnis zu holen. Man 
hatte zuvor den Plan gefasst, ihn für die be-
vorstehenden außerordentlichen Reichs-
tagswahlen als Spitzenkandidaten der USPD 
aufstellen zu lassen, wodurch seine Haft auf-
gehoben werden konnte.
In Berlin wurde Prinz Max von Baden am 
3. Oktober 1918 zum neuen Reichskanzler er-
nannt. Rosa Luxemburg hoffte auf Entlassung 
und bat um Begnadigung. Stattdessen erging 
ein neuer Haftbefehl gegen sie. Während Kurt 
Eisner und Karl Liebknecht bereits Ende Ok-
tober aus dem Gefängnis entlassen wurden, 

kam Rosa Luxemburg erst am 8. November 
1918 frei – einen Tag, bevor Philipp Scheide-
mann die deutsche und Karl Liebeknecht die 
freie sozialistische Republik ausriefen. Rosa 
Luxemburg erreichte Berlin erst am 10. No-
vember, besuchte sogleich die Genoss_innen 
der Spartakusgruppe in den Verlagsräumen 
des besetzten Berliner Lokal-Anzeigers und 
begutachtete die erste Ausgabe der Roten 
Fahne.
Als Chefredakteurin schrieb Rosa Luxemburg 
unermüdlich für die Rote Fahne. Die Redakti-
onstätigkeit war geprägt von der Suche nach 
Druckmöglichkeiten und dem Umgang mit 
knappen Papierressourcen. Der Spartakus-
bund wurde am 11. November 1918 offiziell 
gegründet. Am 6. Dezember unternahmen 
Offiziere und Soldaten der Reichswehr einen 
Putschversuch gegen die Arbeiter- und Sol-
datenräte. Als es zu Unruhen kam, wurden 
16 Demonstrierende von Reichswehrsoldaten 
erschossen. Als Konsequenz daraus forderte 
Rosa Luxemburg die USPD in einer Resolution 
auf, den Rat der Volksbeauftragten19 zu verlas-
sen. Nur so könnte die USPD die Chance für ei-
ne sozialistische Gesellschaft erkämpfen, «bei 
der die Mehrheit des Proletariats die politische 
Macht in den Händen hat».20 Ihre Resolution 
wurde abgelehnt. Am 14. Dezember veröffent-
lichte Rosa Luxemburg das Programm «Was 
will der Spartakusbund?» in der Roten Fahne. 
Darin listete sie Schritte auf, die zur Sicherung 
der Revolution zu befolgen seien: Entwaffnung 
von Polizei und nichtproletarischem Militär; 
Bewaffnung der Proletarier_innen, Aufhebung 
der Gehorsamspflicht, Entfernung der Offizie-
re aus den Räten; Besetzung von wichtigen 
Posten durch Revolutionär_innen, Einsetzung 
eines Revolutionstribunals und Beschlag-
nahme von Lebensmitteln zur Sicherung der 
Volksernährung.21

In Bayern verlief die Entwicklung in eine an-
dere Richtung. Am 7. November 1918 wa-
ren Hunderte Anhänger_innen der USPD auf 
der nördlichen Theresienwiese zusammen-
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gekommen und hatten ein Ende des Krieges 
gefordert. Anschließend folgte ein Marsch zu 
den Münchner Kasernen, wo die Soldaten in 
Scharen zu Kurt Eisners Anhängern wurden. 
Am 8. November 1918 rief der Pazifist Eisner 
schließlich den Freistaat Bayern aus.22 Dabei 
konnte er sich vor allem auf kriegsmüde Sol-
daten stützen, die unter anderem in den Räten 
organisiert waren. Die Arbeiter_innen waren 
zum Großteil überzeugte Anhänger_innen der 
Mehrheitssozialdemokratie (MSPD). Eisners 
Politik war weit weniger radikal als die der Ber-
liner Spartakist_innen, die – wie gesagt – ei-
ne Beteiligung im Rat der Volksbeauftragten 
ablehnten. Als erster Ministerpräsident Bay-
erns bildete er unter Beibehaltung nahezu des 
gesamten Beamtenapparats eine Regierung 
mit mehrheitssozialdemokratischem Über-
gewicht, deren größte Erfolge – analog zu 
reichsweiten Entwicklungen – die Umsetzung 
des Achtstundenarbeitstags, die Einführung 
der Erwerbslosenfürsorge und das aktive und 
passive Wahlrecht für Frauen waren.23

In ihren Artikeln richtete sich Rosa Luxemburg 
weiterhin gezielt an die Arbeiter- und Solda-
tenräte. Sie schrieb: «Nicht darum handelt es 
sich heute, ob Demokratie oder Diktatur. Die 
von der Geschichte auf der Tagesordnung ge-
stellte Frage lautet: bürgerliche Demokratie 
oder sozialistische Demokratie. Denn Diktatur 
des Proletariats, das ist Demokratie im sozia-
listischen Sinne.»24 Voller Hoffnung setzte Ro-
sa Luxemburg auf die Rätebewegung.
Für Kurt Eisner war die Diktatur des Proleta-
riats nach russischer Spielart ebenfalls kei-
ne Alternative. Er verurteilte die Gewalt der 
Bolschewiki und jede Begründung zu de-
ren Verteidigung auf Basis der angeblichen 

«russischen Rückständigkeit». Nach seiner 
Meinung hatte Lenin in Moskau keine «De-
mokratie [oder] sozialistische Gesellschaft» 
geschaffen, sondern «den Sozialismus» als 
solchen «nicht begriffen».25

In Berlin überschlugen sich die Ereignisse. Auf 
dem Reichsrätekongress vom 16. bis 20. De-
zember 1918 wurde für parlamentarische 
Wahlen zur Nationalversammlung gestimmt. 
Nach den sogenannten Weihnachtskämpfen 
zwischen der revolutionären Volksmarinedivi-
sion und regierungsnahen Truppen am 24. De-
zember 1918 glaubten einzelne Linksradikale, 
die Zeit wäre reif, eine neue Partei zu gründen. 
Aus Protest gegen diese blutigen Auseinan-
dersetzungen verließ die USPD den Rat der 
Volksbeauftragten. Rosa Luxemburg stellte 
sich auf dem Gründungsparteitag am 30. De-
zember vergeblich gegen den Vorschlag der 
«Bremer Linksradikalen», den Namen «Kom-
munistische Partei Deutschlands (KPD)» zu 
wählen, und sprach sich stattdessen für den 
Namen «Sozialistische Arbeiterpartei» aus. 
Klar positionierte sie sich für eine Beteiligung 
an der Wahl zur Nationalversammlung, da sie 
die Befürchtung hatte, die KPD wäre Repressi-
onen sonst schutzlos ausgeliefert und würde 
nach und nach an Bedeutung verlieren. Doch 
auch dieser Vorschlag wurde abgelehnt, an-
genommen wurde jedoch das von ihr verfass-
te Parteiprogramm.
Kurt Eisner war diesen Schritt nicht mitgegan-
gen. Er blieb kritisches Mitglied der USPD und 
behielt in Bezug auf die angekündigten Wah-
len zur Nationalversammlung seine bereits in 
der Revolutionsnacht am 7. November 1918 
formulierte Position: «Eine Volksregierung, 
die von dem Vertrauen der Massen getragen 

Rosa Luxemburg stellte sich auf dem Gründungsparteitag 
am 30. Dezember vergeblich gegen den Vorschlag der 
«Bremer Linksradikalen», den Namen «Kommunistische 
Partei Deutschlands (KPD)» zu wählen, und sprach sich statt­
dessen für den Namen «Sozialistische Arbeiterpartei» aus.
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wird, soll unverzüglich eingesetzt werden. Ei-
ne konstituierende Nationalversammlung, zu 
der alle mündigen Männer und Frauen das 
Wahlrecht haben, wird so schnell wie möglich 
einberufen werden.»26

Zum vorläufigen Höhepunkt der revolutionä-
ren Ereignisse kam es, als die Zeitungen am 
4. Januar 1919 meldeten, dass der von der 
USPD gestellte Berliner Polizeipräsident Emil 
Eichhorn abgesetzt werden sollte. Für den fol-
genden Tag riefen Revolutionäre Obleute zum 
Generalstreik auf. Das Berliner Zeitungsviertel 
wurde besetzt. Zur gleichen Zeit versammel-
te der Volksbeauftragte für Heer und Marine, 
Gustav Noske, Freikorps und Militär rund um 
Berlin.
Wie die Schwerpunktsetzung in der Roten 
Fahne zeigt, war die KPD nicht auf ein erneu-
tes Aufkommen der revolutionären Bewe-
gung vorbereitet.27 Auf die Demonstration 
am 6. Januar 1919 wurde nur in einer Spalte 
hingewiesen. Am 4. Januar entschied sich die 
KPD-Führung dagegen, zum Sturz der Regie-
rung aufzurufen. Als es am 6. Januar zu Mas-
sendemonstrationen kam, änderte sie den 
Kurs, am 7. und 8. Januar schwenkte sie wie-
der zurück zur Ausgangsposition. In den Ar-
tikeln Rosa Luxemburgs lassen sich diese 
Kehrtwenden nachvollziehen. Es wird deut-
lich, dass Rosa Luxemburg sich nicht als An-
führerin sah. Sie gab keine direkten Anwei-
sungen, sondern überließ die Entscheidung 
der Masse.
Die Aufstände wurden in den folgenden Ta-
gen von regierungsnahen Truppen und Frei-
korps blutig niedergeschlagen. 165 Men-
schen verloren ihr Leben. In der Presse wurde 
Rosa Luxemburg als «blutige Rosa», «jüdische 

Galizin» und «Krüppel» beschimpft. Sie und 
Karl Liebknecht wurden für den Tod der Ar-
beiter_innen verantwortlich gemacht. Beide 
lebten konspirativ und in ständig wechseln-
den Quartieren, immer in Gefahr. Am 15. Ja-
nuar 1919 wurde ihr Versteck verraten. Die 
«Garde-Kavallerie-Schützendivision» trans-
portierte sie ins Hotel Eden. Offiziere holten 
Rosa Luxemburg aus dem Hotel, schlugen sie 
nieder und schmissen sie nach einem Schuss 
in den Kopf in den Landwehrkanal. Sie war 
47 Jahre alt. Ihre Mörder wurden nie, andere 
Beteiligte nur milde verurteilt.28

Die USPD in Bayern hatte bei den Landtags-
wahlen am 12. Januar und 2. Februar 1919 mit 
2,5 Prozent einen so herben politischen Rück-
schlag einstecken müssen, dass sich Eisner, 
der seit Monaten Hunderte von antisemiti-
schen und hasserfüllten Briefen sowie mehre-
re Todesdrohungen erhalten hatte, dazu ent-
schloss, seinen Rücktritt einzureichen. Als er 
ihn dem Bayerischen Landtag am 21. Februar 
1919 verkünden wollte, hielt er sich zunächst 
mit einigen Vertrauten im Außenministerium 
auf. Sie versuchten, ihn dazu zu bewegen, sich 
nicht auf direktem Weg zum Landtag zu be-
geben, sondern einen heimlichen Umweg in 
Kauf zu nehmen. Felix Fechenbach, Eisners 
Sekretär, beschrieb Eisners Reaktion später: 
«Man kann einem Mordanschlag auf Dauer 
nicht ausweichen, und man kann mich ja nur 
einmal totschießen.»29 Nur Minuten später 
wurde Kurt Eisner auf offener Straße rücklings 
von Anton Graf Arco auf Valley ermordet. Der 
Täter entstammte dem nationalistischen und 
völkisch-antisemitischen Spektrum.
Rosa Luxemburg und Kurt Eisner waren Part-
eigenoss_innen, zeitweilige Weggefährt_in-

nen und politische Kontra-
hent_innen. Sie verfolgten 
jedoch ein gemeinsames 
Ziel: eine friedliche und ge-
rechte Welt für alle Men-
schen.

Eisners Politik war weit weniger radikal 
als die der Berliner Spartakist_innen, 
die eine Beteiligung im Rat der Volks­
beauftragten ablehnten.
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Christian Dietrich

«KEIN INNERER FRIEDEN»
EUGEN LEVINÉS REDE VOR DEM BAYERISCHEN STANDGERICHT 
IM JUNI 1919

Die Vorgeschichte
Am 3. Juni 1919 um 18:50 Uhr entsprach 
das Münchner Standgericht dem Antrag des 
Staatsanwalts und verurteilte Eugen Leviné 
wegen Hochverrats zum Tode.1 Leviné, zu die-
sem Zeitpunkt bereits seit etwa drei Wochen 
in Untersuchungshaft, wurde zwei Tage spä-
ter im Gefängnis Stadelheim erschossen.
Obwohl sich die KPD und mit ihr Eugen Leviné 
an der Ausrufung der Münchner Räterepub-
lik am 7. April 1919 nicht nur nicht beteiligt, 
sondern sich sogar dagegen ausgesprochen 
hatten, sah es das Gericht nach zwei Sitzungs-
tagen als erwiesen an, dass Leviné nach dem 
13. April an der «gewaltsame[n] Änderung der 
bayerischen Verfassung»2 gearbeitet hatte. 
Was war geschehen?
Bayern hatte im März 1919 zwei Regierun-
gen. Die von der Bayerischen Volkspartei to-
lerierte Regierung des Sozialdemokraten Jo-
hannes Hoffmann stand dem Landtag vor, 
der am 12. Januar 1919 gewählt worden war. 
Der nach Kurt Eisners Ermordung geschaffe-
ne Zentralrat der bayerischen Republik hatte 
den Sozialdemokraten Martin Segitz mit der 
Regierungsbildung beauftragt. Doch Segitz 
fand seinerseits nicht die Anerkennung des 
Landtags. In dieser undurchsichtigen Gemen-
gelage versuchte die Hoffmann-Regierung, 
Oberhand über die Räte zu gewinnen. Das 
gelang ihr nicht. Stattdessen wuchs deren 
Widerstand, sich das Heft des Handelns aus 
der Hand nehmen zu lassen. In dieser Situa
tion kam es in der Nacht zum 5. April zwischen 
Vertretern des Bauernbunds, der SPD, der 
USPD und einiger Anarchisten zu Verhandlun-
gen im Kriegsministerium, an deren Ende der 
Entschluss stand, eine Räterepublik auszuru-
fen. Obwohl die Kommunist_innen aufgefor-

dert wurden, sich zu beteiligen, kritisierten sie 
das Unternehmen heftig. Eine Räterepublik, 
von oben dekretiert ohne eine Massenbasis 
in den Betrieben, so schrieb Leviné in der Ro-
ten Fahne, ist gar keine Räterepublik. Tatsäch-
lich hatte ihre Ausrufung am 7. April kaum 
Auswirkungen auf das Leben der Münchner 
Bevölkerung. Abgesehen davon, dass die 
Hoffmann-Regierung nach Bamberg über-
siedelte, änderte sich bis zum 13. April wenig. 
An diesem Datum, es war der letzte Sonntag 
vor Ostern, putschte die «Republikanische 
Schutztruppe» unter Alfred Seyffertitz im Inte-
resse der Hoffmann-Regierung gegen die Rä-
terepublik, deren zahlreiche Anhänger_innen 
unter Führung des Kommunisten Rudolf Egel-
hofer, der an diesem Tag 23 Jahre alt wurde, 
den Kampf für sich entscheiden konnten.
Die nun folgenden drei Wochen waren sehr 
viel ereignisreicher als die vorangegangenen 
Tage. Ein Blick in die bereits erwähnte Urteils-
verkündung macht dies deutlich: «Zu diesem 
Zeitpunkt begann die positive Tätigkeit des 
Levinés zur gewaltsamen Änderung der bay-
erischen Verfassung. […] Auf seinen Antrag 
bildete sich ein Aktionsausschuss und ein Voll-
zugsrat, deren Vorsitz er übernahm. Er veran-
lasste sofortigen Generalstreik, um die Massen 
für seine Zwecke zu sammeln. Das Proletariat 
wurde bewaffnet und die rote Armee organi-
siert.»3 Was die Urteilsbegründung nicht be-
rücksichtigt, die zweite Phase der Räterepublik 
aber von der ersten unterscheidet: Geldbeträ-
ge ab 20.000 Mark wurden beschlagnahmt 
und die Verteilung von Lebensmitteln strenger 
geregelt. Leviné spielte dabei eine entschei-
dende Rolle. Trotzdem konnte die militärische 
Niederschlagung der Räterepublik durch Frei-
korps und Reichswehrverbände nicht verhin-
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dert werden; zumal der sozialdemokratische 
Reichswehrminister Gustav Noske am 17. Ap-
ril den Einsatz von militärischen Verbänden 
gegen München anordnete und damit das 
militärische Ungleichgewicht überwältigend 
machte. Als Levinés Position, nicht mit der 
Hoffmann-Regierung zu verhandeln, weil zu 
vermuten war, dass diese die Verhandlungs-
zeit nutzen würde, um weitere Truppen zu mo-
bilisieren, in der Versammlung der Betriebs- 
und Soldatenräte keine Mehrheit mehr fand, 
trat er am 27. April zusammen mit dem ge-
samten Aktionsausschuss zurück. Am 3. Mai 
wurde die Münchner Räterepublik brutal nie-
dergeschlagen. Zehn Tage später wurde der 
unter dem Namen Ludwig Geisenberg unter-
getauchte Leviné in der Schneckenburgerstra-
ße 20 festgenommen.
Vor Gericht sprach er von den sechs Mona-
ten, in denen er seinen kleinen Sohn gar nicht 
und seine Frau Rosa nur selten sehen konnte. 
Tatsächlich hatte im Dezember 1918 mit der 
Gründung der KPD eine Zeit der Konspirati-
on begonnen, in der Leviné mindestens zwei 
Mal lebensgefährlichen Situationen knapp 
entkam: zunächst im Januar 1919, als er bei 
der Erstürmung der besetzten Gebäude des 
Vorwärts zufällig nicht im Haus war, obwohl 
er in den vorangegangenen Tagen dort an der 
Zeitung der Aufständischen gearbeitet hat-
te; ein zweites Mal, als er – auf dem Weg zum 
Gründungskongress der Kommunistischen 
Internationale – in Kowno von der Polizei an-
gehalten wurde und nur mit der Hilfe ortsan-
sässiger Jüdinnen und Juden fliehen konn-
te. Am Abend des 13. Mai endete diese Zeit. 
Leviné wurde von Soldaten der vierten Kom-
panie des ersten bayerischen Schützenregi-
ments verhaftet und um 23.45 Uhr der Polizei 
übergeben.

Die Rede vor Gericht
Die im Gefängnis geschriebenen Briefe an sei-
ne Frau Rosa lassen erkennen, dass Leviné 
weder von einem fairen Prozess ausging noch 

mit einem milden Urteil rechnete. Tatsächlich 
wurden zahlreiche Zeug_innen vor Gericht 
nicht angehört und der Verteidigung wurde 
erst zwei Tage vor Prozessbeginn Aktenein-
sicht gewährt. Besonders bemerkenswert: 
Mit Major Hofmann und Hauptmann Karl von 
Löffelholz waren zwei von fünf Richtern Mili-
tärangehörige.4

Der zweitägige Prozess ging nicht nur auf-
grund des vorhersehbaren Urteils, sondern 
auch Levinés mutiger Verteidigungsrede we-
gen in die Geschichte ein. Leviné brachte da-
rin in furcht- und kompromisslosem Ton zum 
Ausdruck, nichts zu entschuldigen, sondern 
unbeeindruckt darzustellen: 
«Ich verteidige mich also nicht, um von ih-
nen mildere Strafe zu erwirken, sondern um 
mir die Möglichkeit nicht entgehen zu las-
sen, festzustellen, was ist.»5 
Diese Haltung erlaubte es seinem ersten Bio-
grafen, Paul Frölich, Levinés politische Ent-
wicklung vom Sozialrevolutionär zum Kom-
munisten als scheinbar selbstverständliche 
und logische zu beschreiben.6 Zugleich lag 
in Levinés treffenden Ausführungen – er war 
seit seinen Jugendjahren schriftstellerisch tä-
tig – großes Mobilisierungspotenzial. Es ver-
wundert also nicht, dass die Verteidigungsre-
de bereits 1919 ein erstes Mal im Verlag Junge 
Garde publizierte wurde. 1925 erschien eine 
erweiterte, mit dem stenografischen Protokoll 
abgeglichene zweite Fassung in dem aus dem 
Verlag Junge Garde hervorgegangenen Verlag 
der Jugendinternationale. Beziehen wir uns 
im Folgenden auf diese zweite Fassung.
Fast 100 Jahre nach dem Prozess ermöglicht 
die erneute Lektüre, ein detailliertes Bild des 
Programms der im Aufbau begriffenen Kom-
munistischen Partei zu zeichnen. Unter der 
Vielzahl an Bezugnahmen auf das Parteipro-
gramm sollen zwei Aspekte herausgestellt 
werden: der von Leviné skizzierte Internatio-
nalismus und sein Demokratieverständnis. 
Selbstverständlich berühren sich beide As-
pekte. Wo die Gesellschaft in Klassen zerfällt 
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und politische Partizipation stark von sozi-
oökonomischen Faktoren bestimmt wird, da 
spielen nationale Zugehörigkeiten eine weit-
gehend untergeordnete Rolle. Aber nähern 
wir uns dem Ende des Verfahrens im Sit-
zungssaal III des Amtsgerichtsgebäudes am 
Mariahilfplatz.
Für das Gericht war «Leviné […] ein fremder 
Eindringling in Bayern, dessen staatsrechtli-
che Verhältnisse ihn an sich nicht im gerings-
ten bekümmerten»,7 und auch der Sozial-
demokrat Ernst Schneppenhorst soll Leviné 
nach dessen Plädoyer gegen die Ausrufung 
einer Räterepublik in der entscheidenden 
Nacht zum 5. April antisemitisch beleidigt 
und Levinés Judentum über dessen politische 
Überzeugungen gestellt haben. Aufschluss-
reich ist, wie der Angeklagte vor Gericht über 
seine Herkunft sprach. 
«Ich weiß ja wohl, ich bin meiner Abstam-
mung nach Russe, ich bin Jude, nicht Bayer. 
Wie konnte ich mir anmaßen, einen Posten 
anzunehmen, der dem eines Ministerpräsi-
denten gleichkommt. Um das zu verstehen, 
müssen Sie sich in die Vorstellung der Arbei-
terschaft hineindenken. Unser Ideal ist die 
zukünftige deutsche Räterepublik, die spä-
ter aufgeht in der internationalen Räterepu-
blik. […] Wir waren selbstverständlich davon 
überzeugt, dass jeder mitarbeiten musste, 
wenn er dem Posten sich gewachsen fühl-
te und wenn kein anderer für den Posten zur 
Verfügung stand.»8

Dieses internationalistische Ideal bestimmte 
auch den Gründungsparteitag der KPD, der 
vom 30. Dezember 1918 bis zum 1. Januar 
1919 in Berlin stattfand und an dem Leviné 
teilnahm.9 Wie wir dank der vorhandenen Pro-
tokolle wissen, trug Leviné diesen Gedanken 
auch in die Münchner Betriebsräteversamm-
lung.10 Nationale Zugehörigkeiten spielten für 
ihn keine Rolle. Viel entscheidender war der 
politische Standpunkt, den Leviné wesentlich 
aus seiner humanistischen Grundüberzeu-
gung ableitete. Aber mit welchen politischen 

Instrumenten ließen sich die Verhältnisse zum 
Tanzen bringen?
Immer wieder warb Leviné für den Rätege-
danken, den er als ein basisdemokratisches 
Konzept verstand. Die Räte sollten einerseits 
eine direkte Kontrolle der Mandatsträger_in-
nen gewährleisten und darüber hinaus den 
Beteiligten erlauben, eigene Erfahrungen zu 
machen und in einem dynamischen, revolu-
tionären Prozess rasch zu lernen. Wie zuletzt 
Axel Weipert konstatierte, maß man auch in 
der jungen KPD dem Rätesystem große Be-
deutung zu.11 In dem von Rosa Luxemburg 
verfassten Programm der Kommunistischen 
Partei, das unter dem Titel «Was will der Spar-
takusbund?» zuerst am 14. Dezember 1918 
in der Roten Fahne und danach als Broschüre 
erschien, werden die Arbeiter- und Soldaten-
räte als zentrale Institutionen vorgestellt, die 
auf lokaler Ebene die Gemeinderäte und Par-
lamente ersetzen und sich einen überregiona-
len Zentralrat schaffen, den sie kontrollieren 
und der quartalsweise zusammenkommen 
soll.12 Die Wahl der Räte müsse direkt in den 
Betrieben «durch die gesamte erwachsene Ar-
beiterschaft beider Geschlechter in Stadt und 
Land» sowie durch «die Mannschaften, unter 
Ausschluss der Offiziere und Kapitulanten»,13 
erfolgen. Ihnen stünden die Betriebsräte zur 
Seite, die «im Einvernehmen mit den Arbei-
terräten die inneren Angelegenheiten der Be-
triebe»14 regeln und die Leitung der Betriebe 
übernehmen. Diese Forderungen vertrat Le-
viné auch vor Gericht, als er über den Aufbau 
der Räterepublik sprach: 
«Der Eckpfeiler der Räterepublik ist, dass sie 
aufgebaut ist auf den Betriebsräten. Die Ar-
beiter werden zusammengefasst nicht nach 
ihren Wohnstätten, sondern nach ihren Ar-
beitsstätten. […] Jeder Vertreter bleibt nur so 
lange auf seinem Posten, wie seine Wähler 
es wollen.»15 
Eine Wahl der Delegierten an den Werkstät-
ten erlaube eine direktere Kontrolle der Man-
datsträger_innen auch in Konfliktsituationen 
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und eine schnelle Abwahl, so die zugrunde 
liegende Überlegung. Sich selbst nahm Le-
viné von diesem Prinzip der unmittelbaren 
Abwahl nicht aus und merkte an: «Es war […] 
keine Phrase, wenn ich mein Mandat wieder-
holt in die Hände der Betriebsräte zurückleg-
te.»16

Deutlich wird dieser Grundsatz der ständigen 
Verantwortlichkeit auch im Verhältnis zwi-
schen politischer Führung und Masse. Den 
Vorwurf des Staatsanwalts, er habe sich dank 
seiner Intelligenz über die Arbeiterschaft ge-
stellt und diese verhetzt, entkräftet Leviné, in-
dem er die starre und asymmetrische Vorstel-
lung von Führung und Allgemeinheit mit einer 
eigenen Beobachtung konfrontierte: 
«Der Staatsanwalt überschätzt die Macht 
und die Fähigkeit der Führer. Ihm scheint, 
die Würfel der Weltgeschichte rollen anders, 
je nachdem sie von der Hand ehrlicher oder 
ehrloser Führer geworfen werden. Aber die 
Führer kommen selbst aus den Massen her-
vor, wenn auch vielleicht aus anderem Mi-
lieu. Sie werden zu Führern, nicht weil sie 
über die Massen hervorragen, sondern nur 
dadurch, dass sie befähigt sind, das auszu-
sprechen, was die Massen selbst instinktiv 
ersehnen und was sie aus Mangel an forma-
ler Bildung nicht zum Ausdruck bringen kön-
nen.»17 
Im gesellschaftlichen Emanzipationspro-
zess sei Gewalt schon deswegen nicht ange-
bracht, weil diese Entwicklung ganz wesent-
lich von einem Bewusstwerdungsprozess 
begleitet werde und nur erfolgreich sein kön-
ne, wenn «aus toten Maschinen» selbststän-
dig denkende «Lenker dieses Prozesses»18 
werden würden. Zudem bekämpfe die Kom-
munistische Partei keine «Individuen, son-
dern Institutionen»,19 wie es im Programm 
des Spartakusbunds hieß, aus dem Leviné 
vor Gericht zitierte.
Als Eugen Leviné nach der Niederschlagung 
des Januaraufstandes in Berlin untertauchen 
musste, begann eine etwa zweimonatige 

Odyssee, die erst in München endete. Leviné, 
nach München geschickt, um die Redaktion 
der Roten Fahne zu übernehmen, begleitete 
den Aufbau der lokalen KPD-Strukturen. Die 
Genoss_innen vor Ort, so schrieb er seiner 
Frau Rosa, seien die reinsten Kinder, geradezu 
naiv in ihrer Begeisterung für Kurt Eisner und 
ihrem Interesse an der großen Weltpolitik, das 
den Blick auf die konkreten Notwendigkeiten 
des Tages verstelle. Levinés Aufgabe in dieser 
Zeit: mit der Organisation der Arbeiterräte zu 
beginnen.
Er konnte dies auf der Grundlage der Ideen 
tun, die bereits beim Gründungskongress der 
KPD kursierten. In einem ersten Organisati-
onsentwurf der Ortsgruppe der KPD ist der 
oben angesprochene Bewusstwerdungspro-
zess mit Verweis auf den Revisionismus in der 
deutschen Sozialdemokratie ebenfalls Thema. 
Es heißt dort: «Die Revolution ist aber keine 
Zeit der organischen Entwicklung, sondern 
ein revolutionärer Prozess der gewaltsamen 
Umwälzung im politischen Fühlen, Denken, 
Handeln, ein täglich wachsendes Spiel der 
Kräfte, Leidenschaften und Meinungen.»20 
Dass Leviné diese Positionen vor Gericht wie-
derholte, beweist, wie ernst es ihm mit dem 
Anliegen war, die Arbeit der KPD, «der Partei, 
die in Deutschland am meisten gehasst und 
verleumdet wird»,21 umfassend darzustellen. 
Dieses Anliegen und sein Plädoyer für den So-
zialismus dürften seine Aussichten auf eine 
Haftstrafe maßgeblich verringert haben. Aber 
hören wir ihn selbst: 
«Ich verteidige mich nicht, weil ich eine mil-
dere Strafe von Ihnen erwarte, denn wenn 
ich das wollte, dann müsste ich eigentlich 
jetzt schweigen; meine Verteidiger, die Ihnen 
politisch und menschlich näher stehen als 
ich, würden die Verteidigung viel wirksamer 
ausüben können.»22 
Und weiter: 
«Solange das Wort Sozialismus nur auf den 
Briefbogen der verschiedenen Regierungen 
steht, gibt es keinen inneren Frieden.»23
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Nachwirkungen
Ihre Wucht entfalteten Levinés Worte be-
kanntlich nicht vor Gericht, sondern in der 
linken Öffentlichkeit. Die Formulierung «Wir 
Kommunisten sind alle Tote auf Urlaub», mit 
der Leviné das Schlusswort seiner Rede ein-
leitete, wurde zum geflügelten Wort. Auch 
wenn die Münchner Polizei Demonstratio-
nen zum Grab Levinés auf dem Israelitischen 
Friedhof rund um seinen Todestag verbot, er-
innerten bis in die späten 1920er Jahre regel-
mäßig zum 5. Juni kommunistische Zeitungen 
an ihn. 1936 veröffentlichte Michail Slonimskij 
eine Erzählung zu Levinés letzten Lebenswo-
chen, die 1949 auch im Berliner Dietz Verlag 
erschien.24 In der historischen Forschung ist 
Eugen Leviné, der anders als Karl Liebknecht 
und Rosa Luxemburg nur wenige Wochen im 
Fokus der Öffentlichkeit stand, heute weitge-
hend vergessen. Angesichts der prominenten 
Rolle, die Leviné während der Münchner Rät-
erepublik spielte, sollte dies korrigiert werden, 
zumal die von ihm vorliegenden Texte – neben 
seiner Rede vor Gericht insbesondere auch 
sein Bericht von der ersten Reichsrätekonfe-

renz und seine unter dem Titel «Stimmen der 
Völker zum Krieg» posthum im Malik-Verlag 
erschienene Darstellung über den Pazifismus 
in der Volkskunst – Auskunft über die Grün-
dungsmotive der KPD sowie über die Arbeiter-
bewegung insgesamt geben.

1  Protokoll geführt in der öffentlichen Sitzung des standrechtlichen 
Gerichts München, den 3. Juni 1919, StAM Pol. Dir. 10110, Blatt 
121.  2  Urteil, Vollstreckbare Ausfertigung dieses Urteils in der Rich-
tung gegen Leviné, erteilt am 4. Juni 1919, StAM Pol. Dir. 10110, 
Blatt 122.  3  Ebd.  4  Protokoll geführt in der öffentlichen Sitzung 
des standrechtlichen Gerichts München, den 3. Juni 1919, StAM 
Pol. Dir. 10110, Blatt 119.  5  Leviné, Eugen: Rede vor Gericht, in: 
ders.: Skizzen, Rede vor Gericht und anderes, Berlin 1925, S. 36–46, 
hier S. 37.  6  Werner, Paul [d. i. Paul Frölich]: Eugen Leviné, Berlin 
1922.  7  Urteil, Blatt 123.  8  Leviné: Rede vor Gericht, S. 41.  9  Vgl. 
Weber, Hermann (Hrsg.): Die Gründung der KPD. Protokoll und Ma-
terialien des Gründungsparteitages der Kommunistischen Partei 
Deutschlands 1918/1919, Berlin 1993, S. 63.  10  Vgl. Dietrich, Chris-
tian: Eugen Leviné. «Ich fühle russisch und denke jüdisch», Berlin 
2017, S. 72.  11  Vgl. Weipert, Axel: Die Zweite Revolution. Rätebe-
wegung in Berlin 1919/1920, Berlin 2015, S. 59.  12  Kommunistische 
Partei Deutschlands (Spartakusbund) (Hrsg.): Was will der Spartakus-
bund?, Berlin 1919, S. 20.  13  Ebd. Unter Kapitulanten sind all jene 
zu verstehen, die sich zusätzlich zum Wehrdienst freiwillig für bis zu 
zwölf Jahre verpflichteten, um nach abgeleistetem Militärdienst An-
spruch auf eine zivile Beamtenstelle zu haben. Vgl. Weipert: Zweite 
Revolution, S. 386.  14  Kommunistischen Partei Deutschlands (Hrsg.): 
Was will der Spartakusbund?, S. 21.  15  Leviné: Rede vor Gericht, 
S. 40.  16  Ebd.  17  Ebd., S. 37.  18  Ebd., S. 38.  19  Ebd., S. 39.  20  Or-
ganisationsentwurf der KPD vom 10. März 1919, in: Meyer-Leviné, 
Rosa: Leviné. Leben und Tod eines Revolutionärs, Frankfurt a. M. 
1974, S. 188.  21  Leviné: Rede vor Gericht, S. 36.  22  Ebd.  23  Ebd., 
S. 43.  24  Slonimskij, Michail: Eugen Leviné. Erzählung, Berlin 1949.
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«CLÄRE, MACH’ DU’S!»
ERINNERUNGEN VON FRAUEN AN DIE REVOLUTIONSEREIGNISSE 
1918/19

Gendergeschichte 
der Revolution
Wenn es um das Thema Revolution geht, sind 
sich öffentlicher und wissenschaftlicher Dis-
kurs zumeist erstaunlich einig: Revolutionen 
sind umstürzend und gewaltsam – und sie 
werden von Männern gemacht. Diese Pers-
pektive bringt sowohl die Rolle der Frauen als 
auch des Alltags in der Revolutionszeit zum 
Verschwinden. Dabei waren Frauen in der Re-
volution 1918/19 keinesfalls nur Anhängsel 
ihrer Männer. Sie handelten häufig autonom – 
sowohl im Betrieb als auch in der Familie. Im 
Folgenden sollen Handlungsfelder, Motivatio-
nen und die Beteiligung von Frauen an den re-
volutionären Ereignissen exemplarisch sicht-
bar gemacht werden.
Bislang ist in der Beteiligung von Frauen bei 
der Einleitung der Revolution 1918/19 kein 
bestimmender Faktor gesehen worden. Die 
zahlreichen zeitgenössischen Fotos und die 
historischen Darstellungen des Revolutions-
geschehens sparen – von Ausnahmen abge-
sehen – Frauen aus. Dieser Fakt darf aber kei-
nesfalls als Beleg für eine Abwesenheit von 
Frauen oder ihre fehlende Politisierung gese-
hen werden, sondern vielmehr als Beleg für 
den Mangel, die Beteiligung von Frauen an 
der Revolution sichtbar zu machen.
Man könnte annehmen, dass durch die Etab-
lierung der Frauengeschichte seit den 1980er 
Jahren dieser Missstand behoben und zahl-
reiche Biografien von Revolutionärinnen1 re-
konstruiert und zur Verfügung gestellt wor-
den sind. Was soll heute noch innovativ 
daran sein, die Beteiligung von Frauen nach-
zuzeichnen? Bis heute stellt aber der Aufsatz 
von Helga Grebing aus dem Jahr 1994 eine 
der wenigen Veröffentlichungen dar, die ganz 

explizit das weibliche Gesicht der Revolution 
zum Thema machen.2 Dass die Revolution 
lediglich «Männersache»3 unter Beteiligung 
weniger herausragender Frauen gewesen 
ist – dieser Ansicht muss widersprochen wer-
den. Der Aufsatz von Grebing stellt klar: «Die 
Frauen waren fast überall dabei und nicht nur 
in Berlin.»4 Aber selbst für das Beispiel Berlin, 
eines der revolutionären Zentren, gilt, dass die 
Beteiligung von Arbeiterinnen an der Revolu-
tion und den damit verbundenen Ereignissen 
und Streiks zwischen 1918 und 1919 noch 
nicht näher erforscht ist.
Ein Blick auf die soziale Zusammensetzung 
der revolutionsbewegten Massen ist in dieser 
Hinsicht aus zwei Gründen erhellend: Erstens 
waren Führungspositionen in dieser Zeit zwei-
felsohne mehrheitlich von Männern besetzt. 
Frauen, die es an die Spitze von Parteien, Ge-
werkschaften oder Verbänden geschafft hat-
ten, waren absolute Ausnahmen. Axel Wei-
pert hat diesen Befund jüngst für den Anteil 
der Frauen in der Rätebewegung bestätigt: 
Obwohl in die neugegründeten Räte auch 
Frauen gewählt werden konnten, waren sie 
an einflussreichen Stellen nur marginal ver-
treten. 5 Gleichzeitig ist aber über diejenigen, 
die hin und wieder doch in den Protokollen der 
Rätevertretungen auftauchen, wenig bekannt. 
Manche von ihnen waren als Bürogehilfinnen 
oder Protokollantinnen tätig. Andere Frauen 
wurden tatsächlich auch als Delegierte in die 
Vertretungen gewählt. Dieser Gruppe hat sich 
die Geschichtsschreibung bisher wenig zu-
gewandt.6 Seit einiger Zeit wird in der Histo-
riografie allerdings auf den bestehenden For-
schungsbedarf hingewiesen7 – und somit der 
Versuch unternommen, den bekannten weib-
lichen Revolutionärinnen wie Rosa Luxem-
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burg, Luise Kautsky oder Toni Sender andere 
bisher weitgehend unbekannte Frauen an die 
Seite zu stellen.
Helga Grebing stellt in ihrem Aufsatz fest, 
dass – wie oben bereits zitiert – Frauen zwar 
überall dabei waren, dass der Anteil von Frau-
en an «revolutionären Aktivitäten» wie De-
monstrationen, Streiks und bewaffneten 
Kämpfen allerdings «im Verhältnis zu ihrer 
Zahl und im Vergleich zu den Männern ge-
ring»8 gewesen sei. Im Unterschied zu diesem 
Befund soll hier und im Folgenden argumen-
tiert werden, dass Frauen an der Basis der Pro-
teste durchaus zahlreich vertreten waren, und 
der Frage nachgegangen werden, in welcher 
Weise sie an den revolutionären Ereignissen 
beteiligt waren.
Um die Handlungsfelder und Motivationen 
von Frauen herauszuarbeiten und sichtbar zu 
machen, bietet sich die Analyse von Selbst-
zeugnissen an, zum Beispiel von Tagebüchern 
oder Briefen. Diese Textformen eignen sich 
besonders gut, um die Erfahrung von Umbrü-
chen, den Wandel von Mentalitäten und die 
«Perspektive auf die Welt»9 der Schreibenden 
zu untersuchen.
Eine weitere Möglichkeit bieten Quellen aus 
dem sogenannten Erinnerungsarchiv, das in 
den 1950er Jahren vom Institut für Marxis-
mus-Leninismus eingerichtet wurde, um Ma-
terialien und Dokumente zur Geschichte der 
Arbeiterbewegung zu sammeln und zur Ver-
fügung zu stellen.
Die Geschichts- und Erinnerungspolitik in der 
DDR, die zum 40. Jahrestag der «November-
revolution»10 für diese Zeitspanne ihren Höhe-
punkt fand, setzte verstärkt auch auf die Pro-
duktion von Quellen. Das Archiv umfasst nicht 
nur Berichte von späteren Funktionär_innen 
der SED – gezielt wurde auch nach einem 
breiten Kreis von ehemaligen Teilnehmer_in-
nen der Revolution gesucht. Auch die auf Be-
zirksebene eingeführte «Kommission zur Er-
forschung der Geschichte der Berliner 
Arbeiterbewegung» wirkte an dieser Politik 

bzw. Strategie des Sammelns und Bewahrens 
mit. Im Oktober 1957 erschien als Auftakt und 
Vorbote des 40. Jahrestags der «Novemberre-
volution» eine erste Broschüre, die Erlebnisse 
«von Arbeitern aus den Jahren 1917 und 
1918, die die großen Kämpfe des Berliner Pro-
letariats jener Tage miterlebt haben», versam-
melt.11 Auf der letzten Seite dieser Broschüre 
findet sich die Ankündigung, eine «Sammlung 
von Erinnerungen Berliner Arbeiter über die 
Novemberrevolution herauszubringen», an 
die sich der Aufruf anschließt: «Die Kommissi-
on fordert deshalb die Berliner Arbeitervetera-
nen auf, ihre Erinnerungen und Materialien 
aus dieser Zeit dem Parteikabinett der Bezirks-
leitung der SED Groß Berlin […] zugänglich zu 
machen.»12 Zwar legte das Zentralkomitee der 
SED den Spielraum für die Interpretation die-
ser Quellen weitgehend fest, die Zeitzeug_in-
nen hatten aber durchaus Gestaltungsmög-
lichkeiten bei den Aufzeichnungen ihrer 
Erinnerungen, denn sie fertigten die Berichte 
selbstständig an.
Die Erinnerungsberichte aus der DDR-Über-
lieferung müssen unbedingt mit einem kriti-
schen Blick auf den Kontext ihres Zustande-
kommens gelesen werden: Dabei ist nicht nur 
der große zeitlichen Abstand zu den histori-
schen Ereignissen von mindestens 30 Jahren 
zu berücksichtigen, sondern auch ihre Funk-
tion innerhalb des Aufbaus eines «Parteige-
dächnisses» durch die SED. Dadurch sind die 
Berichte weder einfache Tatsachenberich-
te noch reine lebensgeschichtliche Selbst-
entwürfe, sondern auch in unterschiedlicher 
Intensität «ideologisch gefärbte Rückinter-
pretationen».13 Dennoch geben sie uns als 
überlieferte Quellen die Möglichkeit, den ein-
zelnen revolutionsbewegten Frauen in der 
Masse näherzukommen. Axel Weipert weist 
auf den Reichtum dieser Erinnerungsberichte 
hin: «Diese Quellen sind hier von erheblichem 
Interesse, da sie oft die Sicht von Basisakti-
visten wiedergeben oder einzelne Begeben-
heiten schilden, die in anderen Quellen über-



«Cläre, mach’ Du’s!» 57

haupt nicht oder nur sehr knapp Erwähnung 
finden. Sie stellen also eine der wenigen Mög-
lichkeiten dar, den Akteuren an der Basis der 
Bewegung eine Stimme zu geben, nach ihren 
Intentionen, Aktivitäten und Erlebnissen zu 
fragen.»14

Tatsächlich bilden die Erinnerungsberichte 
insbesondere im Hinblick auf die Frage, wel-
che Bedeutung der Weltkrieg für die Lebens-
wirklichkeit der Menschen hatte, eine gute 
Quellenbasis: Während in anderen Zeugnis-
sen die Angst vieler Menschen vor einem 
politischen Umsturz im Vordergrund steht, 
spielen in diesen Berichten die allgemeine 
Kriegsmüdigkeit und die Zustimmung zu ei-
ner Transformation der politischen Verhältnis-
se nach sowjetischem Vorbild eine wichtige 
Rolle. Deutlich kommt die Hoffnung auf eine 
Verbesserung der sozialen Verhältnisse zum 
Ausdruck, und auch die Frage nach einem kul-
turellen Neuanfang wird aufgeworfen.
An dieser Stelle zeigt sich bereits, wie selek-
tiv das «Erinnerungsarchiv» ist: In den Quel-
len werden die Revolutionsereignisse aus der 
Perspektive von Menschen geschildert, die 
im Arbeitermilieu verankert waren und deren 
politische Positionen sich häufig aus den Er-
fahrungen der Kriegsjahre und der damit ver-
bundenen Not herleiteten. Gleichwohl unter-
scheiden sich die Berichte nicht nur in den 
Mentalitäten und subjektiven Einstellungen, 
die zum Ausdruck kommen, sondern auch da-
durch, welche Ereignisse als prägend erinnert 
werden und wie die eigene Beteiligung in Be-
zug auf die Geschlechtszugehörigkeit wahr-
genommen wird.

Beteiligung von Frauen an 
den Revolutionsereignissen 
1918/19
Nicht erst die Revolution 1918/19 und die dar-
auffolgende Einführung des Frauenwahlrechts 
führten zu einer grundlegenden Transforma
tion der Lebenswelten von Frauen. Sie ging 
vielmehr bereits mit den sozialen und wirt-

schaftlichen Umständen der Kriegszeit einher. 
Die Abwesenheit der männlichen Beschäf-
tigten führte dazu, dass viele Frauen eine Er-
werbsarbeit aufnahmen. Zudem wuchs ihre 
Bedeutung für die Kriegswirtschaft beständig. 
Viele Frauen litten unter dieser Doppelbelas-
tung – die Arbeit in den Fabriken und die Haus-
arbeit, die durch die schlechte Versorgungs-
lage zusätzlich erschwert wurde. Außerdem 
verdienten die Arbeiterinnen im Durchschnitt 
nur etwa halb so viel wie ihre männlichen Kol-
legen. Die Last des Krieges war insbesondere 
in den Großstädten täglich spürbar. Seit dem 
Winter 1916/17 war der Alltag von Frauen 
durch eine extreme Lebensmittelknappheit ge-
prägt. Viele Menschen mussten im «Steckrü-
benwinter» 1916/17 hungern. Bereits im April 
1917 organisierten Rüstungsarbeiter_innen die 
ersten Streiks. Dem Januarstreik 1918 schlos-
sen sich Zehntausende Arbeiter_innen an.
Viele der Erinnerungsberichte über die «No-
vemberrevolution» setzen bereits lange vor 
den Ereignissen im Jahr 1918 ein. Anna Er-
furth, Jahrgang 1886, seit 1911 politisch aktiv 
in der SPD und Mitglied im Metallarbeiterver-
band in Berlin, seit 1918 dann in der KPD or-
ganisiert, berichtet von ihren Politisierungser-
fahrungen:
1914 wurde sie bei der Firma Schwarzkopff 
«Vertrauensmann» der Frauen und machte 
Bekanntschaft mit einem Netzwerk von Ge-
nossen, die später – ebenso wie sie selbst – 
an den Kämpfen der Revolution beteiligt wa-
ren. 1917 organisierten die Belegschaft ihrer 
Firma und die der AEG einen Hungerstreik. 
Arbeiter_innen und Angestellte schlossen 
sich an und marschieren zum Humboldthain. 
Sie schreibt:
«Die Regierung ließ Anschläge in den Betrie-
ben anbringen mit dem Wortlaut: ‹Wer die 
Arbeit in 2 Tagen nicht aufnimmt, bekommt 
die Order und die Frauen werden entlassen.› 
Daraufhin veranlaßten mein Mann und ich, 
daß eine Versammlung in den Hussitensä-
len angesetzte wurde, wo wir die Ordern ein-
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sammelten und verbrannten. Damit war der 
Fall erledigt, und es kam auch weiter nichts 
danach.»15

Die Arbeit in den Betrieben konnte für die 
Frauen den Ausgangspunkt ihrer politischen 
Aktivität bilden. In den Jahren nach dem Be-
ginn des Ersten Weltkriegs stellten sich Teile 
der Sozialdemokrat_innen gegen die Burg-
friedenspolitik des Parteivorstands, andere 
wurden in der Antikriegsopposition politisch 
aktiv. Darunter befand sich auch die spätere 
Abgeordnete der Bremischen Bürgerschaft, 
Gesine Becker, Jahrgang 1888. Sie gehörte in 
Bremen zum engen Kreis der aktiven und or-
ganisierten Frauen und veranstaltete mit Mit-
streiterinnen einen Protestmarsch gegen die 
Lebensmittelknappheit und gegen die mise
rable Ernährungssituation der Arbeiterfrauen 
und ihrer Familien. An den revolutionären Er-
eignissen der Bremer Räterepublik war sie ak-
tiv beteiligt. Sie war eine von drei Frauen, die 
engagiert in die Debatten des Arbeiter- und 
Soldatenrats eingriff.16 Unter welchen Um-
ständen diese drei Frauen in den Arbeiterrat 
Bremen delegiert worden waren, wurde bis-
lang noch nicht weiter erforscht.17 In der Regel 
erhielten die Mitglieder ein Mandat aus dem 
Betrieb, dem sie angehörten.
Ralf Hoffrogge erwähnt dazu in seinem Buch 
über Richard Müller: «Dass Frauen eigene De-
legierte, z. B. in die Streikleitungen sandten, 
ist durchaus als Ausbruch aus der Bevormun-
dung zu sehen. Dies entsprach einem akuten 
Wandel der Lage: Im Krieg hatte die Zahl der 
Arbeiterinnen enorm zugenommen und ihre 
Lebenssituation war alles andere als einfach. 
[…] Als Ungelernte hatten sie oft besonders 
stupide, anstrengende und nicht selten auch 
gesundheitsschädliche Tätigkeiten zu verrich-
ten. Auch der Januarstreik wurde maßgeblich 
von Frauen getragen, sichtbar nicht so sehr 
in der Streikleitung, dafür umso mehr an der 
Basis. Laut Berichten von Zeitzeugen bildeten 
Frauen die Hauptkraft der Massenstreiks in 
den Jahren 1917 und 1918.»18

Cläre Casper, Jahrgang 1891, 1917 Mitglied 
der Revolutionären Obleute, 1918 Mitglied 
der Streikleitung im Munitionsarbeiterstreik, 
schrieb später, dass in Berlin im Januarstreik 
1918 «hauptsächlich Frauen»19 streikten. Sie 
gehörte als einzige Frau dem elfköpfigen Ak-
tionsausschuss an, der den Streik der Muniti-
onsarbeiter_innen im Januar in Berlin leitete.20

Neben den Forderungen nach Frieden und 
nach Änderungen der sozialen Verhältnisse 
spielte 1918 auch das Frauenwahlrecht eine 
besondere Rolle. Erst seit 1908 bestand für 
Frauen in Deutschland überhaupt die Mög-
lichkeit, Mitglied einer politischen Partei zu 
werden. Aus einem Berliner Polizeibericht 
geht hervor, Frauen seien «in hervorragender 
Weise an den Streiks selbst, als auch an den 
Straßenkundgebungen beteiligt» gewesen, 
vielfach seien sie als «Anführer»21 in Erschei-
nung getreten.
Die Erwerbstätigkeit von Frauen im Zuge des 
Ersten Weltkriegs hatte einen großen Effekt 
auf die Räume, in denen eine Politisierung 
stattfand. Die erhöhte Präsenz von Frauen in 
Branchen wie in der Metall- und Elektroindust-
rie schuf Möglichkeiten, sich politisch zu betä-
tigen. Nicht alle Frauen hatten diesen Prozess 
der Politisierung bereits durch die Prägung im 
Elternhaus oder durch die Mitgliedschaft in 
Jugendorganisationen durchlaufen. Gerade 
für jene Frauen, die nicht aus einem Umfeld 
kamen, in dem über Politik viel gesprochen 
wurde oder Familienangehörige in Organisa-
tionen der Arbeiterbewegung Mitglied waren, 
konnten die neuen Erfahrungen in den Betrie-
ben prägend sein.
So war es auch bei Cläre Casper. Mit 16 Jah-
ren quittierte sie ihre Arbeit als Dienstmäd-
chen aufgrund ihres geringen Verdiensts und 
begann mit der Arbeit in der Fabrik. Kurz da-
rauf folgte der Eintritt in den Deutschen Me-
tallarbeiterverband (DMV). Dort nahm sie an 
Streiks und Aussperrungen teil:
«Im April 1917, beim sogenannten Brot-
streik, der sich gegen eine neuerliche Kür-
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zung der Brotrationen richtete, waren die 
Frauen besonders aktiv. Traf doch die Arbei-
terfrauen, die zumeist noch einen Haushalt 
und Kinder zu versorgen hatten, jede Rati-
onskürzung besonders hart.»22

Die erwähnten Biografien zeigen: Viele der re-
volutionsbewegten Frauen kamen nicht aus 
politisierten Elternhäusern im Arbeitermilieu: 
Gesine Becker und Anna Erfurth wuchsen als 
Töchter eines Kleinbauern und eines Tagelöh-
ners auf und zogen erst in ihren jungen Er-
wachsenenjahren in die Großstädte Bremen 
und Berlin. Auch bei Cläre Casper, obwohl sie 
in Berlin aufgewachsen war, war es ähnlich: 
Bevor sie in der Fabrik arbeitete, war sie schon 
mit 14 Jahren als Dienstmädchen «in Stellung 
gegangen». Sie berichtet von einer Politisie-
rung an den verschiedenen Arbeitsstellen und 
durch ein gewerkschaftlich geprägtes Netz-
werk von Kolleg_innen. Mehrfach verlor sie ih-
re Anstellung in Fabriken, weil sie den Betrieb 
genutzt hatte, um für Streiks und bessere Ar-
beitsbedingungen zu werben.23

Gesine Becker politisierte sich im Zuge ihrer 
Tätigkeit als Dienstmädchen in bürgerlichen 
Haushalten und der dort erlebten Ungerech-
tigkeit. Auch wenn in diesen Haushalten si-
cher kaum agitiert wurde, waren es nicht nur 
in Bremen viele Frauen aus diesen Dienstver-
hältnissen, die den Weg in die politische Orga-
nisierung suchten.
Wie beteiligten sich Frauen an den Revoluti-
onshandlungen im November 1918 und da-
nach? Am 9. November schlossen sich un-
ter anderem die Belegschaften der Berliner 
Rüstungsfabriken zu großen Demonstrati-
onszügen zusammen, die sich kreisförmig in 
Richtung des Stadtzentrums bewegten. Die 
streikenden Fabrikarbeiter_innen wollten er-
reichen, dass sich die in der Chausseestra-
ße stationierten Soldaten der sogenannten 
Maikäferkaserne ihrem Zug anschlossen.
Anna Erfurth war am 9. November 1918 an 
der Erstürmung der Maikäferkaserne in Berlin 
beteiligt. Sie berichtet von bewaffneten Aus-

einandersetzungen und von ihrer Verhaftung, 
bereits im Oktober – ihre Haftentlassung ha-
be sie nur einem glücklichen Umstand zu ver-
danken.24

Zu bewaffneten Auseinandersetzungen zwi-
schen Streikenden und Anhänger_innen des 
alten Systems kam es an vielen Orten in der 
Stadt. In den Erinnerungen wird besonders 
häufig von der Teilnahme an großen Demons-
trationen, Streiks und Sabotageaktionen be-
richtet. Die Funktionen, die Frauen dabei aus-
übten, unterschieden sich, jedoch war bereits 
das Einreihen in den Demonstrationszug mit 
einem Risiko verbunden, dass für Frauen und 
Männer gleichermaßen bestand. Anna Reh-
me, Jahrgang 1899, berichtet, dass in der 
von ihr in Berlin besuchten Demonstration ei-
ne klare Reihenfolge innerhalb des Zugs be-
stand: Frauen marschierten etwas weiter hin-
ten, hatten aber auch Waffen und Munition 
dabei. Sie selbst hatte einen Gurt mit Muni-
tion umgelegt, den sie später einem Genos-
sen übergab, der ein postiertes Maschinen-
gewehr bediente.25

Martha Globig, Jahrgang 1901, stellte mit ih-
rer Kollegin in Kiel auf der Schreibmaschine 
Flugblätter her, die unter der Überschrift «Ro-
te Fahnen über Kiel» die revolutionären Um-
brüche unterstützten. Sie verteilten die Zettel 
bei Veranstaltungen und in größeren Men-
schenansammlungen.26 Viele Frauen über-
nahmen im November und in den folgenden 
Monaten organisatorische Aufgaben wie 
die Verbreitung von Flugblättern und die Be-
schaffung von Munitionsnachschub oder 
halfen beim Bau von Barrikaden. Manch-
mal ergaben sich aus der Teilnahme an den 
Kämpfen im November 1918 für einige Frau-
en neue Arbeitsmöglichkeiten, zum Teil be-
günstigt durch die neu geknüpften Kontakte. 
So arbeitete zum Beispiel Cläre Casper nach 
den revolutionären Ereignissen im November 
als Bürogehilfin und Botin im Vollzugsrat des 
Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenrats; An-
na Rehme nahm 1918 die Stelle als Sekretärin 
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von Emil Eichhorn im Berliner Polizeipräsidi-
um an.
«Die Historiker haben solchen zeitgenössi-
schen Berichten aus der Umbruchzeit bislang 
zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Sie auf-
zugreifen und zu analysieren hieße, wichtige 
Korrekturen am überlieferten Bild der Revolu-
tion vorzunehmen, das eben nicht nur vom Er-
lebnis einer tief greifenden politischen Zäsur, 
sondern auch in vielleicht noch stärkerem Ma-
ße von der Erfahrung einer ungebrochenen 
Kontinuität in Mentalität und Alltagsverhalten 
bestimmt war.»27

Dieser Befund Volker Ullrichs spiegelt sich 
auch in den überlieferten Erinnerungsberich-
ten wider: Das Eintreten für politische Verän-
derung entsprach einem langfristig gehegten 
Wunsch nach einer Verbesserung der sozialen 
Verhältnisse, der nicht erst durch den Strudel 
der Revolutionsereignisse ausgelöst wurde. 
Das Gefühl der Zugehörigkeit zu einer sozialen 
Gruppe, das am Arbeitsplatz oder im Rahmen 
einer Demonstration entstand, wird dabei 
häufig als stabilisierendes Element beschrie-
ben. Demgegenüber spielt in den hier zitierten 
Berichten der Revolutionärinnen die eigene 
Rolle als Frau in einer von Männern dominier-
ten Sphäre häufig nur am Rande eine Rolle.
Eine Schwierigkeit, den Frauen auf der Stra-
ße während der revolutionären Ereignisse nä-
herzukommen, ergibt sich aus dem Fehlen ei-
ner geschlechtsspezifischen Sprache, in der 
Regel wird in den zeitgenössischen Berichten 
das generische Maskulinum, also die männ-
liche Bezeichnung wie Arbeiter, Revolutio-
näre oder Vertrauensmann verwendet. Nur 
selten liegen zum Beispiel auch in Polizeibe-
richten nach Geschlecht differenzierte An-
gaben vor. Wie bewerteten die Frauen selbst 
die Bedeutung ihrer eigenen Geschlechts-
zugehörigkeit? Wo fanden Bezüge und Ab-
grenzungen zu den Männern statt? In den 
Erinnerungsberichten finden sich zahlreiche 
Hinweise darauf, dass Frauen ihre Rolle in ei-
nem männlich dominierten Umfeld nicht nur 

wahrnahmen und bewusst reflektierten, son-
dern geschlechtsspezifische Rollenerwartun-
gen auch in ihrem Sinne benutzten oder be-
wusst überschritten.
Cläre Casper schildert eine Situation im Be-
trieb, in der ihr von den Kolleg_innen die Kom-
petenz zugesprochen wurde, als Rednerin vor 
den Betrieb zu treten: 
«Als im November 1917 bei uns bekannt 
wurde, daß die russischen Arbeiter endgül-
tig ihre Unterdrücker verjagt hatten, wurde 
es in den Berliner Betrieben unruhig. Auch 
die Arbeiter des Betriebes Dr. Paul Meyer 
verlangten spontan eine Betriebsversamm-
lung. Als kein Referent kam, meinten die Kol-
legen, ‹Cläre, mach’ Du’s!› Ich war zwar nicht 
darin geübt, Referate zu halten, aber ich faß-
te Mut und schilderte die Lage der Arbeiter-
schaft.»28

Es ist anzunehmen, dass Cläre Casper diese 
Episode auch deshalb als prägend erinnert, 
weil sie in dieser Situation erlebt hat, einem 
männlichen Referenten mindestens eben-
bürtig zu sein – mehr noch, allen anwesen-
den Männern ebenbürtig, wenn nicht gar, 
durch ihre Position als Rednerin, überlegen 
zu sein. Dieses Erleben wird durch den kolle-
gialen Ton, mit dem sie die Umstehenden zu 
ihrer Rede auffordern, unterstützt. Cläre Cas-
per schildet diese Erfahrung der Anerkennung 
in einer männerdominierten Sphäre nicht als 
selbstverständlich, sondern eher als einmali-
ges Erlebnis.
Zugleich kann Geschlecht für die Revolutio-
närinnen ein Element der Selbstidentifikati-
on sein, das von den Akteurinnen verhandelt 
und verändert wird. Das klare Bewusstsein, 
sich in von Männern dominierten Bereichen 
und politischen Netzwerken zu bewegen, bot 
den Frauen auch die Möglichkeit, ihre Ge-
schlechtszugehörigkeit bewusst einzusetzen. 
Damit konnten sie sich in den Netzwerken An-
erkennung verschaffen.
Cläre Casper berichtet von ihrer Tätigkeit im 
Waffenschmuggel, ihre Wohnung diente als 
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Waffenversteck. Nach einer angekündig-
ten Hausdurchsuchung gelang es, Geweh-
re und Munition wegzuschaffen. Im Verhör 
konnte sie versichern, «daß ich aus Angst vor 
solchem Zeug noch nie in einer Munitionsfa-
brik gearbeitet hätte und fragte ganz unschul-
dig, wie ich als junges Mädchen an solch ge-
fährliches Zeug überhaupt herankommen 
sollte».29 Cläre Casper schildet hier, wie sie 
gesellschaftliche Stereotype gezielt als Argu-
ment im Verhör zu ihren Gunsten einzusetzen 
wusste.

Fazit
Nach wie vor wird das Thema Revolution im 
deutschen Diskurs in erster Linie mit Chaos 
und Gewalt assoziiert. Darum ist es wichtig, 
neue Perspektiven, sowohl wissenschaftliche 
als auch politische, auf die Revolution als Ge-
burtsstunde der Weimarer Republik zu werfen 
und die komplexe Dynamik der Ereignisse zu 
entfalten. Wenn wir die Revolution 1918/19 
sowie den durch sie eingeleiteten System-
wechsel wirklich begreifen wollen, ist es un-
abdingbar, die Sicht der revolutionsbewegten 
Menschen mit in den Fokus zu nehmen. Oh-
ne die geschichtlichen Eckdaten zu vernach-
lässigen, kann hier die Erfahrungsgeschichte 
einen neuen Ansatz liefern. Auf Basis der Er-
innerungsberichte kann in die subjektiven Be-
weggründe und Erlebnisse der revolutions-
bewegten Menschen ein Einblick gegeben 
werden, der auch dazu beitragen kann, die 
Rolle der Frauen vor und während der Revolu-
tion neu zu erforschen.
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«Ich verteidige mich nicht, 

weil ich eine mildere Strafe 

von Ihnen erwarte, denn wenn 

ich das wollte, dann müsste 

ich eigentlich jetzt schweigen; 

meine Verteidiger, die Ihnen 

politisch und menschlich nä­

her stehen als ich, würden die 

Verteidigung viel wirksamer 

ausüben können. […] Solange 

das Wort Sozialismus nur auf 

den Briefbogen der verschie­

denen Regierungen steht, gibt 

es keinen inneren Frieden.»

EUGEN LEVINÉ


